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A. Ausgangslage und Auftrag 

Die Landesregierung hat den Entwurf für ein Drittes Gesetz zur Änderung wasserrechtli-

cher Vorschriften1 in den Landtag eingebracht. Der Entwurf sieht unter anderem Änderun-

gen des Rechts der Gewässerunterhaltung vor. Hierzu haben mehrere Verbände im Mai 

2016 Änderungsvorschläge2 unterbreitet, die der Parlamentarische Beratungsdienst in 

einem Rechtsgutachten bewertet hat.3 Im Dezember 2016 wurde ein geänderter „Verbän-

devorschlag zur Novellierung wasserrechtlicher Vorschriften im Land Brandenburg“ vorge-

legt.4 

                                            

1  LT-Drs. 6/4520. 
2  „Gemeinsamer Vorschlag von Städte- und Gemeindebund Brandenburg e.V., Waldbesitzerverband 

Brandenburg e.V., Landesfischereiverband Brandenburg e.V., Landesbauernverband Brandenburg e.V., 
Grundbesitzerverband Brandenburg e.V. zu einer Neuregelung von Mitgliedschaft und Beitragsfinanzie-
rung der Gewässerunterhaltungsverbände in Brandenburg“ vom 27. Mai 2016, hier abrufbar: 
http://www.forum-natur-brandenburg.de/uploads/4/6/5/7/46576237/stellungnahme_bbgwg 
_03.06.2016.pdf. 

3  Gutachten des Parlamentarischen Beratungsdienstes vom 6. Okt. 2016 (Bearb. Lechleitner), Rechtliche 
Bewertung von Änderungsvorschlägen zum Recht der Gewässerunterhaltung, hier abrufbar: 

 https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w6/gu/25.pdf. 
4  Verfasser sind der Landeswasserverbandstag Brandenburg e.V., Städte- und Gemeindebund Branden-

burg e.V., Forum Natur Brandenburg e.V., Waldbesitzerverband Brandenburg e.V., Landesanglerver-
band Brandenburg e.V., Landesjagdverband Brandenburg e.V., Landesfischereiverband Branden-
burg/Berlin e.V., Landesbauernverband Brandenburg e.V. und der Familienbetriebe Land und Forst e.V. 

 Das Vorschlag kann hier abgerufen werden: 

http://www.forum-natur-brandenburg.de/uploads/4/6/5/7/46576237/stellungnahme_bbgwg_03.06.2016.pdf
http://www.forum-natur-brandenburg.de/uploads/4/6/5/7/46576237/stellungnahme_bbgwg_03.06.2016.pdf
https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w6/gu/25.pdf
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Der Ausschuss für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft hat im Januar 2017 

beschlossen, den Parlamentarischen Beratungsdienst mit der Erstellung eines ergänzen-

den Gutachtens zu beauftragen, das zeitnah diesen Verbändevorschlag einschließlich der 

Sondervoten des Städte- und Gemeindebundes und des Landeswasserverbandstages im 

Hinblick auf die Rechtmäßigkeit und die Umsetzbarkeit beurteilt und das insbesondere auf 

die Vorschläge zur Mitgliedschaft in den Gewässerunterhaltungsverbänden und zur Diffe-

renzierung bei der Beitragserhebung eingeht. 

B. Stellungnahme 

I. Vorbemerkungen 

1. Verweis auf das Gutachten des Parlamentarischen Beratungsdienstes vom 
6. Oktober 2016 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird im Hinblick auf die Darstellung von Rechtspre-

chung und Literatur zu den verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Mitgliedschaft in den 

Gewässerunterhaltungsverbänden und die Beitragserhebung auf das Gutachten des Par-

lamentarischen Beratungsdienstes zum ersten Verbändevorschlag5 verwiesen. 

2. Erfordernis einer förmlichen Überarbeitung der Änderungsvorschläge 

Ungeachtet der Frage der Rechtmäßigkeit und rechtssicheren Umsetzung des Verbände-

vorschlags sowie der politischen Bewertung ist darauf hinzuweisen, dass der Vorschlag 

einer umfassenden förmlichen Überarbeitung bedarf. Zwar ist ein Änderungsvorschlag in 

der Form eines Änderungsantrages beigefügt, jedoch sind die Änderungsbefehle an vielen 

Stellen ungenau oder rechtsförmlich unkorrekt. Auch die Formulierungen des Normtextes 

sind überarbeitungsbedürftig, teilweise unterscheiden sich zudem die Textvorschläge im 

Fließtext und im beigefügten Änderungsvorschlag. Auf förmliche und redaktionelle Fragen 

wird im Folgenden nicht eingegangen. Soweit sich der Ausschuss die Vorschläge zur Mit-

gliedschaft und/oder zur Finanzierung ganz oder teilweise zu eigen macht, empfiehlt sich 

wegen der damit verbundenen rechtlich und fachlich komplexen Fragen des Wasser-, Ka-

taster-, Organisations- und Abgabenrechts, bei der konkreten Formulierung des Ände-

                                                                                                                                                 

 http://www.forum-natur-brandenburg.de/uploads/4/6/5/7/46576237/final_verbaendevorschlag 
_bbgwg_22.12.2016.pdf. 

5  Siehe Fn. 3. 

http://www.forum-natur-brandenburg.de/uploads/4/6/5/7/46576237/final_verbaendevorschlag_bbgwg_22.12.2016.pdf
http://www.forum-natur-brandenburg.de/uploads/4/6/5/7/46576237/final_verbaendevorschlag_bbgwg_22.12.2016.pdf
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rungsantrags den Sachverstand der Landesregierung einzubeziehen (siehe § 24 Abs. 3 

der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes Brandenburg).  

3. Synopse zu den Änderungsvorschlägen der Landesregierung und der Ver-
bände 

Zur besseren Übersicht über die von den Verbänden vorgeschlagenen Änderungen findet 

sich in der Anlage eine Synopse, in der das geltende Recht, der Gesetzentwurf der Lan-

desregierung und der Verbändevorschlag einander gegenübergestellt werden. 

II. Vorschlag zur Beitragserhebung 

1. Inhalt des Vorschlags 

Der Verbändevorschlag sieht in der Neuregelung des § 80 Brandenburgisches Wasserge-

setz (BbgWG) vor, dass die Beiträge für die Gewässerunterhaltungsverbände nach der 

Nutzungsart der Flächen im Verbandsgebiet differenziert werden. Die Nutzungsartengrup-

pe „Landwirtschaft“ unterliegt dem Bemessungsfaktor 1,0. Für die Nutzungsartengruppe 

„Forst-/Fischereiwirtschaft“ gilt der Bemessungsfaktor 0,4 und für die Nutzungsartengrup-

pe „besiedelte/versiegelte Fläche“ der Bemessungsfaktor 4,0. Die Zuordnung zu einer 

Nutzungsartengruppe richtet sich nach der Eintragung im Liegenschaftskataster. Hierzu 

werden die 26 Nutzungsartengruppen nach dem Nutzungsartenerlass des Ministeriums 

des Innern vom 22. Februar 20136 einer der (ebenfalls als solche bezeichneten) Nut-

zungsartengruppen nach § 80 BbgWG zugeordnet.  

Die Gewässerunterhaltungsverbände erheben wie bisher die Beiträge von ihren Mitglie-

dern. Die Gemeinden können die Beiträge nach § 80 Abs. 2 BbgWG auf diejenigen 

Grundstückseigentümer umlegen, die nicht selbst Mitglied im Gewässerunterhaltungsver-

band sind. Maßstab für diese Umlage ist die veranlagte Fläche in Quadratmetern. 

2. Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht 

a) Verfassungsmäßigkeit der Grundidee 

Der Verbändevorschlag nimmt eine Differenzierung der Abgaben nach Nutzungsarten vor. 

Dies muss mit dem allgemeinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG bzw. Art. 12 Abs. 1 

                                            

6  Nachweis der Nutzungsarten und Klassifizierungen im Liegenschaftskataster (Nutzungsartenerlass) 
vom 22. Februar 2013, Az. 13- 573-31. 
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LV vereinbar sein. Dabei ist unmaßgeblich, ob die Abgabe durch den Gewässerunterhal-

tungsverband in Form eines Beitrags von den Mitgliedern oder durch die Gemeinden von 

den Eigentümern, die nicht selbst Mitglied des Gewässerunterhaltungsverbandes sind, im 

Wege der Umlage erhoben wird. Denn es handelt sich hier um Teilelemente eines aufei-

nander abgestimmten Finanzierungssystems, das insgesamt auf seine Vereinbarkeit mit 

dem Gleichheitssatz zu überprüfen ist. 

aa) Typisierungsbefugnis des Gesetzgebers 

Wie bereits im Gutachten zu dem ersten Verbändevorschlag dargestellt, kann eine Diffe-

renzierung des Flächenmaßstabs unter dem Gesichtspunkt des Verursachungs- und Vor-

teilsprinzips, nach dem Gedanken des solidarischen Lastenausgleichs oder aus sozialen 

Gründen gerechtfertigt sein. Dabei darf der Gesetzgeber Fallgruppen bilden und typisie-

ren. Der Gleichheitssatz ist bei einer Typisierung nur verletzt, wenn für die Gruppenbildung 

ein vernünftiger, einleuchtender Grund fehlt. 

Der Verbändevorschlag bildet zur Differenzierung der Beiträge drei Fallgruppen aufgrund 

der Nutzung der Grundstücke und rechtfertigt dies insbesondere mit den unterschiedlichen 

Vorteilen aus der Gewässerunterhaltung, vor allem aufgrund unterschiedlicher Grund-

stückswerte, und mit den unterschiedlichen Verursachungsbeiträgen der einzelnen Nut-

zungsarten.  

Diese Grundidee entspricht einschließlich der vorgeschlagenen Bemessungsfaktoren dem 

ersten Verbändevorschlag, wobei der vorliegende Verbändevorschlag die Begründung 

vertieft und erweitert. Bereits im Gutachten zum ersten Vorschlag wurde vertreten, dass 

bei der erforderlichen großzügigen Betrachtung der Typisierungsbefugnis des Gesetzge-

bers die vorgeschlagenen Differenzierungen zu rechtfertigen sind. Die Problematik des 

ersten Vorschlags bestand daher weniger in der Grundidee der Differenzierung nach 

Wald-, Agrar- und Siedlungsflächen als in der Anknüpfung an die Veranlagung der Flä-

chen zur Grundsteuer. Diese Anknüpfung wird mit dem vorliegenden Vorschlag vollständig 

aufgegeben, so dass die Rechtsprobleme, die hiermit im Zusammenhang standen, nicht 

mehr gegeben sind. 

Die im Vergleich zum ersten Vorschlag erweiterten Begründungen dürften die vorgeschla-

genen Differenzierungen im Grundsatz ausreichend tragen. Hinzuweisen ist aber auf zwei 

Gesichtspunkte: 
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Zum einen wird die Privilegierung der landwirtschaftlichen Flächen gegenüber den Sied-

lungsflächen unter Vorteilsgesichtspunkten – nachvollziehbar – mit den typischerweise 

niedrigeren Grundstückswerten begründet.7 Die Differenzierung wird jedoch außerdem mit 

dem Verursacherprinzip begründet. Daher empfiehlt sich, dass der Frage näher nachge-

gangen wird, ob landwirtschaftliche Grundstücke gegebenenfalls durch einen höheren 

Nährstoffeintrag einen Verursachungsbeitrag zum Aufwand für die Gewässerunterhaltung 

leisten. Der Verbändevorschlag setzt sich hiermit nur knapp auseinander.8 Maßgeblich für 

eine rechtfertigende Differenzierung unter dem Gesichtspunkt der Verursachung sind da-

bei selbstredend nicht rechtswidrig gesetzte Verursachungsbeiträge. Wenn einzelne 

Landwirte also möglicherweise unter Verstoß gegen die rechtlichen Vorgaben Düngemittel 

einsetzen, kann dies keine höhere Bemessung der Beiträge für landwirtschaftliche Flä-

chen rechtfertigen. Etwas anderes gilt aber, wenn die gesetzlichen Vorgaben9 so ausge-

staltet sein sollten, dass auch unter Beachtung der Vorschriften aufgrund des Nährstoffein-

trags eine Verursachung des Gewässerunterhaltungsaufwandes bewirkt wird. In diesem 

Fall kann insbesondere nicht damit argumentiert werden, dass es sich um eine gesamtge-

sellschaftliche Problematik handelt.10 Für die Rechtfertigung der Differenzierung kommt es 

allein darauf an, ob solche Verursachungsbeiträge typischerweise (d.h. bei rechtmäßigem 

Düngemitteleinsatz) entstehen oder nicht.11 

Zum anderen bedarf die Zuordnung der Fischereiwirtschaft noch einer näheren Begrün-

dung. Die fischereiwirtschaftlich genutzten Flächen werden in der Begründung zwar je-

weils neben die forstwirtschaftlich genutzten Flächen gestellt, jedoch fehlt, soweit ersicht-

lich, eine speziell auf diese Flächen bezogene Begründung. Dabei fällt auf, dass die 

Teichwirtschaft im ersten Verbändevorschlag noch dem Bemessungsfaktor für landwirt-

schaftlich genutzte Flächen zugeordnet wurde, während eine solche Unterscheidung 

nunmehr entfällt, ohne dass dies näher begründet wird. Außerdem wird in der Begründung 

                                            

7  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 18 ff. 
8  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 49 f. 
9  Zu aktuellen Überlegungen zur Änderung des Düngegesetzes siehe den Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung, BT-Drs. 18/7557. 
10  Unklar Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 49 f. 
11  Dies ist vergleichbar mit der Diskussion um die Flächenversiegelung. Nimmt man an, dass eine recht-

lich zulässige Flächenversiegelung einen höheren Aufwand für die Gewässerunterhaltung verursacht, 
ist dies für die Höhe des Bemessungsfaktors für solche Flächen mit zu berücksichtigen, unabhängig 
davon, ob die bestehenden Vorschriften, die eine Versiegelung gestatten, möglicherweise als unzu-
reichend angesehen werden oder nicht. 
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die Aussage getroffen, dass Unterhaltungsmaßnahmen in Wäldern sowie an fischereiwirt-

schaftlich genutzten Gewässern praktisch kaum mehr stattfänden.12 Da dieser Nutzungs-

artengruppe aber auch sämtliche Fließgewässer zugeordnet sind, erscheint dies fragwür-

dig. 

Sofern die Begründung in diesen Punkten noch einmal geschärft wird, lässt sich insge-

samt festhalten, dass nach hier vertretener Auffassung die Grundidee des Verbändevor-

schlags sowohl im Hinblick auf die Bildung der drei Nutzungsartengruppen als auch im 

Hinblick auf die Höhe der Differenzierung mit dem Gleichheitssatz zu vereinbaren ist. 

bb) „Absolute Rechtssicherheit“ des Vorschlags? 

Dabei ist allerdings darauf hinzuweisen, dass der Maßstab für die Rechtssicherheit des 

Vorschlags, den sich die Verbände selbst gegeben haben, mit einem solchen Finanzie-

rungsmodell nicht erreichbar ist. Nach dem Verbändevorschlag ist übergeordnetes Kriteri-

um für die Modellfindung die „nach menschlichem Ermessen absolute Rechtssicherheit 

des Vorschlags“.13 Eine solche absolute Rechtssicherheit besteht hier nicht, da die Fall-

gruppenbildung selbst und die Höhe der Bemessungsfaktoren auf Typisierungen beruhen 

und damit unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung mit guten Gründen kritisch hin-

terfragt werden können. Es kommt daher – wie bei allen Abgabengesetzen – darauf an, 

welchen Spielraum das gegebenenfalls über die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes be-

findende Verfassungsgericht dem Gesetzgeber einräumt und ob das Gericht die Differen-

zierungsgründe für ausreichend tragfähig erachtet. Hierfür gibt es kein mathematisch ge-

naues Prüfschema, so dass absolute Rechtssicherheit nicht zu erreichen ist. 

Wollte der Gesetzgeber nach dem Maßstab der absoluten Rechtssicherheit handeln, dürf-

te eine Finanzierung der Gewässerunterhaltung durch die Grundstückseigentümer nicht 

regelbar sein, da jedes Finanzierungsmodell – auch der geltende einheitliche Flächen-

maßstab – typisierender Zuordnungen bedarf und damit Rechtsunsicherheiten mit sich 

bringt. Nach diesem Maßstab wäre demzufolge die einzig denkbare, weil „absolut rechts-

sichere“ Finanzierung der Gewässerunterhaltung die vollständige Finanzierung durch das 

Land. 

                                            

12  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 18. 
13  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 7. 
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Soll die Finanzierung durch die Grundstückseigentümer beibehalten werden und strebt der 

Gesetzgeber keine absolute, aber ein Höchstmaß an Rechtssicherheit an, muss die gel-

tende Rechtslage unverändert bleiben, da der einheitliche Flächenmaßstab mehrfach ge-

richtlich bestätigt wurde und Differenzierungen daher nicht zu einem „Mehr“ an Rechtssi-

cherheit führen.14 

Es ist jedoch nicht geboten, solche Maßstäbe anzulegen. Denn im gewaltenteiligen 

Rechtsstaat ist zunächst der Gesetzgeber selbst berufen, sich eine eigene Überzeugung 

von der Verfassungsmäßigkeit seiner Gesetze zu bilden und am Maßstab dieser Über-

zeugung zu handeln. Ist er der Überzeugung, dass eine Neuregelung verfassungskonform 

ist, fällt es in seine politische Verantwortung abzuwägen, ob und inwieweit er erkannte ver-

fassungsrechtliche Risiken in Kauf nimmt. 

b) Einzelfragen 

Kann das Grundkonzept also als verfassungskonform bewertet werden, so bestehen je-

doch hinsichtlich der gesetzlichen Ausgestaltung im Einzelnen rechtliche Probleme, die 

einer näheren Betrachtung bedürfen. 

aa) Gesetzliche Verweisung auf einen Erlass 

§ 80 Abs. 1 BbgWG in der Fassung des Verbändevorschlags verweist für die Zuordnung 

der Flächen zu den Nutzungsartengruppen auf den Regelungsvorschlag zu § 2 Abs. 1 

Nr. 1 GUVG. Danach bestimmt sich die Zuordnung nach den Eintragungen im Liegen-

schaftskataster gemäß dem Nutzungsartenlass des Ministeriums des Innern. Die gesetzli-

che Verweisung auf den Erlass erfolgt durch Nennung des Aktenzeichens und des Da-

tums des Erlasses. Es handelt sich also um eine statische Verweisung, so dass – in Ab-

grenzung zur sog. dynamischen Verweisung – Änderungen des Erlasses keine Auswir-

kungen auf die gesetzliche Regelung haben. Solche statischen Verweisungen sind grund-

sätzlich verfassungsrechtlich unbedenklich.15 Jedoch bedarf es einer Veröffentlichung in 

einer allgemein zugänglichen, dauerhaft unveränderten Publikation und eines Verweises 

im Gesetz auf die Fundstelle.16 Dies fehlt hier. Zwar ist der Nutzungsartenerlass bei BRA-

                                            

14  Gutachten Gewässerunterhaltung (Fn. 3), S. 6 f. 
15  Vgl. dazu Hömig, Zur Zulässigkeit statischer Verweisung des Bundesrechts auf nichtnormative Rege-

lungen, DVBl. 1979, S. 307; BVerfG, Beschl. vom 26. Jan. 2007, Az. 2 BvR 2408/06, juris, Rn. 12.  
16  Hömig (Fn. 15), S. 311. 
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VORS eingestellt17 und somit über das Internet abrufbar. Dies allein genügt jedoch nicht, 

da hierdurch eine dauerhaft unveränderte Zugänglichkeit – anders als bei der elektroni-

schen Verkündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen nach dem Brandenburgischen 

Ausfertigungs- und Verkündungsgesetz – nicht gegeben ist. Zudem fehlt ein Hinweis auf 

die Fundstelle. Soll der Verbändevorschlag insofern übernommen werden, ist demzufolge 

der Nutzungsartenerlass zuvor im Amtsblatt für Brandenburg zu veröffentlichen und die 

Fundstelle im Gesetz zu zitieren. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass aufgrund der statischen Verweisung eine Ände-

rung der Gesetze erforderlich ist, wenn der Nutzungsartenerlass geändert wird und sich 

dies auf die Zuordnung zu den Nutzungsartengruppen nach § 80 BbgWG bzw. § 2 GUVG 

auswirkt. Andernfalls wären die katasterrechtlichen und die wasserrechtlichen Nutzungsar-

tengruppen nicht mehr deckungsgleich. 

bb) Konkrete Zuordnung einzelner Nutzungen zu den Nutzungsartengruppen 

Nach dem Verbändevorschlag werden die einzelnen Nutzungsartengruppen im Sinne des 

Nutzungsartenerlasses einer der drei für die Beitragsbemessung relevanten Obergruppen 

(im Verbändevorschlag ebenfalls „Nutzungsartengruppen“ genannt) zugeordnet. Diese 

konkrete Zuordnung wird im Verbändevorschlag nicht im Einzelnen begründet. Dies ist 

zwar für die Zuordnung der landwirtschaftlichen Flächen nicht erforderlich, da diese im 

Nutzungsartenerlass ebenfalls einer eigenständigen Nutzungsartengruppe zugewiesen 

sind. Für die beiden anderen Obergruppen (Forst-/Fischereiwirtschaft sowie besiedel-

te/versiegelte Fläche) bedarf es jedoch einer näheren Begründung. Denn diesen beiden 

Obergruppen werden Flächen ganz unterschiedlicher Nutzungen zugeordnet, die nicht 

ohne weiteres unter die gewählte Bezeichnung der Obergruppe gefasst werden können. 

So dürften Moor, Sumpf oder Unland jedenfalls begrifflich nicht zu den forst- oder fische-

reiwirtschaftlichen Flächen gehören. Ebenso fallen Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen 

begrifflich nicht ohne weiteres unter die besiedelte/versiegelte Fläche.18 

                                            

17  http://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/na2013. 
18  Erst recht gilt dies für die Zuordnung von Meeresflächen zu den besiedelten/versiegelten Flächen. Da 

es in Brandenburg aber – jedenfalls in absehbarer Zeit – solche Flächen nicht geben dürfte, kann dies 
hier vernachlässigt werden.  

http://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/na2013
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Die im Vorschlag gewählten Bezeichnungen der Obergruppen sind zwar für die verfas-

sungsrechtliche Beurteilung nicht relevant. Maßgeblich ist aber, ob die gewählte detaillier-

te Zuordnung zu einer der drei Obergruppen die Differenzierung des Beitragsbemessungs-

faktors rechtfertigt. So erscheint es beispielsweise für Moor-, Sumpf- oder Unlandflächen 

naheliegend, diese analog zu den Flächen der Forst- und Fischereiwirtschaft lediglich mit 

einem Bemessungsfaktor von 0,4 zu versehen. Beispielsweise für die Sport-, Freizeit- und 

Erholungsflächen (etwa Grünanlagen und Parks), aber auch für die Tagebauflächen be-

darf die Zuordnung zu der Obergruppe mit dem Bemessungsfaktor von 4,0 jedoch einer 

ergänzenden Betrachtung. 

Daher empfiehlt sich eine Überprüfung, ob die im Vorschlag vorgenommenen Zuordnun-

gen zu einer der drei Beitragsgruppen entsprechend der Grundidee des Verbändevor-

schlags unter Einbeziehung der Typisierungsbefugnis des Gesetzgebers vorteils- und ver-

ursachungsgerecht sind. Dies ist keine rechtliche Frage, sondern eine Frage der tatsächli-

chen Umstände. 

cc) Generalisierende Vergabe von Nutzungsarten 

Nach dem Nutzungsartenerlass erfolgt die Vergabe der Nutzungsarten im Liegenschafts-

kataster teilweise nach generalisierenden Regeln: So liegt die Erfassungsuntergrenze für 

die Erhebungseinheit in der Regel bei 100 m², in ländlichen Gebieten bei 300 m² auf das 

Flurstück bezogen. Kleinere Flächen werden der umgebenden vorherrschenden Nutzung 

zugeordnet (Ziff. 2.3). Auch kleinere Ein- und Ausbuchtungen sind zu vernachlässigen. 

Liegt die Abgrenzung der tatsächlichen Nutzung weniger als 1 m von einer Flurstücks-

grenze entfernt, ist ihre Geometrie identisch mit der Flurstücksgrenze festzulegen 

(Ziff. 2.4). Auch die Nutzungsart selbst ist eine generalisierte Angabe, die die für eine be-

stimmte Nutzungsform typischen Merkmale zusammenfasst. Innerhalb einer Erhebungs-

einheit ist für die Vergabe der Nutzungsarten die vorherrschende Nutzung maßgeblich 

(Dominanzprinzip, Ziff. 2.5). 

Diese für die Zwecke des Liegenschaftskataster bei der Erhebung der Nutzungsarten in 

Kauf zu nehmenden Ungenauigkeiten führen dazu, dass die einzelnen Flächen nicht auf 

den Quadratmeter genau der tatsächlichen Nutzung und insoweit auch nicht derjenigen 

Beitragsbemessungskategorie zugeordnet werden, die der tatsächlichen Nutzung ent-

spricht. Die Anknüpfung des Gesetzes an diese nach sachgerechten Kriterien vorgenom-

mene und nicht erheblich ins Gewicht fallende generalisierende Vergabe der Nutzungsar-
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ten zum Zwecke der Beitragsbemessung dürfte mit der Typisierungsbefugnis des Gesetz-

gebers vereinbar sein.  

dd) Fehlerhafte Eintragung der Nutzungsart im Liegenschaftskataster 

Nicht nur nach generalisierenden Regelungen vorgenommene, sondern auch im Einzelfall 

fehlerhafte Eintragungen der Nutzungsart im Kataster führen zu einer Beitragsbemessung, 

die von der tatsächlichen Nutzung abweicht. Da das Gesetz nach dem Verbändevorschlag 

auf die Eintragung im Liegenschaftskataster verweist und nicht auf die tatsächliche Nut-

zung, führt die fehlerhafte Eintragung der Nutzungsart nicht zu einer Rechtswidrigkeit des 

daran anknüpfenden Beitragsbescheids. Dies ist verfassungsrechtlich unbedenklich, weil 

dadurch der Verwaltungsvollzug erheblich erleichtert wird und die Betroffenen nicht 

schutzlos gestellt sind, da ihnen nach § 10 Brandenburgisches Vermessungsgesetz (Bbg-

VermG) die sie betreffenden Daten bereitzustellen sind und Fehler nach § 11 Abs. 2 und 3 

sowie § 23 Abs. 1 BbgVermG zu korrigieren sind.19  

Etwas anderes dürfte aber gelten, wenn die Eintragungen im Liegenschaftskataster lan-

desweit zu einem nicht unwesentlichen Anteil20 nicht aktuell, unvollständig oder fehlerhaft 

sind. Denn dann fehlt die Indizwirkung der Eintragung der Nutzungsart im Kataster für die 

entsprechende tatsächliche Nutzung und es kann nicht mehr zum Zwecke der Verwal-

tungsvereinfachung davon ausgegangen werden, dass Eintragung und tatsächliche Nut-

zung „typischerweise“ übereinstimmen. Damit entfällt die Grundlage für die Typisierungs-

befugnis des Gesetzgebers. 

Nach der Begründung zum Gesetzentwurf der Landesregierung werden die Liegen-

schaftskataster „in Brandenburg derzeit nicht flächendeckend in der erforderlichen Tiefe 

und Aktualität geführt, die für eine rechtssichere Beitragsdifferenzierung erforderlich wä-

re“.21 Wenn und solange dies zutrifft, ist eine Anknüpfung der Beitragsbemessung an die 

                                            

19  Zur vergleichbaren Problematik der Anknüpfung der Zweitwohnungssteuer an die Eintragung im Melde-
register siehe OVG SH, Urt. vom 6. Aug. 2015, Az. 2 LB 7/15, juris. 

20  Als Orientierungsgröße kann der Wert von 10-20 % (der Zahl der Grundstücke/des Anteils der Landes-
fläche) herangezogen werden, der in der Rechtsprechung – allerdings in anderem Zusammenhang – 
als Geringfügigkeitsschwelle im Abgabenrecht angenommen wurde, vgl. BVerwG, Urt. vom 16. Sept. 
1981, Az. 8 C 48/81, juris, Rn. 14. 

21  LT-Drs. 6/4520, S. 9 der Begründung; siehe auch die Antwort der Landesregierung zu Frage 10 der 
Kleinen Anfrage Nr. 2335, LT-Drs. 6/5862: „Eine rechtsichere Beitragsdifferenzierung nach Nutzungsar-
ten und Nutzungsartenanteilen setzt aber eine einheitliche Erfassung in allen möglichen Nutzungsarten 
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Eintragungen im Liegenschaftskataster erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken 

ausgesetzt. In diesem Fall müsste daher zunächst eine Aktualisierung des Liegenschafts-

katasters im erforderlichen Umfang erfolgen. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass nach § 11 Abs. 2 und 3 BbgVermG die Pflicht zur Ak-

tualisierung und Korrektur der Eintragungen besteht. Der Nutzungsartenerlass konkreti-

siert die Pflicht der Katasterbehörden. Danach ist die Überprüfung der Nutzungsarten in-

nerhalb eines Turnus von drei Jahren zu gewährleisten. Bei Bedarf wird die Aktualität der 

Nutzungsart an den Anforderungen der verwendenden Personen und Stellen ausgerichtet 

(Ziff. 1.4). Dies zeigt, dass einerseits die Grundaktualität bereits nach geltender Rechtsla-

ge gegeben sein muss, dass aber andererseits Umfang und Tiefe der Aktualisierung (auch 

unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten gem. Ziff. 3 Satz 1 des Nutzungsartenerlasses) 

vom Bedarf abhängt. Die Katasterbehörden konnten und mussten daher bislang noch 

nicht berücksichtigen, dass die Eintragung der Nutzungsarten im Liegenschaftskataster für 

die Bemessung der Beiträge der Gewässerunterhaltungsverbände maßgeblich sein wür-

de. Dies ändert sich, wenn die entsprechenden Regelungen nach dem Verbändevorschlag 

erlassen werden. In diesem Fall würde aus den genannten Vorschriften die Verpflichtung 

für die Katasterbehörden erwachsen, die Aktualität des Liegenschaftskatasters speziell für 

diese Verwendungszwecke zu überprüfen. Hierfür müsste, sofern die Aktualität derzeit 

noch nicht gegeben ist, gesetzlich ein ausreichender Zeitraum zur Umsetzung gewährt 

werden. Dieser Zeitraum kann sich an dem Drei-Jahres-Rhythmus der Aktualisierung nach 

Ziff. 1.4 des Nutzungsartenerlasses orientieren.  

ee) Stichtagsregelung 

Die Beitragserhebung und Beitragsbemessung knüpfen an die Eintragungen im Liegen-

schaftskataster an. Diese Eintragungen können sich ändern, sei es, weil fehlerhafte Ein-

tragungen korrigiert werden, sei es, weil sich die Nutzungsarten, der Grundstückszuschnitt 

oder der Eigentümer geändert haben. Daher bedarf es einer hinreichend bestimmten ge-

setzlichen Regelung des für die Beitragserhebung und -bemessung maßgeblichen Zeit-

punkts. 

                                                                                                                                                 

voraus. Diese Erfassungstiefe bildet das Liegenschaftskataster Brandenburgs nicht landesweit einheit-
lich ab; sie ist auch für die Führung des Liegenschaftskatasters rechtlich nicht erforderlich.“ 
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Der Verbändevorschlag sieht hierzu in § 80 Absatz 1 Satz 2 BbgWG lediglich vor, dass die 

„stichtagsbezogene“ Zuschreibung im Liegenschaftskataster maßgeblich ist. Damit wird 

nicht hinreichend klar, welcher Stichtag gemeint ist und für welchen Zeitraum der Bei-

tragserhebung der Stichtag gilt. Daher ist diese Regelung zu präzisieren.  

Stichtagsregelungen bewirken, dass Änderungen, die nach dem Stichtag eintreten, bei der 

Abgabenerhebung nicht berücksichtigt werden. Die der Beitragsbemessung zugrunde ge-

legte eingetragene Nutzungsart und die tatsächliche Nutzungsart können sich also unter-

scheiden. Zwar sind Stichtagsregelungen trotz der mit ihnen ggf. verbundenen Härten 

grundsätzlich zulässig. Jedoch muss der Gesetzgeber den ihm zukommenden Gestal-

tungsspielraum in sachgerechter Weise nutzen, die für die zeitliche Anknüpfung in Be-

tracht kommenden Faktoren hinreichend würdigen und eine sachlich begründete Ent-

scheidung treffen.22 Dies ist bei der erforderlichen Präzisierung der Stichtagsregelung zu 

beachten. 

ff) Totalreservate und ähnliche Gebiete  

Bereits im ersten Gutachten zum Verbändevorschlag wurde darauf hingewiesen, dass ei-

ne Pflichtfinanzierung der Gewässerunterhaltung aufgrund des Eigentums an einem 

Grundstück verfassungsrechtlich bedenklich ist, wenn das Grundstück wegen naturschutz-

rechtlicher Beschränkungen nicht wirtschaftlich genutzt werden kann.23 Aus diesem Grund 

sieht § 80 Abs. 2 Satz 4 BbgWG für Grundstücke, die in Gebieten mit bestimmten Schutz-

ausweisungen (etwa als Totalreservate) liegen, eine Erstattung der Umlagen durch das 

Land vor. Zwar sieht der aktuelle Verbändevorschlag anders als der erste Vorschlag eine 

Streichung dieser Vorschrift nicht mehr vor. Jedoch ist zu beachten, dass sich § 80 Abs. 2 

Satz 4 BbgWG lediglich auf die Umlage der Gemeinden bezieht. Dies ist nach der gelten-

den Rechtslage konsequent, da die Gewässerunterhaltungsverbände von privaten Grund-

stückseigentümern keine Beiträge erheben. Nach dem Verbändevorschlag soll dies aller-

dings für die Pflichtmitglieder und die Wahlmitglieder geändert werden. Für diese Fälle 

fehlt im Verbändevorschlag eine dem § 80 Abs. 2 Satz 4 BbgWG entsprechende Erstat-

tungsregelung. 

                                            

22  BVerfG, Beschl. vom 17. Juni 2004, Az. 2 BvR 383/03, juris, Rn. 217. 
23  Gutachten Gewässerunterhaltung (Fn. 3), S. 11 f. 
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gg) Refinanzierung der gemeindlichen Beiträge durch die Grundsteuer 

Da nach dem Verbändevorschlag nicht alle privaten Grundstückseigentümer Mitglieder der 

Gewässerunterhaltungsverbände werden, enthält der Vorschlag nach wie vor die Rege-

lung, dass die Gemeinden von den Eigentümern derjenigen Grundstücke, für die die Ge-

meinden Mitglied im Gewässerunterhaltungsverband sind, Umlagen erheben können. 

Auch die Möglichkeit einer anderen Art der Finanzierung soll bestehen bleiben (§ 80 

Abs. 2 Satz 1 BbgWG). Das bedeutet, dass die Gemeinden zur Finanzierung statt der Um-

lage auch eine Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuer wählen können. Die Grund-

steuer müssen jedoch auch die Eigentümer der Grundstücke zahlen, die Mitglied im Ge-

wässerunterhaltungsverband sind und daher von den Verbänden zu Beiträgen herange-

zogen werden. 

Dies dürfte jedoch nicht zu einer unzulässigen Doppelveranlagung führen. Denn die 

Grundsteuer ist wie jede Steuer eine gegenleistungsunabhängige Abgabe, die der allge-

meinen Einnahmeerzielung dient (§ 3 Abs. 1 Abgabenordnung). Die Grundsteuer knüpft 

daher nicht unmittelbar an die Kosten der erhebenden Gemeinde für die Gewässerunter-

haltung aufgrund der Beitragszahlungen an die Verbände an. Daher haben die Verwal-

tungsgerichte entschieden, dass eine Erhöhung des Hebesatzes, der die Finanzierung 

über Umlagen ersetzt, nicht daran zu messen ist, ob sie durch die Kosten für die Gewäs-

serunterhaltung gerechtfertigt ist.24 Umgekehrt ist daher auch die Rechtmäßigkeit der Bei-

behaltung des erhöhten Hebesatzes nicht von den Kosten der Gemeinde für die Gewäs-

serunterhaltung abhängig.  

Allerdings hat die Gemeinde grundsätzlich die Möglichkeit, den Hebesatz für die Grund-

steuer zu senken, insbesondere wenn die Beitragslast der Gemeinden aufgrund der unmit-

telbaren Mitgliedschaft der Eigentümer von Forst- und Agrargrundstücken wesentlich sinkt. 

Dies ist allerdings nur möglich, wenn die Senkung des Hebesatzes mit den haushalts-

rechtlichen Vorgaben (Sicherung der Aufgabenerfüllung, Pflicht zum Ausgleich des Ergeb-

nishaushaltes, § 63 Abs. 1 und 4 BbgKVerf) vereinbar ist. 

                                            

24  VG Cottbus, Beschl. vom 1. Feb. 2013, Az. 1 L 242/12, juris, Rn. 20; OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. 
vom 23. März 2010, Az. OVG 9 N 55.09, juris, Rn. 9. 
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hh) Maßstab für die Umlage 

Der Verbändevorschlag sieht in § 80 Abs. 2 Nr. 2 BbgWG für die Umlage der Gemeinden 

gegenüber den Grundstückseigentümern, die nicht selbst Mitglied im Gewässerunterhal-

tungsverband sind, einen einheitlichen Flächenmaßstab vor. Dies ist konsequent, da es 

sich ausschließlich um Grundstücke der Nutzungsartengruppe „besiegelte/versiegelte Flä-

chen“ handelt, für die die Gemeinden gegenüber den Gewässerunterhaltungsverbänden 

Beiträge nach einem einheitlichen Maßstab (Faktor 4,0) zu zahlen haben. 

Soll jedoch dieser Vorschlag etwa nach dem Vorbild des Sondervotums des Landeswas-

serverbandstages so geändert werden, dass für die Eigentümer, die nicht Mitglied im Ge-

wässerunterhaltungsverband sind, kein einheitlicher Bemessungsfaktor gilt, ist die Rege-

lung über die Umlage an die Vorschriften über die Beitragsbemessung anzupassen. Denn 

es dürfte nicht zu rechtfertigen sein, dass unterschiedliche Bemessungsfaktoren ange-

wendet werden, je nachdem, ob der Eigentümer eines Grundstücks Mitglied im Verband 

ist oder erst über die Umlage der Gemeinde zur Refinanzierung des Verbandes beiträgt. 

3. Rechtssichere Umsetzung 

Für die rechtssichere Umsetzung ist insbesondere maßgeblich, dass die Verbände und 

Gemeinden für die Beiträge bzw. Umlagen eine aktuelle, vollständige und korrekte Daten-

grundlage haben. Die Daten des Liegenschaftskatasters liefern nach den gesetzlichen 

Vorgaben des Vermessungsgesetzes die erforderlichen Informationen, nämlich die Lage 

des Grundstücks im Verbands- bzw. Gemeindegebiet, den Grundstückseigentümer, die 

Grundstücksgröße und die Nutzungsart (§ 11 Abs. 1 BbgVermG). Daher dürften diese Da-

ten, ihre Aktualität vorausgesetzt, eine ausreichende Grundlage für eine rechtssichere 

Umsetzung bieten.  

Darüber hinaus sollte für eine rechtssichere Umsetzung, wie bereits im ersten Gutachten 

ausgeführt,25 geprüft werden, ob für die Beitragserhebung der Verbände ergänzende ab-

gabenrechtliche Regelungen, etwa durch Verweis auf die entsprechenden Bestimmungen 

des Kommunalabgabengesetzes, gelten sollen. Im Verbändevorschlag wird hierzu zwar 

darauf hingewiesen, dass die Vorschrift des § 31 Wasserverbandsgesetz (WVG) ausrei-

                                            

25  Gutachten Gewässerunterhaltung (Fn. 3), S. 14. 
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chend sei.26 Allerdings sieht der Verbändevorschlag für die Umlageerhebung der Gemein-

den einen Verweis auf die Regelungen des Kommunalabgabengesetzes vor. Es ist nicht 

ersichtlich, warum diese Bestimmungen nicht auch für die Beitragserhebung der Verbände 

gelten sollten, zumal die Beitragserhebung aufgrund der Pflichtmitgliedschaft und der 

Möglichkeit der freiwilligen Mitgliedschaft erheblich ausgeweitet wird. 

Die im ersten Gutachten27 angeregten Regelungen zur Finanzierung oder zeitlichen Über-

brückung einer Finanzierungslücke bei den Verbänden, die aufgrund der Pflicht- oder 

Wahlmitgliedschaft entstehen können, etwa weil die beitragspflichtigen Eigentümer unbe-

kannt bzw. nicht zahlungsfähig oder -bereit sind, sieht der Verbändevorschlag nicht vor. 

Zur Problematik der eindeutigen und eine rechtssichere Umsetzung ermöglichenden Be-

stimmung des für die Beitragspflicht und Beitragshöhe maßgeblichen Zeitpunkts verglei-

che die Ausführungen unter III.1.c).  

Für eine rechtssichere Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben nicht erforderlich erscheint 

hingegen, dass die Beispielsrechnung, wie im Verbändevorschlag vorgesehen (§ 80 

Abs. 1 Satz 4 BbgWG), Anlage und damit Bestandteil des Gesetzes wird. Zum einen ist 

die Berechnung nach den Bemessungsfaktoren nicht besonders komplex, zum anderen 

genügt es, die Beispielsrechnung der Gesetzesbegründung als Anlage beizufügen.  

III. Vorschläge zur Mitgliedschaft 

Zur Mitgliedschaft in den Gewässerunterhaltungsverbänden liegen der Verbändevorschlag 

sowie je ein Sondervotum des Städte- und Gemeindebundes und des Landeswasserver-

bandstages vor. 

1. Verbändevorschlag 

a) Inhalt des Vorschlags 

Der Verbändevorschlag sieht eine Pflichtmitgliedschaft bestimmter Eigentümer von 

Grundstücken oder von Grundstücksteilflächen in den Gewässerunterhaltungsverbänden 

vor. Dies gilt für Flächen, die im Liegenschaftskataster nach dem Nutzungsartenerlass der 

Nutzungsartengruppe „Landwirtschaft“ oder den Nutzungsartengruppen, die in § 80 

                                            

26  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 45 f. 
27  Gutachten Gewässerunterhaltung (Fn. 3), S. 14 f. 
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BbgWG nach dem Verbändevorschlag der Nutzungsartengruppe „Forst-/ 

Fischereiwirtschaft“ zu einem Stichtag zugeordnet werden. Für alle anderen Flächen sind 

die Gemeinden Verbandsmitglied. Die Eigentümer solcher Flächen haben jedoch einen 

Anspruch, auf Antrag Mitglied des Verbandes zu werden.  

Daraus ergibt sich zugleich, dass die bislang vorgesehene Pflichtmitgliedschaft des Bun-

des, des Landes und sonstiger Gebietskörperschaften gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 GUVG nicht 

mehr besteht. Auch für diese Körperschaften sind also die Gemeinden Mitglied im Gewäs-

serunterhaltungsverband, solange kein Antrag auf Mitgliedschaft gestellt wird.  

b) Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht 

aa) Demokratieprinzip 

Der Verbändevorschlag sieht vor, dass nur bestimmte Gruppen von privaten Eigentümern 

Pflichtmitglied in den Gewässerunterhaltungsverbänden sind. Fraglich ist, ob dies mit dem 

Demokratieprinzip aus Art. 2 Abs. 1 LV, Art. 20 Abs. 1 GG zu vereinbaren ist. Das Bun-

desverwaltungsgericht hat hierzu ausgeführt, dass ein Defizit der demokratischen Legiti-

mation bei Gewässerunterhaltungsverbänden nicht schon allein deswegen bestehe, weil 

diese andere Rechtsträger organisatorisch in ihre Tätigkeit einbinden. Etwas anderes gelte 

allenfalls, wenn diese Mitgliedschaft dem Partikularwillen bestimmter Gruppen von Priva-

ten größere Einflussmöglichkeiten auf die Verbandstätigkeit einräumen würde.28 Zu dieser 

Problematik hat das Verfassungsgericht des Landes Brandenburg entschieden, dass es 

einer lückenlosen personellen Legitimationskette vom Volk zum Entscheidungsbefugten 

dann nicht bedarf, sofern eine sachlich-inhaltliche demokratische Legitimation durch eine 

ausreichende gesetzliche Steuerung der Aufgaben und Handlungsbefugnisse der Organe 

und eine Aufsicht über sie durch personell demokratisch legitimierte Amtswalter gewähr-

leistet sei. Hiervon ausgehend könne es mit dem Demokratieprinzip vereinbar sein, wenn 

in der Satzung eines Verbandes die Beteiligung bestimmter Gruppen von Betroffenen in 

der Verbandsversammlung vorgesehen wird.29 

                                            

28  BVerwG, Urteil vom 11. Juli 2007, Az. 9 C 1/07, juris, Rn. 30. 
29  BbgVerfG, Beschl. vom 16. Dez. 2010, Az. VfG 18/10, juris, Rn. 50. 
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Ob eine Beteiligung von bestimmten Gruppen mit dem Demokratieprinzip vereinbar ist, 

hängt von der Ausgestaltung im Einzelnen ab.30 Für den Verbändevorschlag dürfte maß-

geblich sein, dass die Eigentümer, die nicht Pflichtmitglied des Verbandes sind, jedenfalls 

einen Anspruch auf Mitgliedschaft nach Antrag haben. Dies stellt keine besonders hohe 

Hürde an eine Beteiligung dieser Eigentümer auf. Jeder Grundstückseigentümer, der Inte-

resse an der Mitbestimmung im Verband hat, kann daher die Mitgliedschaft ohne weiteres 

erlangen. Nicht ins Gewicht fallen dürfte auch, dass mit der Wahlmitgliedschaft ggf. zu-

sätzliche finanzielle Belastungen einhergehen (Beitragspflicht plus etwaige Refinanzierung 

der gemeindlichen Beiträge durch höhere Grundsteuer-Hebesätze). Denn diesem Nachteil 

sehen sich die Pflichtmitglieder ebenfalls ausgesetzt, so dass insoweit keine Benachteili-

gung der Wahlmitglieder und damit ein relevante Erschwernis der Mitbestimmungsmög-

lichkeiten besteht. 

Die Regelungen des Verbändevorschlags zur Mitgliedschaft sind daher mit dem Demokra-

tieprinzip zu vereinbaren. 

bb) Grundrechte 

Wie im ersten Gutachten dargelegt, stellt die Pflichtmitgliedschaft in einem Gewässerun-

terhaltungsverband einen Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 10 LV bzw. 

Art. 2 Abs. 1 GG dar, der jedoch verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist.31 Die Wahlmit-

gliedschaft beruht auf einem Antrag, stellt also schon keinen Grundrechtseingriff dar. 

Problematisch ist allerdings, dass der Verbändevorschlag keine Möglichkeit für die Wahl-

mitglieder vorsieht, wieder aus der Mitgliedschaft entlassen zu werden. Wenn der Gesetz-

geber davon ausgeht, dass es nicht erforderlich ist, bestimmte Eigentümer zu Pflichtmit-

gliedern zu machen, ist es inkonsequent, wenn diese Wahlmitglieder dauerhaft an ihrer 

einmal ausgeübten Wahl festgehalten werden sollen. Dies gilt erst recht, wenn sogar dem 

Erwerber eines Grundstückes nicht die Möglichkeit zum Austritt eingeräumt wird. Daher 

müsste ein entsprechendes Gesetz die Austrittsmöglichkeit der Wahlmitglieder vorsehen. 

Abweichend vom ersten Verbändevorschlag sieht der vorliegende Vorschlag keine allge-

meine Pflichtmitgliedschaft vor, sondern er differenziert zwischen Pflicht- und Wahlmit-

gliedschaft. Dies muss mit dem Gleichheitssatz aus Art. 12 Abs. 1 LV bzw. Art. 3 Abs. 1 

                                            

30  Vgl. BVerwG, Beschluss vom 27. Juni 2005, Az. 10 B 72.04, juris, Rn. 4 ff. 
31  Gutachten Gewässerunterhaltung (Fn. 3), S. 8 ff. 
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GG vereinbar sein. Zum einen ist zu rechtfertigen, warum bestimmte Gruppen von Eigen-

tümern Mitglied sein müssen, auch wenn sie kein Interesse an der Mitwirkung im Verband 

haben. Zum anderen ist zu rechtfertigen, warum bestimmte Eigentümer nur auf Antrag 

Mitglied werden können. Im Verbändevorschlag wird ausgeführt, dass die Grundstücks-

größe nicht als geeignetes Differenzierungskriterium angesehen wurde.32 Grundlage für 

das gewählte Modell war vielmehr, dass die „streitanfälligste Gruppe von Eigentümern“ in 

die direkte Verantwortung für die Gewässerunterhaltungsverbände als Partner mit einbe-

zogen werden sollte.33 Dies mag ein nachvollziehbares politisches Motiv sein, ist jedoch 

kein ausreichendes Differenzierungskriterium im rechtlichen Sinne. 

Gleichwohl ist nach hier vertretener Auffassung die unterschiedliche Behandlung zu recht-

fertigen. Dazu ist zunächst zu berücksichtigen, dass die jeweiligen Benachteiligungen 

nicht gewichtig sind. Die Benachteiligung der an einer Mitwirkung interessierten Wahlmit-

glieder ist wegen des Anspruchs auf Mitgliedschaft nur marginal. Aus der umgekehrten 

Perspektive der Pflichtmitglieder, die kein Interesse an der Mitwirkung haben, ist die Be-

nachteiligung ebenfalls nicht wesentlich. Denn eine Pflicht zur Mitwirkung besteht aufgrund 

der Pflichtmitgliedschaft nicht. Allerdings ergibt sich aus der Pflichtmitgliedschaft unmittel-

bar die Beitragspflicht. Damit entfällt zwar zugleich die Pflicht zur Umlagezahlung an die 

Gemeinde. Eigentümer aus Gemeinden, die auf die Umlage verzichten, werden aber 

durch die Pflichtmitgliedschaft gegenüber den anderen Eigentümern benachteiligt. 

Sofern man diese Ungleichbehandlungen überhaupt als rechtserheblich ansieht, sind sie 

jedenfalls durch die Überlegung gerechtfertigt, dass es sich bei den Forst- und Agrar-

grundstücken typischerweise um besonders große Grundstücke handelt, so dass auch 

entsprechend hohe Zahlungspflichten der Eigentümer für die Gewässerunterhaltung be-

stehen. Für die Eigentümer dieser Grundstücke kann der Gesetzgeber daher davon aus-

gehen, dass sie typischerweise ein besonderes Interesse an der Mitwirkung im Verband 

und daher an der direkten Mitgliedschaft haben. 

                                            

32  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 6 f. 
33  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 12. 
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Die Grundidee der Differenzierung zwischen Pflichtmitgliedschaft der Eigentümer der land- 

und forstwirtschaftlichen34 Grundstücken einerseits und der Wahlmitgliedschaft der übri-

gen Eigentümer ist daher mit dem Gleichheitssatz vereinbar. 

Die Differenzierung beruht allerdings nicht auf den tatsächlichen Nutzungen als forst- oder 

landwirtschaftliches Grundstück, sondern auf den Eintragungen im Liegenschaftskataster 

sowie auf der Zuordnung nach dem Nutzungsartenerlass. Zu den damit im Zusammen-

hang stehenden Rechtsfragen kann auf die Ausführungen unter B.II.2.b) verwiesen wer-

den. Dabei ist ergänzend anzumerken, dass die Stichtagsregelung des Verbändevor-

schlags zu § 2 GUVG zwar eindeutiger als die Regelung zu § 80 BbgWG ist, der Vor-

schlag aber mehrere Fassungen der Stichtagsregelung (1. Juli 2018, sodann 1. Juli eines 

Jahres35 vs. 1. Juni 2017, sodann 1. Januar eines Jahres36) enthält. Zudem ist nicht klar, 

ob der genannte Stichtag für die Eintragung im Kataster zugleich das Datum ist, zu dem 

bei relevanten Änderungen die Mitgliedschaft beginnt oder endet. 

c) Rechtssichere Umsetzung 

Im Hinblick auf die rechtssichere Umsetzung des Vorschlags sei auf folgende Punkte hin-

gewiesen: 

Durch die Wahlmitgliedschaft ist es denkbar, dass die Gewässerunterhaltungsverbände 

künftig mit einer sehr großen Zahl von Verbandsmitgliedern umgehen müssen. Insbeson-

dere bei der Organisation der Verbandsversammlung kann dies zu Umsetzungsschwierig-

keiten führen. Laut der Begründung des Verbändevorschlags soll aber die Möglichkeit ei-

nes Delegiertensystems eingeführt werden. Dafür wird es aber nicht als notwendig erach-

tet, entsprechende Regelungen im GUVG zu schaffen, da nach Vorstellung der Verbände 

die Bestimmungen in § 49 WVG zur Bildung des Verbandsausschusses ausreichen. Dies 

ist nach hiesiger Auffassung grundsätzlich zutreffend. Die Vorschriften des Wasserver-

bandsgesetzes sind jedoch sehr allgemein gehalten, so dass sie für eine genaue Ausge-

staltung eines Delegiertensystems wenig Orientierung bieten. Insbesondere wenn das De-

legiertensystem auf Listen der Nutzergruppen beruhen soll, wie im Verbändevorschlag 

ausgeführt, könnte erwogen werden, solche Ausgestaltungen durch gesetzliche Regelun-

                                            

34  Zu den fischereiwirtschaftlichen Grundstücken siehe B.II.2.a)aa). 
35  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 13 f. 
36  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 82. 
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gen im GUVG abzusichern. Wenn solche gesetzlichen Bestimmungen zur inneren Organi-

sation der Verbände als Handlungsmöglichkeiten und nicht als Handlungspflichten formu-

liert werden, besteht auch nicht die Gefahr, dass der weite Rahmen des Wasserverbands-

gesetzes durch landesrechtliche Vorgaben eingeengt wird. 

Die Vorschläge zur Pflicht- und Wahlmitgliedschaft machen auch die Umsetzung der Vor-

gaben zur Führung des Mitgliederverzeichnisses anspruchsvoller. Der Verbändevorschlag 

sieht jedoch keine Änderungen der Regelung zum Mitgliederverzeichnis in § 2 Abs. 4 

GUVG vor. Nach dieser Vorschrift ist das Mitgliederverzeichnis als Anlage zur Verbands-

satzung regelmäßig fortzuschreiben. Änderungen des Mitgliederverzeichnisses sind der 

Aufsichtsbehörde anzuzeigen und von dieser öffentlich bekannt zu machen. Auf der 

Grundlage des Verbändevorschlags kommt eine Reihe von Ereignissen in Betracht, die zu 

einer Änderung der Mitgliedschaft führen:  

‒ der Eigentümerwechsel, etwa aufgrund einer Veräußerung oder eines Erbfalls, 

‒ die Änderung der Nutzungsart, wenn die Änderung zum Wechsel zwischen Pflicht- 

und Wahlmitgliedschaft führt (z.B. wenn Ackerfläche zu Siedlungsgebiet wird oder 

umgekehrt), 

‒ die Berichtigung fehlerhafter Eintragungen im Liegenschaftskataster (z.B. Wald statt 

Park), 

‒ die Ausübung des Wahlrechts. 

Zudem kann die Zahl der Verbandsmitglieder stark ansteigen. 

Zur rechtssicheren Umsetzung sollte daher geprüft werden, ob die Regelungen zum Mit-

gliederverzeichnis vereinfacht werden oder ob geregelt wird, dass die Ausübung des 

Wahlrechts nur zu einem bestimmten Stichtag erfolgen kann.  

Nicht klar geregelt ist in dem Verbändevorschlag auch, ob die Gemeinden ihre Mitglied-

schaftsrechte insoweit verlieren, als Wahlmitglieder von ihrem Wahlrecht Gebrauch ge-

macht haben. Nach dem Wortlaut des § 2 Abs. 1 Nr. 2 GUVG gilt die Mitgliedschaft der 

Gemeinden für alle Grundstücke der in der Norm genannten Nutzungsarten dauerhaft. 

Nach dem Sinn und Zweck der Mitgliedschaft dürfte die Mitgliedschaft der Gemeinden je-

doch entfallen, sofern ein Eigentümer eines betroffenen Grundstücks selbst Mitglied des 

Verbandes wird. Dies bedarf jedenfalls der Klarstellung.  
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Da sich die Regelungen zur Mitgliedschaft auch auf Teilflächen beziehen, ist es denkbar, 

dass für ein Grundstück zwei verschiedene Mitglieder existieren, z.B. bei einer Teilfläche 

„Ackerland“ (Mitglied ist der Eigentümer) und einer Teilfläche „Hofgebäude“ (Mitglied ist 

die Gemeinde). Dies dürfte für die Umsetzung unproblematisch sein, da die Stimmrechte 

nach den Teilflächen ausgerichtet werden. Zudem kann der Eigentümer der Teilfläche, für 

die die Gemeinde Mitglied ist, von seinem Optionsrecht Gebrauch machen und auch für 

diese Teilfläche Verbandsmitglied werden. 

Wenn der Verbändevorschlag im Hinblick auf die Wahlmitgliedschaft umgesetzt wird, soll-

te ergänzend berücksichtigt werden, dass ohne Übergangsregelung zunächst die Ge-

meinden Mitglied werden, bis die Anträge gestellt und bearbeitet worden sind. Um Mit-

gliedswechsel gerade in der Anfangszeit zu vermeiden, könnte daher überlegt werden, 

dass vor dem gesetzlichen Wechsel des Mitgliedsregimes eine Antragsphase vorgesehen 

wird, in der interessierte Eigentümer bereits einen Antrag auf Mitgliedschaft für den Zeit-

punkt des Inkrafttretens der neuen Regelungen stellen können. 

Für die rechtssichere Umsetzung der Mitgliedschaft ist auch für die Zeit nach Inkrafttreten 

des neuen Rechts eine sorgfältige Ausgestaltung der Stichtagsregelungen erforderlich. 

Aufgrund der komplexen Ausgestaltung der Mitgliedschaft und der Auswirkungen auf die 

Beitrags- und Umlageerhebung ist eine sachgerechte Abfolge der maßgeblichen Stichtage 

unerlässlich. Zu prüfen sind insbesondere folgende Fragen: 

- Welcher Stichtag ist für die Eintragung der Nutzungsart im Liegenschaftskataster 

maßgeblich? 

- Bis zu welchem Stichtag erhalten die Verbände und Gemeinden die Daten, die an 

oben genanntem Stichtag im Kataster eingetragen waren? 

- Bis zu welchem Stichtag können Anträge auf Mitgliedschaft gestellt werden?  

- Zu welchem Stichtag wirken sich Änderungen der Eintragungen der Nutzungsart 

oder die Ausübung des Wahlrechts auf die Mitgliedschaft, die Pflicht zur Beitrags- 

oder Umlagezahlung, die Höhe der Beitragsbemessung und den Wechsel der Zu-

ständigkeit von Verband bzw. Gemeinde zur Erhebung von Beiträgen/Umlagen 

aus? 

- Zu welchem Stichtag wirkt sich ein Eigentümerwechsel aus?  
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2. Sondervotum des Städte- und Gemeindebundes 

Der Städte- und Gemeindebundes schlägt in seinem Sondervotum37 vor, dass alle Grund-

stückseigentümer Pflichtmitglied im Gewässerunterhaltungsverband sind. Dies entspricht 

dem ersten Verbändevorschlag. Insoweit kann auf das Gutachten vom 6. Oktober 201638 

verwiesen werden.  

3. Sondervotum des Landeswasserverbandstages 

Nach dem Sondervotum des Landeswasserverbandstages39 verbleibt es grundsätzlich bei 

der geltenden Rechtslage. Das heißt, Pflichtmitglieder sind die Gebietskörperschaften für 

ihre Grundstücke und die Gemeinden für alle anderen Grundstücke im Verbandsgebiet. 

Eigentümer bestimmter Flächen haben jedoch einen Anspruch, auf Antrag selbst Mitglied 

des Verbandes zu werden. Dies gilt für die Flächen, die im Liegenschaftskataster der Nut-

zungsartengruppe „Landwirtschaft“ oder der Nutzungsartengruppe „Forst-/ 

Fischereiwirtschaft“ im Sinne des § 80 BbgWG des Verbändevorschlags zugeordnet sind. 

Die damit eingeräumte Mitbestimmungsmöglichkeit bestimmter Gruppen von privaten 

Grundstückseigentümern unter Ausschluss der Wahlmitgliedschaft anderer Gruppen ist 

mit den oben dargestellten Vorgaben des Demokratieprinzips und des Gleichheitssatzes 

nicht zu vereinbaren. 

Wird eine solche Wahlmitgliedschaft eingeführt, ist zudem zu bedenken, dass dann für die 

Grundstücke, für die die Gemeinde Mitglied im Verband ist, kein einheitlicher Beitragsbe-

messungsmaßstab gilt, da neben den Eigentümern der besiedelten/versiegelten Flächen 

auch Eigentümer von Forst- oder Agrarflächen Nichtmitglieder sein können. Daher muss 

der differenzierte Beitragsmaßstab auch auf die Umlage der Gemeinde übertragen wer-

den. 

                                            

37  Siehe Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 64 f. 
38  Siehe Fn. 3. 
39  Verbändevorschlag (Fn. 4), S. 66 ff. 
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IV. Sonstige Änderungsvorschläge 

Der Verbändevorschlag enthält zahlreiche weitere Änderungsvorschläge, die weniger aus 

rechtlicher als aus rechtspolitischer Sicht zu prüfen sind. Daher wird hier auf diese Vor-

schläge nicht im Einzelnen eingegangen. Auf folgende Punkte ist jedoch hinzuweisen: 

1. Verbandsgebiet 

Nach dem Verbändevorschlag soll auch die Regelung des § 1 Abs. 3 GUVG zum Ver-

bandsgebiet geändert werden. 

Insbesondere soll ausweislich der Begründung mit der Änderung des § 1 Abs. 3 GUVG 

erreicht werden, dass die Grenzen des Wassereinzugsgebietes und des Verbandsgebie-

tes nur näherungsweise übereinstimmen müssen. Durch die gewählte Formulierung („eine 

näherungsweise Übereinstimmung … auf der Linie der jeweils nächst zur amtlichen Ein-

zugsgebietsgrenze gelegenen Flurstücksgrenze“) wird vermieden, dass einzelne Flurstü-

cke verschiedenen Verbandsgebieten zugeordnet werden. Dies ist aus Gründen der Ver-

waltungspraktikabilität unproblematisch, aber auch nach geltender Rechtslage bereits zu-

lässig. So hat das OVG Berlin-Brandenburg in einer Entscheidung aus dem Jahr 2015 

ausgeführt, dass die abgabenrechtliche Legitimation der Gewässerunterhaltungsumlage 

als nichtsteuerliche Abgabe nicht dadurch in Frage gestellt werde, dass aus Gründen der 

Praktikabilität gewisse Abstriche von der Deckungsgleichheit gemacht werden.40 Durch die 

im Vorschlag gewählte Formulierung werden die Praktikabilitätsüberlegungen, die ein Ab-

weichen von Verbands- und Einzugsgebiet rechtfertigen, allerdings auf den Gesichtspunkt 

der einheitlichen Flurstückszuordnung beschränkt. Dies wird verstärkt durch die zudem 

vorgeschlagene Ergänzung, dass sich das Verbandsgebiet „stets eng“ an den Einzugsge-

bieten orientieren muss. Diese Bestimmungen sind verfassungsrechtlich unbedenklich, 

führen aber möglicherweise zu einer nicht gewollten Einschränkung der Gestaltungsmög-

lichkeiten. 

Mit der Änderung des § 1 Abs. 3 Satz 1 GUVG wird für Satzungsänderungen, die das 

Verbandsgebiet ändern, ein Einvernehmen mit den betroffenen Nachbarverbänden gefor-

dert; im Streitfall entscheidet die Rechtsaufsicht. Dies ist, wie bereits zum ersten Verbän-

                                            

40  OVG Berlin-Brandenburg, Urt. vom 7. Juli 2015, Az. OVG 9 B 18.13, juris, Rn. 25. 
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devorschlag ausgeführt,41 widersprüchlich, da „Einvernehmen“ bedeutet, dass die Nach-

barverbände ein Vetorecht haben. Wenn aber im Streitfall die Aufsicht zu entscheiden hat, 

hat die Einräumung eines Vetorechts keinen Mehrwert im Vergleich zur bisherigen Rege-

lung, die anstelle des „Einvernehmens“ lediglich eine Abstimmung mit den Nachbarver-

bänden vorsieht. 

Zudem soll die Bestimmung der Verbandsgebiete nach Einzugsgebieten erst mit Wirkung 

zum 1. Januar 2019 (statt bislang ab dem 1. Januar 2014) gelten. Soweit ersichtlich, wird 

dieser Vorschlag nicht näher begründet. Soll die bereits abgelaufene Frist für die Anpas-

sung der Verbandssatzungen nachträglich verlängert werden, muss auch geregelt werden, 

welche Folgen sich für die Verbandssatzungen ergeben, die nicht fristgerecht angepasst 

wurden und demzufolge möglicherweise unwirksam geworden sind. Überdies dürfte frag-

lich sein, ob eine solch lange Übergangszeit, in der das Verbandsgebiet nicht nach Ein-

zugsgebieten bestimmt wird, verfassungsrechtlich zulässig wäre.42 

2. Kostenbeteiligung des Landes 

Der Verbändevorschlag sieht vor, dass sich das Land nach § 81 Abs. 1 BbgWG an den 

Kosten der Gewässerunterhaltung „im Rahmen des öffentlichen Interesses“ beteiligt. 

Zweck dieser Erweiterung ist nach der Begründung, dass das Land insbesondere die Fi-

nanzierung derjenigen Teilbereiche der Gewässerunterhaltung übernimmt, die im Interes-

se der Allgemeinheit von den Verbänden wahrgenommen werden, etwa die Erhaltung ei-

nes guten ökologischen Zustands gem. § 27 Abs. 1 Nr. 2 Wasserhaushaltsgesetz. Dies ist 

rechtlich unbedenklich. Allerdings kommt das Gewollte durch die Formulierung „im Rah-

men des öffentlichen Interesses“ nicht ausreichend zum Ausdruck, da die gesamte Tätig-

keit der Gewässerunterhaltungsverbände als Körperschaften des öffentlichen Rechts und 

damit als Teil der Staatsorganisation wie jede staatliche Tätigkeit ausschließlich am öffent-

lichen Interesse und nicht an privaten Interessen auszurichten ist, so dass unter die ge-

wählte Formulierung jede Tätigkeit der Gewässerunterhaltungsverbände fällt.  

                                            

41  Gutachten Gewässerunterhaltung (Fn. 3), S. 30 f. 
42  Vgl. VG Frankfurt (Oder), Urt. vom 8. Juli 2016, Az. 5 K 140/12, juris, Rn. 47, wonach keine verfas-

sungsrechtlichen Bedenken gegen die gesetzliche Regelung in § 1 Abs. 3 Satz 8 GUVG über die Hei-
lung der nicht an den Einzugsgebieten orientierten Verbandsgebiete bestehen, weil es sich um einen 
„absehbaren Zeitraum“ (also bis zum 1. Jan. 2014) handelt. 
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3. Haushaltsrecht der Verbände 

Nach dem Regierungsentwurf zu § 6 GUVG soll sich die Haushaltswirtschaft der Verbän-

de künftig nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung des Handelsgesetzbuches 

richten. Der Verbändevorschlag für § 6 GUVG sieht hingegen vor, dass die Haushaltsfüh-

rung der Verbände wie bislang nach den Regelungen der kommunalen Doppik der Kom-

munalverfassung erfolgt. Diese Abweichung wird im Verbändevorschlag, soweit ersicht-

lich, nicht näher begründet. Vielmehr werden die vorgesehenen Neuregelungen für das 

Haushaltswesen in der Begründung des Verbändevorschlags (Seite 92 zu § 2) sogar aus-

drücklich begrüßt. Da das vorgeschriebene Haushaltsregime (Kommunalverfassung oder 

HGB) nicht unerhebliche Auswirkungen auf die Verbandspraxis haben kann, empfiehlt 

sich, diese Diskrepanz in den Ausschussberatungen aufzuklären. 

V. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse 

1. Die Differenzierung des Bemessungsfaktors für die Gewässerunterhaltungsbeiträge 

nach den Nutzungsartengruppen „Landwirtschaft“, „Forst-/Fischereiwirtschaft“ und „besie-

delte/versiegelte Fläche“ ist mit dem Gleichheitssatz vereinbar. Gleiches gilt für die vorge-

schlagene Höhe der Bemessungsfaktoren von 1,0 für die Nutzungsartengruppe „Landwirt-

schaft“, 0,4 für die Nutzungsartengruppe „Forst-/Fischereiwirtschaft“ und 4,0 für die Nut-

zungsartengruppe „besiedelte/versiegelte Fläche“. Allerdings bedarf es einer ergänzenden 

Begründung im Hinblick auf die Zuordnung der Fischereiwirtschaft und den Verursa-

chungsbeitrag der landwirtschaftlichen Flächen zum Aufwand der Gewässerunterhaltung. 

2. Eine gesetzliche Verweisung auf den Nutzungsartenerlass ist nur zulässig, wenn dieser 

im Amtsblatt für Brandenburg veröffentlicht wird und im Gesetz auf diese Veröffentlichung 

verwiesen wird. 

3. Es bedarf der Überprüfung, ob die jeweilige Zuordnung der Nutzungsartengruppen nach 

dem Nutzungsartenerlass zu den drei für die Beitragsbemessung gebildeten Obergruppen 

auf der Grundlage des Vorteils- und Verursacherprinzips sachgerecht ist.  

4. Im Grundsatz ist es zulässig, nicht an die tatsächliche Nutzung der Grundstücke anzu-

knüpfen, sondern an die Eintragung im Liegenschaftskataster. Dies gilt allerdings nicht, 

wenn und solange die Eintragungen im Liegenschaftskataster in einem nicht unwesentli-

chen Umfang unvollständig, fehlerhaft oder nicht aktuell sind. 
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5. Es ist zu gewährleisten, dass die Erstattung durch das Land für Eigentümer von Grund-

stücken, die in Gebieten mit bestimmten Schutzausweisungen wie Totalreservaten liegen, 

nicht nur gilt, wenn diese Eigentümer über Umlagen der Gemeinden zur Finanzierung der 

Gewässerunterhaltung beitragen müssen, sondern auch, wenn sie als Verbandsmitglieder 

Beiträge zu zahlen haben. 

6. Für die Beitragserhebung durch die Verbände sollten zur Gewährleistung einer rechts-

sicheren Umsetzung der Abgabenerhebung die gleichen Vorschriften des Kommunalab-

gabengesetzes Anwendung finden, wie dies für die Erhebung der Umlagen durch die Ge-

meinden bereits gesetzlich vorgesehen ist. 

7. Die Differenzierung zwischen der Pflichtmitgliedschaft der Eigentümer der Grundstücke 

der Nutzungsartengruppen „Landwirtschaft“ und „Forst-/Fischereiwirtschaft“ einerseits und 

der Wahlmitgliedschaft der übrigen Grundstückseigentümer andererseits ist mit dem De-

mokratieprinzip und dem Gleichheitssatz vereinbar. Dabei gelten die unter Ziff. 2 bis 4 ge-

troffenen Aussagen entsprechend. 

8. Für die Wahlmitglieder ist ein Austrittsrecht vorzusehen. 

9. Zur Gewährleistung einer rechtssicheren Umsetzung der Regelungen zur Mitgliedschaft 

kann geprüft werden, die Möglichkeit der Verbände, ein Delegiertensystem vorzusehen, 

durch gesetzliche Regelungen abzusichern und die Regelungen zum Mitgliederverzeichnis 

zu vereinfachen.  

10. Zur Gewährleistung einer rechtssicheren Umsetzung des Verbändevorschlags ist die 

hinreichend bestimmte Regelung einer sachgerechten Abfolge der maßgeblichen Stichta-

ge für die Beitrags- und Umlagebemessung, die Beitrags- und Umlageerhebung und die 

Verbandsmitgliedschaft erforderlich.  

11. Zum Sondervotum des Städte- und Gemeindebundes zur Pflichtmitgliedschaft aller 

Grundstückseigentümer gelten die Aussagen des Gutachtens des Parlamentarischen Be-

ratungsdienstes vom 6. Oktober 2016. 

12. Die Wahlmitgliedschaft bestimmter Gruppen von privaten Eigentümern unter Aus-

schluss anderer Gruppen, wie sie das Sondervotum des Landeswasserverbandstages 

vorschlägt, ist mit dem Demokratieprinzip und dem Gleichheitssatz nicht vereinbar. 
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C. Anlage: Synopse 

I. Synopse: Brandenburgisches Wassergesetz 

BbgWG GE LReg, Drs. 6/4520 BbgWG Verbändevorschlag 

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) 
 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 2012 (GVBl.I/12, 
[Nr. 201) 
zuletzt geändert durch Artikel  2 Absatz 8 des Gesetzes vom 25. Januar 
2016 (GVBl.I/16, [Nr. 51) 

Artikel 1 
Änderung des Brandenburgischen Wassergesetzes 

Das Brandenburgische Wassergesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. März 2012 (GVBl. I Nr. 20), das zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 8 des Gesetzes vom 25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5 S. 5) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

Verbändevorschlag zur Novellierung des dritten Gesetzes zur Änderung 
wasserrechtlicher Vorschriften im Land Brandenburg 

vom 22. Dezember 2016 

Kapitel 1 
Einleitende Bestimmungen 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die landesspezifischen Belange der Bewirtschaf-
tung, die Nutzung und den Schutz der Gewässer, die Unterhaltung 
und den Ausbau der Gewässer und den Schutz vor Hochwasserge-
fahren. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die in § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des Was-
serhaushaltsgesetzes aufgeführten Gewässer sowie für Handlungen 
und Anlagen, die sich auf die Gewässer und ihre Nutzung auswirken 
oder auswirken können. 

(3) Zu den oberirdischen Gewässern gehören auch unterirdische Stre-
cken und geschlossene Gerinne, soweit sie deren Fortsetzung oder 
Bestandteil sind. 

(4) Von den Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes mit Ausnah-
me des§ 89 des Wasserhaushaltsgesetzes und den Bestimmungen 
dieses Gesetzes werden ausgenommen: 

1. Gräben, die der Be- oder Entwässerung nur eines Grundstücks die-
nen; 

2. Straßen- und Eisenbahnseitengräben, wenn sie nicht der Be- oder 
Entwässerung der Grundstücke anderer Eigentümer zu dienen be-
stimmt sind; 

3. Grundstücksflächen, die ausschließlich zur Fischzucht oder Fisch-
haltung oder zu anderen, nicht wasserwirtschaftlichen Zwecken 
mit Wasser bespannt werden und mit einem oberirdischen Gewäs-
ser nicht oder nur zeitweise künstlich verbunden sind. 

unverändert unverändert 
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(5) Das in Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsanlagen oder 

auf andere Weise vom natürlichen Wasserhaushalt abgesonderte 
Wasser, insbesondere in Dränageeinrichtungen, und das Nieder-
schlagswasser sind keine Gewässer. 

§ 2 Umsetzung von Recht der Europäischen Union zu Badegewässern 
 

 
 
 

Zur Umsetzung von Recht der Europäischen Union, die Badegewässer 
betreffen, kann das hierfür zuständige Mitglied der Landesregierung 
Rechtsverordnungen erlassen, insbesondere über Anforderungen an 
Gewässer und Wasser sowie Maßnahmen zum Schutz der Gewässer 
und der Badenden. 

§ 2 Verordnungsermächtigung 
(zu § 23 Absatz 3 und § 24 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung wird ermächtigt, Rechtsverordnungen gemäß § 23 Absatz 3 
und § 24 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes zu erlassen. 

(2) Zur Umsetzung von Recht der Europäischen Union, die Badegewäs-
ser betreffen, kann das hierfür zuständige Mitglied der Landesregie-
rung Rechtsverordnungen erlassen, insbesondere über Anforderun-
gen an Gewässer und Wasser, deren Ausweisung, Überwachung 
und Einstufung sowie Maßnahmen zum Schutz der Gewässer und 
der Badenden. 

§ 2 Verordnungsermächtigung 
(zu § 23 Absatz 3 und § 24 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

unverändert zum GE LReg 

Kapitel 2 
Gewässer 

Abschnitt 1 
Einteilung der oberirdischen Gewässer 

§ 3 Einteilung 

(1) 1Oberirdische Gewässer werden nach ihrer wasserwirtschaftlichen 
Bedeutung für den gesamten Wasserhaushalt, für Natur- und Ge-
wässerschutz sowie für die Gewässernutzung eingeteilt in Gewässer 
I. Ordnung und Gewässer II. Ordnung. 2Gewässer I. Ordnung sind die 
Bundeswasserstraßen und die nach Absatz 2 festgelegten Gewässer. 
Gewässer II. Ordnung sind alle anderen oberirdischen Gewässer. 

(2) Das für Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Gewässer I. Ordnung fest-
zulegen, die nicht Bundeswasserstraßen sind. 

unverändert unverändert 

§ 4 (weggefallen) unverändert unverändert 
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Abschnitt 2 
Eigentumsverhältnisse an den Gewässern 

§ 5 Eigentum an Gewässern 

(1) 1Zu Gunsten des Landes ist die Enteignung von Gewässern 
I. Ordnung zulässig, soweit sie nicht dem Bund gehören. 2Das Ent-
eignungsgesetz des Landes Brandenburg ist anzuwenden. 

(2) Das Grundeigentum umfasst nicht das Grundwasser und das Was-
servolumen eines oberirdischen Gewässers. 

unverändert unverändert 

§ 6 Eigentumsgrenzen 

(1) Ist ein Gewässerbett ein selbständiges Grundstück, so wird die 
Eigentumsgrenze zwischen dem Gewässerbett und den Ufergrund-
stücken durch die Uferlinie bestimmt. 

(2) Ist ein Gewässerbett kein selbständiges Grundstück und gehören die 
Ufergrundstücke verschiedenen Eigentümern, so ist vorbehaltlich 
abweichender privatrechtlicher Regelungen Eigentumsgrenze: 

1. für gegenüberliegende Ufergrundstücke eine durch die Mitte des 
Gewässers bei Mittelwasserstand zu ziehende Linie; 

2. für nebeneinander liegende Ufergrundstücke die Senkrechte von 
dem Endpunkt der Landgrenze auf die unter Nummer 1 bezeichne-
te Mittellinie; 

3. für auf der anderen Seite des Gewässers sich fortsetzende Grund-
stücke die Verbindungslinie der Endpunkte der Landgrenzen am 
Gewässer. 

unverändert unverändert 

§ 7 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 8 Uferlinie 

(1) Die Uferlinie wird durch den Mittelwasserstand bestimmt. 

(2) 1Als Mittelwasserstand gilt das Mittel der Wasserstände derjenigen 
zwanzig Jahre, die jeweils dem letzten Jahr vorangehen, in dessen 
Jahreszahl die Zahl zehn aufgeht. 2Stehen Pegelbeobachtungen für 
diesen zwanzigjährigen Zeitraum nicht zur Verfügung, so kann eine 
andere Jahresreihe verwendet werden. 3Soweit Pegelbeobachtun-
gen nicht vorliegen, kann der Mittelwasserstand nach der Grenze 
des Bewuchses festgestellt werden. 

(3) 1Die Uferlinie kann durch die Wasserbehörde festgesetzt und ge-
kennzeichnet werden. 2Die von der Entscheidung Betroffenen sind 

unverändert unverändert 
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zu hören. 3Jeder, der ein berechtigtes Interesse nachweist, kann die 
Festsetzung und Kennzeichnung der Uferlinie auf seine Kosten ver-
langen. 

(4) Die Kennzeichnung der Uferlinie darf nicht unbefugt verändert oder 
beseitigt werden. 

§ 9 Verlandung 

(1) Eine Verlandung ist eine bei Mittelwasserstand mit dem bisherigen 
Ufergrundstück verbundene Bodenfläche, deren Entstehung auf das 
durch natürliche Ereignisse hervorgerufene allmähliche Anlanden 
oder auf das Zurücktreten des Wassers zurückzuführen ist. 

unverändert § 9 Verlandung 

(1) 1Eine Verlandung ist eine bei Mittelwasserstand mit dem bisherigen 
Ufergrundstück verbundene Bodenfläche, deren Entstehung auf das 
durch natürliche Ereignisse hervorgerufene allmähliche Anlanden 
oder auf das Zurücktreten des Wassers zurückzuführen ist. 2Als na-
türliche Ereignisse im Sinne der Regelungen nach §§ 9 bis 13 gelten 
auch morphologische Veränderungen im Zuge der Gewässerent-
wicklung im Rahmen des § 39 Wasserhaushaltsgesetz. 

(2) 1Bei selbständig ausgewiesenen Gewässergrundstücken (§ 6 Ab-
satz 1) wächst das Eigentum an der Verlandung den Eigentümern 
der Ufergrundstücke entsprechend dem Anteil der Verbindung mit 
ihren Ufergrundstücken zu. 2Dies gilt jedoch erst, wenn sich auf der 
Verlandung Pflanzenbewuchs gebildet hat und seit dem Ende des 
Jahres, in dem sich der Pflanzenbewuchs gebildet hat, drei Jahre 
verstrichen sind. 

(3) Bei nicht selbständig ausgewiesenen Gewässergrundstücken gilt § 6 
Absatz 2 entsprechend. 

unverändert unverändert 

§ 10 Überflutung 

(1) Werden an Gewässern, die nicht als selbständige Grundstücke 
ausgewiesen sind, Ufergrundstücke oder dahinterliegende Grund-
stücke durch natürliche Ereignisse dauernd überflutet, findet § 6 
Absatz 2 Anwendung. 

(2) 1Werden an Gewässern, die als selbständige Grundstücke ausgewie-
sen sind, die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, dann wächst 
das Eigentum an den überfluteten Flächen dem Gewässereigentü-
mer zu. 2Die neue Grenze zwischen dem Gewässer und dem Ufer-
grundstück ist die neue Uferlinie. 

(3) 1Werden an Gewässern II. Ordnung Grundstücke bei Mittelwasser-
stand durch künstliche Einwirkungen dauernd überflutet, treten die 
Rechtsfolgen nach den Absätzen 1 und 2 nur ein, wenn diese auf 
rechtlich zulässige Weise herbeigeführt worden sind. 2In diesem Fall 
hat derjenige, der die Überflutungen verursacht hat, den früheren 
Eigentümer zu entschädigen. 

unverändert unverändert 
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§ 11 Uferabriss 

(1) Wird ein Stück Land durch natürliche Ereignisse vom Ufer abgerissen 
und mit einem anderen Ufergrundstück vereinigt, wächst es diesem 
Ufergrundstück zu. 

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen wird ein abgerissenes Stück 
Land, das sich ohne Verbindung mit einem Ufer im Gewässer festge-
setzt hat, Eigentum des Gewässereigentümers. 

unverändert unverändert 

§ 12 Neues Gewässerbett 

Hat sich ein Gewässer infolge natürlicher Ereignisse auf Dauer ein am 
Ort bisher nicht vorhandenes Bett geschaffen, so entspricht das Eigen-
tum am neuen Gewässerbett 

1. bei neugebildeten stehenden Gewässern dem Eigentum der 
Grundstücke, die das neue Gewässerbett bilden; 

2. bei fließenden Gewässern, die nicht als selbständige Grundstücke 
ausgewiesen sind , dem Eigentum der Grundstücke, die das neue 
Gewässerbett bilden; 

3. bei fließenden Gewässern, die als selbständige Grundstücke aus-
gewiesen sind, dem Eigentum des bisherigen Gewässerbetts. 

unverändert unverändert 

§ 13 Inseln, verlassenes Gewässerbett 

(1) 1Tritt in einem Gewässer eine Bodenerhöhung hervor, die den 
Mittelwasserstand überragt und dabei nach keiner Seite hin mit 
dem Ufer zusammenhängt (Insel) oder wird ein Gewässerbett von 
seinem Wasser verlassen, bleibt das Eigentum an den hierdurch 
entstandenen Landflächen unverändert. 2Das Gleiche gilt, wenn bei 
der Bildung eines neuen Gewässerbetts Grundstücksflächen um-
schlossen und zu einer Insel werden. 

(2) Die Regelungen der§§ 9 bis 12 finden bei Inseln entsprechende 
Anwendung. 

unverändert unverändert 

§ 14 (weggefallen) unverändert unverändert 

 

 

 

 

  



│ 34 

BbgWG GE LReg, Drs. 6/4520 BbgWG Verbändevorschlag 

Kapitel 3 
Schutz der Gewässer 

Abschnitt 1 
Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz 

§ 15 Wasserschutzgebiete 
(zu §§ 51 und 52 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Ein Wasserschutzgebiet wird durch Rechtsverordnung des für die 
Wasserwirtschaft zuständigen Mitglieds der Landesregierung fest-
gesetzt. 2Wasserschutzgebiete für eine Wasserfassung mit einer 
prognostizierten mittleren täglichen Entnahmemenge von weniger 
als 2000 Kubikmetern werden vom Landkreis oder von der kreis-
freien Stadt, in dessen oder deren Gebiet sich die Wasserfassung 
befindet, durch Rechtsverordnung festgesetzt. 3Der Begünstigte 
nach Absatz 2 hat sämtliche für die Ausweisung des Wasserschutz-
gebietes erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 4Vor Festsetzung ei-
nes Wasserschutzgebietes ist von der Wasserbehörde, in deren Zu-
ständigkeitsbereich sich die Wasserfassung befindet, ein Anhö-
rungsverfahren durchzuführen. 6Die nach Satz 2 festgesetzten Was-
serschutzgebiete sind nach den für Satzungen geltenden Vorschrif-
ten öffentlich bekannt zu machen. 

Kapitel 3 
Schutz der Gewässer 

Abschnitt 1 
Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz 

§ 15 Wasserschutzgebiete 
(zu §§ 51 und 52 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Ein Wasserschutzgebiet wird durch Rechtsverordnung des für die 
Wasserwirtschaft zuständigen Mitglieds der Landesregierung fest-
gesetzt. 2Ein Wasserschutzgebiet gemäß § 51 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes für eine Wasserfassung 
mit einer prognostizierten mittleren täglichen Entnahmemenge von 
weniger als 2000 Kubikmetern wird vom Landkreis oder von der 
kreisfreien Stadt, in dessen oder deren Gebiet sich die Wasserfas-
sung befindet, durch Rechtsverordnung festgesetzt. 3Das nach 
Satz 2 festgesetzte Wasserschutzgebiet ist nach den für Satzungen 
geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. 4Für das Ver-
fahren zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten gemäß § 51 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt § 16. 5Für 
Wasserschutzgebiete nach § 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 
gilt § 16 entsprechend. 

Kapitel 3 
Schutz der Gewässer 

Abschnitt 1 
Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz 

§ 15 Wasserschutzgebiete 
(zu §§ 51 und 52 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) 1Begünstigter bei Schutzgebieten nach den Absätzen 1 und 3 ist 
derjenige, dessen Fassungsanlagen durch die Wasserschutzgebiets-
verordnung geschützt werden. 

(2) 1Der Begünstigte von Festsetzungen nach § 51 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes hat sämtliche für die Aus-
weisung des Wasserschutzgebietes erforderliche Unterlagen vorzu-
legen. 2Kommt der Begünstigte dieser Verpflichtung nicht nach, hat 
er die für die Erstellung der Unterlagen erforderlichen Kosten zu 
erstatten. 3Begünstigter bei Schutzgebieten nach den Absätzen 1 
und 3 ist derjenige, dessen Fassungsanlagen durch die Wasser-
schutzgebietsverordnung geschützt werden. 

(2) 1Der Begünstigte von Festsetzungen nach § 51 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes hat sämtliche für die Aus-
weisung des Wasserschutzgebietes erforderliche Unterlagen vorzu-
legen. 2Kommt der Begünstigte dieser Verpflichtung nicht nach, hat 
er die für die Erstellung der Unterlagen erforderlichen Kosten zu er-
statten. 3Der Begünstigte kann zu Vorauszahlungen auf die zu er-
wartenden erforderlichen Kosten veranlagt werden. 4Begünstigter 
ist derjenige, dessen Fassungsanlagen durch die Wasserschutzge-
bietsverordnung geschützt werden. 

2Die Rechtsverordnung soll das Wasserschutzgebiet und seine Zo-
nen zeichnerisch in Karten bestimmen. 3Wenn die Karten nicht im 
amtlichen Bekanntmachungsorgan bekannt gemacht werden, sind 
die betroffenen Gebiete im Text der Rechtsverordnung zu beschrei-
ben. 4In diesem Fall haben die Wasserbehörde und die Gemeinden, 
deren Gebiet betroffen ist, beglaubigte Abschriften der Karten auf-
zubewahren und jedem kostenlos Einsicht zu gewähren. 5Hierauf 
und auf den Ort der Einsichtnahme ist im Text der Rechtsverord-
nung hinzuweisen. 

(3) 1Die auf der Grundlage des Wassergesetzes vom 2. Juli 1982 (GBI. I 
Nr. 26 S. 467) für die öffentliche Trinkwasserversorgung festgeleg-
ten oder aufrechterhaltenen Trinkwasserschutzgebiete gelten als 

(3) 1Die Rechtsverordnung soll das Wasserschutzgebiet und seine Zonen 
zeichnerisch in Karten bestimmen. 2Wenn die Karten nicht im amtli-
chen Bekanntmachungsorgan bekannt gemacht werden, sind die 
betroffenen Gebiete im Text der Rechtsverordnung zu beschreiben. 
3In diesem Fall haben die Wasserbehörde und die Gemeinden, de-
ren Gebiet betroffen ist, beglaubigte Abschriften der Karten aufzu-
bewahren und jedem kostenlos Einsicht zu gewähren. 4Hierauf und 
auf den Ort der Einsichtnahme ist im Text der Rechtsverordnung 
hinzuweisen. 

(4) 1Die auf der Grundlage des Wassergesetzes vom 2. Juli 1982 (GBl. I 
Nr. 26 S. 467) für die öffentliche Trinkwasserversorgung festgeleg-
ten oder aufrechterhaltenen Trinkwasserschutzgebiete gelten als 

unverändert zum GE LReg 
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Rechtsverordnung in der Fassung der 3. Durchführungsverordnung 
zum Wassergesetz – Schutzgebiete und Vorbehaltsgebiete – vom 
2. Juli 1982 (GBI. I Nr. 26 S. 487) bis zum Erlass neuer Rechtsverord-
nungen für dieselbe Wasserfassung fort. 2Neue Rechtsverordnungen 
sind von den nach Absatz 1 Zuständigen in angemessenem Zeitraum 
zu erlassen. 3Für Trinkwasserschutzgebiete nach Satz 1 gelten § 52 
Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 4 und 5 des Wasserhaushaltsge-
setzes und § 16 entsprechend. 4Die Aufhebung von nach Satz 1 
übergeleiteten Trinkwasserschutzgebieten für Wasserfassungen, für 
die keine Neufestsetzung erfolgt, kann das für Wasserwirtschaft zu-
ständige Mitglied der Landesregierung vornehmen. 

Rechtsverordnung in der Fassung der 3. Durchführungsverordnung 
zum Wassergesetz – Schutzgebiete und Vorbehaltsgebiete - vom 
2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 487) bis zum Erlass neuer Rechtsverord-
nungen für dieselbe Wasserfassung fort. 2Neue Rechtsverordnungen 
sind von den nach Absatz 1 Zuständigen in angemessenem Zeitraum 
zu erlassen. 3Für Trinkwasserschutzgebiete nach Satz 1 gelten § 52 
Absatz 1 Satz 2 und 3, Absätze 3 bis 5 des Wasserhaushaltsgesetzes 
und § 17 entsprechend. 4Die Aufhebung von nach Satz 1 übergelei-
teten Trinkwasserschutzgebieten für Wasserfassungen, für die keine 
Neufestsetzung erfolgt, kann das für Wasserwirtschaft zuständige 
Mitglied der Landesregierung vornehmen. 

 § 16 Verfahren zur Ausweisung von Wasserschutzgebieten gemäß § 51 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 

(1) 1Vor Festsetzung eines Wasserschutzgebietes ist von der Wasser-
behörde, in deren Zuständigkeitsbereich sich die Wasserfassung 
befindet (Anhörungsbehörde), ein Anhörungsverfahren durchzu-
führen. 2Hierzu werden die Karten und Schutzbestimmungen für 
die Dauer eines Monats bei der Anhörungsbehörde ausgelegt. 3Die 
Anhörungsbehörde kann vorsehen, dass die Auslegung zusätzlich 
in betroffenen Gemeinden oder Ämtern oder auf der Internetseite 
der Anhörungsbehörde erfolgt. 4Einwendungen gegen die Festset-
zung und die Schutzbestimmungen können bis zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist bei der Anhörungsbehörde schriftlich 
oder zur Niederschrift erhoben werden. 5Die Auslegung ist mindes-
tens eine Woche vorher ortsüblich mit dem Hinweis bekannt zu 
geben, dass innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Anhörungsbe-
hörde Einwendungen gegen die Festsetzung des Schutzgebiets so-
wie Anregungen zu dem Entwurf vorgebracht werden können. 6Die 
Träger öffentlicher Belange sind durch die Anhörungsbehörde zu 
beteiligen. 

(2) 1Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die Anhörungsbehörde die 
rechtzeitig erhobenen Einwendungen und die Stellungnahmen der 
Träger öffentlicher Belange mit dem Begünstigten, den Trägern öf-
fentlicher Belange, den Betroffenen sowie den Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, zu erörtern. 2Der Erörterungstermin 
ist mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekanntzumachen. 
3Die Träger öffentlicher Belange, der Begünstigte und diejenigen, 
die Einwendungen erhoben haben, sind von dem Erörterungster-
min zu benachrichtigen. 4Sind außer der Benachrichtigung der Trä-
ger öffentlicher Belange und des Begünstigten mehr als 
50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese Benachrich-
tigungen durch ortsübliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

unverändert zum GE LReg 
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(3) Wird der Entwurf der Rechtsverordnung während des laufenden 

Verfahrens räumlich oder sachlich erheblich erweitert, ist das Ver-
fahren nach den Absätzen 1 und 2 bezüglich der Änderungen zu 
wiederholen. 

(4) 1Eine Verletzung der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Verfah-
rens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht schrift-
lich unter Angabe der verletzten Rechtsvorschrift und des Sach-
verhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung gegenüber dem Verord-
nungsgeber geltend gemacht worden ist. 2Mängel im Abwägungs-
vorgang sind nur dann beachtlich, wenn sie offensichtlich und auf 
das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind und die Mängel 
in der Abwägung innerhalb von vier Jahren nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen 
geltend gemacht worden sind. 3In der Rechtsverordnung ist auf die 
Rechtsfolgen nach den Sätzen 1 und 2 hinzuweisen. 

(5) 1Das Verfahren nach den Absätzen 1 und 2 ist nicht anwendbar, 
wenn der Verordnungsentwurf eine Änderung einer bestehenden 
Rechtsverordnung betrifft und weder der räumliche noch der sach-
liche Geltungsbereich wesentlich erweitert werden oder eine 
Rechtsverordnung aufgehoben werden soll. 2Der Begünstigte ist 
vorher anzuhören. 

§ 16 Besondere Vorschriften für Billigkeitsausgleichszahlungen 
(zu § 52 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Zahlungen nach § 52 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes bemessen 
sich nach den durchschnittlichen Ertragseinbußen und Mehraufwen-
dungen, gemessen an den Erträgen und Aufwendungen einer ord-
nungsgemäßen Nutzung. 2Ersparte Aufwendungen sind anzurechnen. 
3Ein Anspruch besteht nicht, soweit der wirtschaftliche Nachteil ander-
weitig ausgeglichen ist. 4Soweit ein Mindestbetrag von 150 Euro nicht 
unterschritten wird, kann eine Ausgleichsforderung jeweils für das 
vorangegangene Kalenderjahr geltend gemacht werden. 5Der Ausgleich 
des Nachteils ist gegenüber dem Begünstigten bis zum 31. März des 
Folgejahres zu verlangen. 6Der Begünstigte hat über die Anerkennung 
der Forderung innerhalb von drei Monaten nach Antragseingang zu 
entscheiden, soweit zwischen den Parteien keine anderweitige einver-
nehmliche Regelung getroffen wird. 7Die Ausgleichszahlung wird, wenn 
keine gütliche Vereinbarung zwischen den Beteiligten zustande kommt, 
durch die zuständige Wasserbehörde im Benehmen mit dem Landwirt-
schaftsamt durch Schlichtungsspruch festgesetzt. 

§ 17 (weggefallen) 

§ 17 Besondere Vorschriften für Billigkeitsausgleichszahlungen 
(zu § 52 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Zahlungen nach § 52 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes bemessen 
sich nach den durchschnittlichen Ertragseinbußen und Mehraufwen-
dungen, gemessen an den Erträgen und Aufwendungen einer ord-
nungsgemäßen Nutzung. 2Ersparte Aufwendungen sind anzurechnen. 
3Ein Anspruch besteht nicht, soweit der wirtschaftliche Nachteil ander-
weitig ausgeglichen ist. 4Soweit ein Mindestbetrag von 150 Euro nicht 
unterschritten wird, kann eine Ausgleichsforderung jeweils für das 
vorangegangene Kalenderjahr geltend gemacht werden. 5Der Ausgleich 
des Nachteils ist gegenüber dem Begünstigten bis zum 31. März des 
Folgejahres zu verlangen. 6Der Begünstigte hat über die Anerkennung 
der Forderung innerhalb von drei Monaten nach Antragseingang zu 
entscheiden, soweit zwischen den Parteien keine anderweitige einver-
nehmliche Regelung getroffen wird. Die Ausgleichszahlung wird, wenn 
keine gütliche Vereinbarung zwischen den Beteiligten zustande 
kommt, durch die zuständige Wasserbehörde im Benehmen mit dem 
Landwirtschaftsamt durch Schlichtungsspruch festgesetzt. 7Ist zwi-
schen den Beteiligten streitig, ob und in welchem Umfang eine Aus-
gleichszahlung zu leisten ist, kann jeder der Beteiligten die zuständige 
Wasserbehörde als Schlichtungsstelle anrufen, die nach Anhörung der 

§ 17 Besondere Vorschriften für Billigkeitsausgleichszahlungen 
(zu § 52 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

unverändert zum GE LReg 
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Beteiligten im Benehmen mit dem Landesamt für Landwirtschaft 
einen schriftlichen Vorschlag unterbreitet. 

§ 18 Heilquellenschutz 
(zu § 53 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Zuständig ist 

1. für die staatliche Anerkennung einer Heilquelle das für das Ge-
sundheitswesen zuständige Mitglied der Landesregierung; 

2. für den Erlass einer Rechtsverordnung über das Schutzgebiet das 
für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung. 

§ 18 Heilquellenschutz 
(zu § 53 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Zuständig ist 

1. für die staatliche Anerkennung einer Heilquelle das für das Ge-
sundheitswesen zuständige Mitglied der Landesregierung; 

2. für den Erlass einer Rechtsverordnung über das Schutzgebiet das 
für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung. 

Die §§ 16 und 17 gelten für Satz 1 Nummer 2 entsprechend. 

§ 18 Heilquellenschutz 
(zu § 53 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

unverändert zum GE LReg 

§ 19 (weggefallen) unverändert unverändert 

Abschnitt 2 
Wassergefährdende Stoffe 

§ 20 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen; Anzeigepflicht 

(1) 1Wer 

1. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne 
von § 62 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes einbauen, aufstel-
len, unterhalten, wesentlich verändern oder betreiben will, 

2. Anlagen zum Befördern solcher Stoffe errichten oder betreiben 
will, 

3. solche Stoffe ohne Anlagen lagern, ansammeln, abfüllen oder um-
schlagen will oder 

4. Anlagen zum Lagern oder Abfüllen von Jauche, Gülle oder Silage-
sickersäften errichten oder betreiben will, 

hat dies der Wasserbehörde einen Monat vorher anzuzeigen. 
2Anzeigepflichtig sind auch die wesentliche Änderung und Stillle-
gung des Betriebs der Anlage. Der Anzeige sind die zur Beurteilung 
der Maßnahme erforderlichen Unterlagen (Pläne, Zeichnungen, 
Nachweisungen, Beschreibungen) beizufügen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 besteht keine Anzeigepflicht 

1. für Anlagen, die dem oberirdischen Befördern und Speichern von 
Gas dienen, 

2. für wassergefährdende Stoffe, die sich ohne Anlagen in einem Ar-
beitsgang befinden oder in der für den Fortgang der Arbeit erfor-

unverändert unverändert 
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derlichen Menge bereitgehalten oder als Fertig- oder Zwischen-
produkt kurzfristig abgestellt werden, 

3. für Anlagen zur Reinigung und zum Umschlag von mit wasserge-
fährdenden Stoffen verunreinigten Bauabfällen, soweit sie nach 
dem Immissionsschutzrecht oder nach dem Abfallbeseitigungs-
recht zulassungspflichtig sind, und 

4. für den Fall, dass eine Maßnahme einer Zulassung, Zustimmung 
oder Erlaubnis nach Bauordnungs-, Abfall-, Immissionsschutz- oder 
Bergrecht bedarf oder eine solche erteilt worden ist. 

(3) 1Eine Maßnahme ist von der Wasserbehörde zu untersagen, wenn 
eine Verunreinigung von Gewässern oder eine nachteilige Verände-
rung ihrer Eigenschaften zu besorgen oder im Falle des Umschlags 
der bestmögliche Schutz nicht gewährleistet ist und diese Nachteile 
nicht durch Anordnungen der Wasserbehörde verhütet oder ausge-
glichen werden können. 2Wird das Vorhaben nicht binnen eines 
Monats nach Eingang der Anzeige untersagt oder werden innerhalb 
dieser Frist keine Maßnahmen festgesetzt, so kann es in der ange-
zeigten Weise durchgeführt werden. 

§ 21 Verhütung von Gewässerschäden; Meldepflicht 

(1) Sind wassergefährdende Stoffe aus ortsfesten oder beweglichen 
Behältern, sonstigen Anlagen oder aus Wasser-, Land- oder Luft-
fahrzeugen in ein Gewässer oder eine Entwässerungsleitung gelangt 
oder drohen sie dorthin zu gelangen, so sind der Eigentümer oder 
Besitzer der Anlage oder des Fahrzeuges, der Eigentümer oder Be-
sitzer des wassergefährdenden Stoffes sowie derjenige, der die An-
lage betreibt, unterhält oder überwacht oder das Fahrzeug führt, 
verpflichtet, unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
um eine schädliche Verunreinigung des Wassers oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften zu verhindern bzw. 
unverzüglich zu beseitigen. 

(2) 1Das Austreten wassergefährdender Stoffe ist unverzüglich der 
nächsten Polizeidienststelle, der Feuerwehr oder der Wasserbehör-
de zu melden, wenn eine Verunreinigung oder Gefährdung eines 
Gewässers oder das Eindringen in die Kanalisation nicht auszu-
schließen ist. 2Die Verpflichtung zur Meldung besteht auch bei ei-
nem begründeten Verdacht, dass wassergefährdende Stoffe mit den 
in Satz 1 genannten Folgen ausgetreten sind oder auszutreten dro-
hen. 3Meldepflichtig ist neben den im Absatz 1 bezeichneten Perso-
nen auch derjenige, der die Anlage oder das Fahrzeug befüllt oder 
entleert, instand setzt, reinigt oder prüft sowie derjenige, der das 
Austreten wassergefährdender Stoffe verursacht hat. 

§ 21 Verhütung von Gewässerschäden; Meldepflicht 

Absätze 1 bis 3 unverändert 

§ 21 Verhütung von Gewässerschäden; Meldepflicht 

Absätze 1 bis 3 unverändert 
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(3) 1Wird bei Baugrundsondierungen, Baumaßnahmen, Ausschachtun-

gen oder ähnlichen Eingriffen in den Untergrund das Vorhandensein 
möglicher wassergefährdender Stoffe im Grundwasser festgestellt, 
so ist dies unverzüglich der nächsten Polizeidienststelle, der Feuer-
wehr oder der Wasserbehörde zu melden. 2Meldepflichtig sind der 
Grundstückseigentümer, der Grundstücksbesitzer, der Bauherr, der 
Bauleiter und der Unternehmer. 

(4) Ist durch das Aus- oder Auftreten wassergefährdender Stoffe die 
Verunreinigung oder sonstige nachteilige Veränderung eines Ge-
wässers eingetreten oder zu besorgen, ohne dass dieser eine schäd-
liche Bodenveränderung oder Altlast zu Grunde liegt, so kann die 
Wasserbehörde die zur Untersuchung und Sanierung des Gewässers 
und des Bodens erforderlichen Anordnungen treffen. 

(4) Ist durch das Aus- oder Auftreten wassergefährdender Stoffe die 
Verunreinigung oder sonstige nachteilige Veränderung eines Ge-
wässers eingetreten oder zu besorgen, ohne dass dieser eine schäd-
liche Bodenveränderung oder Altlast zu Grunde liegt, so kann die 
Wasserbehörde die zur Untersuchung und Sanierung des Gewässers 
und des Bodens erforderlichen Anordnungen treffen. 

Absatz 4 unverändert zum GE LReg 

§ 22 (weggefallen) unverändert unverändert 

Kapitel 4 
Bewirtschaftung der Gewässer 

§ 23 (weggefallen) 

unverändert unverändert 

§ 24 Grundlagen der Bewirtschaftung, Bewirtschaftungspläne und 
Maßnahmenprogramme 

(zu §§ 82 bis 84 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Bewirtschaftung der Gewässer erfolgt nach den Flussgebiets-
einheiten gemäß § 7 des Wasserhaushaltsgesetzes. 2Die im Einzugs-
gebiet der Elbe liegenden oberirdischen Gewässer einschließlich des 
zugeordneten Grundwassers werden der Flussgebietseinheit Elbe 
zugeordnet. 3Die im Einzugsgebiet der Oder liegenden oberirdischen 
Gewässer einschließlich des zugeordneten Grundwassers werden 
der Flussgebietseinheit Oder zugeordnet. 4Für die im Land Branden-
burg liegenden Anteile an den Flussgebietseinheiten Elbe und Oder 
erstellt die oberste Wasserbehörde die vom Wasserwirtschaftsamt 
erarbeiteten Beiträge und koordiniert diese mit den übrigen an der 
Flussgebietseinheit beteiligten Ländern. 5Bei Flussgebietseinheiten, 
die auch im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union liegen, werden die Maßnahmenprogramme und Be-
wirtschaftungspläne mit den zuständigen Behörden dieser Staaten 
koordiniert. 6Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, durch 
Verwaltungsabkommen mit den Beteiligten nach den Sätzen 4 und 5 
Einzelheiten der Koordinierung zu regeln. 

§ 24 Grundlagen der Bewirtschaftung, Bewirtschaftungspläne und 
Maßnahmenprogramme 

(zu §§ 82 bis 84 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 

§ 24 Grundlagen der Bewirtschaftung, Bewirtschaftungspläne und 
Maßnahmenprogramme 

(zu §§ 82 bis 84 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 
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(2) Im Rahmen der Erstellung der Beiträge zu den Bewirtschaftungsplä-
nen gemäß Absatz 1 kann die zuständige Wasserbehörde entschei-
den über die Inanspruchnahme von 

1. Fristverlängerungen gemäß§ 29 Absatz 2 bis 4 und§ 47 Absatz 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes, 

2. Ausnahmen gemäß § 31 Absatz 1 und Absatz 2 und§ 47 Absatz 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes, 

3. abweichenden Bewirtschaftungszielen gemäß den§§ 30 und 47 
Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

(2) Im Rahmen der Erstellung der Beiträge zu den Bewirtschaftungsplä-
nen gemäß Absatz 1 kann die zuständige Wasserbehörde entschei-
den über die Inanspruchnahme von 

1. Fristverlängerungen gemäß§ 29 Absatz 2 bis 4 und§ 47 Absatz 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes, 

2. Ausnahmen gemäß § 31 Absatz 1 und Absatz 2 und§ 47 Absatz 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes in Verbindung mit § 31 Absatz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes, 

3. abweichenden Bewirtschaftungszielen gemäß den§§ 30 und 47 
Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

(3) 1Die Annahme der das Gebiet des Landes Brandenburg betreffenden 
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme wird im Amts-
blatt für Brandenburg veröffentlicht. 2In der Bekanntmachung wird 
auf die Möglichkeit der Einsichtnahme gemäß Absatz 5 und auf wei-
tere Fundstellen hingewiesen. 3Die zuständige Wasserbehörde kann 
die Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme ganz oder 
in Teilen für die Behörden für verbindlich erklären. 4Die Erklärung 
über die Behördenverbindlichkeit ist im Amtsblatt für Brandenburg 
zu veröffentlichen. 

Absatz 3 unverändert Absatz 3 unverändert 

(4) 1Die sich aus der Durchführung des Maßnahmenprogramms erge-
benden und nach § 14m des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung gebotenen Überwachungen der Umweltauswirkungen 
sind festzulegen. 2Die Durchführung der Überwachung kann mit den 
nach der Brandenburgischen Gewässereinstufungsverordnung vor-
zunehmenden Überwachungsprogrammen verbunden werden. 

(4) 1Die sich aus der Durchführung des Maßnahmenprogramms erge-
benden und nach § 14m des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung gebotenen Überwachungen der Umweltauswirkungen 
sind festzulegen. Die Durchführung der Überwachung kann mit den 
nach der Brandenburgischen Gewässereinstufungsverordnung vor-
zunehmenden Überwachungsprogrammen verbunden werden. 
2Die Überwachung kann mit der Durchführung der für die Zu-
standsbewertung und -überwachung der Wasserkörper erforderli-
chen Überwachungsprogramme verbunden werden. 

Absatz 4 unverändert zum GE LReg 

(5) Das Wasserwirtschaftsamt gewährt jedem kostenlos Einsicht in die 
Bewirtschaftungspläne und die Maßnahmenprogramme einschließ-
lich der in § 14l Absatz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung genannten Informationen. 

Absatz 5 unverändert Absatz 5 unverändert 

§ 25 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 26 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 27 Veränderungssperren unverändert unverändert 
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(zu § 86 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Zuständig für den Erlass von Rechtsverordnungen über eine Verände-
rungssperre ist das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der 
Landesregierung. 

Kapitel 5 
Benutzung der Gewässer 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 28 Inhalt von Erlaubnis und Bewilligung 
(zu § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1In der Erlaubnis und Bewilligung sind insbesondere Ort, Art, Umfang 
und Zweck der Gewässerbenutzung sowie Art und Umfang der dem 
Gewässerbenutzer obliegenden Überwachungsmaßnahmen festzule-
gen. 2Die Gewässerbenutzung darf nicht die Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele gefährden oder den Anforderungen eines Maßnahmen-
programms entgegenstehen. 3Die Erlaubnis wird unbeschadet der 
Rechte Dritter erteilt. 

Kapitel 5 
Benutzung der Gewässer 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 28 Inhalt von Erlaubnis und Bewilligung 
(zu § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1In der Erlaubnis und Bewilligung sind insbesondere Ort, Art, Umfang 
und Zweck der Gewässerbenutzung sowie Art und Umfang der dem 
Gewässerbenutzer obliegenden Überwachungsmaßnahmen festzule-
gen. 2In der Erlaubnis oder Bewilligung können auch Anforderungen 
an den Rückbau der Benutzungsanlage und zur Wiederherstellung des 
früheren Zustandes nach Einstellung der Gewässerbenutzung geregelt 
werden. 3Die Gewässerbenutzung darf nicht die Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele gefährden oder den Anforderungen eines Maßnahmen-
programms entgegenstehen. 4§ 126 Absatz 6 ist zu beachten. 5Die 
Erlaubnis wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt. 

Kapitel 5 
Benutzung der Gewässer 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 28 Inhalt von Erlaubnis und Bewilligung 
(zu § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

unverändert zum GE LReg 

§ 29 Erteilung und Widerruf der Erlaubnis 

(1) Eine Erlaubnis für die Entnahme von Wasser darf, auch wenn keine 
Versagungsgründe nach § 12 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 
vorliegen, gemäß § 12 und 13 des Wasserhaushaltsgesetzes insbe-
sondere nur erteilt werden, wenn 

1. der Antragsteller nachweist, dass er den Verbrauch und den Ver-
lust von Wasser so gering wie möglich hält und den Grundsatz der 
Wasserwirtschaft nach § 50 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
beachtet, 

2. im Fall der Einleitung von entnommenem Wasser keine nachteili-
gen Wirkungen für das Wohl der Allgemeinheit hervorgerufen 
werden, die nicht ausgeglichen werden können, 

3. im Fall von Grundwasserabsenkungen das entnommene, nicht ver-
unreinigte Wasser, soweit zumutbar und wasserwirtschaftlich ge-
boten, dem Grundwasserleiter oder auf wasserwirtschaftlich 
gleichwirksame Weise dem Wasserhaushalt unmittelbar wieder 
zugeführt wird sowie 

4. der Gewässerbenutzer auch die Beseitigungspflicht für das aus der 
Wasserentnahme herrührende Abwasser innehat, die Einleitung 

unverändert unverändert 
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dieses Abwassers entsprechend den Anforderungen des§ 65 Ab-
satz 1 zugelassen ist oder wird. 

(2) Die Erlaubnis kann gemäß § 18 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset-
zes widerrufen werden, insbesondere wenn 

1. von der weiteren Benutzung eine Gefährdung der Bewirtschaf-
tungsziele oder eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
zu erwarten ist, die nicht durch nachträgliche Anordnungen verhü-
tet oder ausgeglichen werden kann, 

2. der Inhaber der Erlaubnis den Zweck oder den Umfang der Benut-
zung geändert oder Nebenbestimmungen nicht erfüllt hat, 

3. die Benutzung des Gewässers auch durch Mitbenutzung anderer 
vorhandener Anlagen, insbesondere öffentlicher Anlagen, möglich 
ist oder 

4. die Bewirtschaftungsziele eines Bewirtschaftungsplans oder eines 
Maßnahmenprogramms nicht auf andere Weise erreicht werden 
können. 

§ 30 (weggefallen) § 30 Anzeige des Übergangs der Erlaubnis oder Bewilligung 
(zu § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes 

Geht die Erlaubnis oder die Bewilligung für die Gewässerbenutzung mit 
den Benutzungsanlagen oder dem Grundstück auf einen Rechtsnachfol-
ger nach § 8 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes über, hat dieser den 
Übergang der zuständigen Wasserbehörde innerhalb von drei Monaten 
anzuzeigen. 

§ 30 Anzeige des Übergangs der Erlaubnis oder Bewilligung 
(zu § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes 

unverändert zum GE LReg 

§ 31 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 32 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 33 Zusammentreffen von Erlaubnis- und Bewilligungsanträgen 
1Treffen mehrere Erlaubnis- oder Bewilligungsanträge auf Zulassung 
von Gewässerbenutzungen zusammen, die sich auch bei Festsetzung 
von Bedingungen und Auflagen beeinträchtigen würden, so hat das 
Vorhaben Vorrang, das den größten Nutzen für das Wohl der Allge-
meinheit erwarten lässt. 2Sind die Vorhaben danach als gleichwertig zu 
beurteilen, ist die wirtschaftliche Bedeutung maßgebend. 3Sofern die 
beabsichtigten Benutzungen auch hiernach gleichstehen, entscheidet 
die zeitliche Reihenfolge der Anträge. 

unverändert unverändert 

§ 34 (weggefallen) unverändert unverändert 
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§ 35 Erfordernisse für den Antrag 

(1) 1Erlaubnis- und Bewilligungsanträge sind mit den zur Beurteilung des 
gesamten Vorhabens erforderlichen Unterlagen, wie zum Beispiel 
Zeichnungen, Nachweise und Beschreibungen, bei der zuständigen 
Wasserbehörde einzureichen. 2EMAS-Standorte im Sinne von§ 3 
Nummer 12 des Wasserhaushaltsgesetzes können die zur Erfüllung 
der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 erstellten 
Unterlagen zum Inhalt der Antragsunterlagen machen, soweit 
dadurch die Anforderungen nach Satz 1 gleichwertig erfüllt werden. 

(2) 1Offensichtlich unzulässige Anträge können zurückgewiesen werden. 
2Dies gilt auch für mangelhafte oder unvollständige Anträge, wenn 
der Antragsteller sie nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemes-
senen Frist verbessert oder ergänzt. 

unverändert unverändert 

§ 36 Verzicht 

Auf eine Erlaubnis, eine Bewilligung, ein altes Recht oder eine Befugnis 
kann der Inhaber schriftlich oder zur Niederschrift bei der Wasserbe-
hörde verzichten. 

unverändert unverändert 

§ 36a Betrieb von Stauanlagen 

(1) 1Der örtlich zuständige Gewässerunterhaltungsverband ist verpflich-
tet, eine Stauanlage in Gewässern II. Ordnung zu betreiben, soweit 
dies für die Aufrechterhaltung eines ausreichenden Landschaftswas-
serhaushaltes notwendig ist. 2Das Wasserwirtschaftsamt veröffent-
licht ein Verzeichnis dieser Stauanlagen und schreibt das Verzeichnis 
fort. 3Die Pflicht zur Fortführung des Betriebes besteht nicht bei 
Stauanlagen, die dem Verkehr oder der Wasserkraftnutzung dienen 
oder die aufgrund einer Zulassung betrieben werden. 4Der Gewäs-
serunterhaltungsverband hat mit Zustimmung des Anlageneigentü-
mers zum Betriebsübergang die erforderlichen öffentlich-
rechtlichen Zulassungen zu beantragen und die Stauanlagen in ei-
nem angemessenen betriebsfähigen Zustand zu erhalten. 5Kann der 
Eigentümer nur mit unverhältnismäßigem Aufwand ermittelt wer-
den, kann die Wasserbehörde die Zulassung auch ohne Zustimmung 
des Anlageneigentümers erteilen. 6Entsprechen vorhandene Rechte 
und Befugnisse nicht den Anforderungen an einen ausreichenden 
Landschaftswasserhaushalt, stellt die Wasserbehörde sicher, dass 
die erforderlichen Maßnahmen in angemessenen Fristen durchge-
führt werden. 

(2) 1Das Land unterstützt die Unterhaltungsverbände bei der Instand-
setzung und dem Umbau von Stauanlagen nach Absatz 1 nach Maß-
gabe verfügbarer Haushaltsmittel. 2Das Land kann die Kosten für 

§ 36a wird aufgehoben unverändert zum GE LReg 
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den Betrieb dieser Stauanlagen im Rahmen verfügbarer Haushalts-
mittel aus dem Wassernutzungsentgelt und der Abwasserabgabe 
tragen, soweit ein besonderes öffentliches Interesse besteht und 
nicht eine andere Regelung zur Kostentragung getroffen werden 
kann. 

§ 37 Außerbetriebsetzen und Beseitigen von Benutzungsanlagen 

(1) Wer Stauanlagen, Schöpfwerke und Anlagen zum Aufstauen, Absen-
ken, Ableiten, Entnehmen oder Umleiten von Grundwasser außer 
Betriebsetzen oder beseitigen will, ist verpflichtet, dies der Wasser-
behörde zwei Monate vorher anzuzeigen. 

(2) Die Wasserbehörde kann innerhalb der Frist nach Absatz 1 den 
Weiterbetrieb anordnen, wenn 

1. andere durch das Außerbetriebsetzen oder Beseitigen der Anlage 
geschädigt würden oder 

2. 1das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere unter Beachtung 
der§§ 6 und 33 des Wasserhaushaltsgesetzes und mit Rücksicht 
auf den Naturhaushalt, den Landschaftswasserhaushalt, den 
Denkmalschutz oder das Landschaftsbild den weiteren Betrieb er-
fordert und dem bisherigen Anlageneigentümer nach seiner Wahl 
vom Begünstigten die Kosten des Betriebes und der Erhaltung der 
Anlagen ersetzt werden oder dieser sich ihm gegenüber verpflich-
tet, die Anlage zu betreiben und zu erhalten. 2Über die hiernach zu 
erbringenden Leistungen entscheidet im Streitfall die Wasserbe-
hörde. 3Sie kann eine Frist bestimmen, binnen derer die in Satz 2 
bezeichneten Verpflichtungen von Dritten übernommen werden 
müssen. 4Die Fristbestimmung ist in geeigneter Form bekannt zu 
machen. 

(3) 5Die Wasserbehörde kann auch Anforderungen an die ordnungsge-
mäße Beseitigung der Anlage stellen und die Wiederherstellung des 
früheren Zustands regeln, soweit es das Wohl der Allgemeinheit er-
fordert. 

(4) Ist die Benutzung durch eine andere Behörde zugelassen worden, 
gilt Absatz 1 für diese Behörde entsprechend. 

§ 37 Außerbetriebsetzen und Beseitigen von Benutzungsanlagen 

(1) 1Stauanlagen, und Schöpfwerke, soweit sie nicht unter § 78 Ab-
satz 3 Satz 1 fallen, sowie Anlagen zum Aufstauen, Absenken, Ab-
leiten, Entnehmen oder Umleiten von Grundwasser dürfen nur mit 
Genehmigung der Wasserbehörde dauerhaft außer Betrieb gesetzt 
oder beseitigt werden. 2Dies gilt nicht für Anlagen, die aufgrund 
eines bergrechtlichen Betriebsplans betrieben oder außer Betrieb 
gesetzt oder die aufgrund einer behördlichen Anordnung außer 
Betrieb gesetzt werden. 3Die Genehmigung ist durch den Benutzer 
zu beantragen. 4Benutzer ist der Anlageneigentümer oder Nut-
zungsberechtigte. 5Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn Dritte durch das Außerbetriebsetzen oder Beseitigen der An-
lage geschädigt werden würden und sie sich dem Benutzer und der 
Wasserbehörde gegenüber verpflichten, nach Wahl des Benutzers 
diesem die Kosten der Unterhaltung und des Betriebes der Anlage 
zu ersetzen oder statt seiner die Anlage zu erhalten und zu betrei-
ben. 6Sie müssen sich auch verpflichten, dem Benutzer für die Er-
füllung ihrer Verpflichtung Sicherheit zu leisten. 7Über die Höhe 
der hiernach zu erbringenden Leistungen entscheidet im Streitfall 
die zuständige Behörde. 8Die Wasserbehörde kann eine Frist be-
stimmen, binnen derer die in den Sätzen 5 und 6 bezeichneten 
Verpflichtungen von Dritten übernommen werden müssen. 9Die 
Fristbestimmung ist in geeigneter Form bekannt zu machen. 
10Nach Ablauf der Frist ist die Genehmigung zu erteilen. 

(2) Die Wasserbehörde kann den Benutzer bei der Erteilung der Ge-
nehmigung auch zur ordnungsgemäßen Beseitigung der Anlage 
und zur Wiederherstellung des früheren Zustands oder zur Vor-
beugung vor nachteiligen Folgen verpflichten, soweit es das Wohl 
der Allgemeinheit erfordert. 

(3) Ist die Benutzung durch eine andere Behörde zugelassen worden, 
gilt Absatz 1 für diese Behörde entsprechend. 

unverändert zum GE LReg 
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§ 38 (weggefallen) § 38 Koordinierung paralleler immissionsschutzrechtlicher Verfahren 
bei Abwassereinleitungen 

(Veränderter § 39a BbgWG): 
1Ist mit der Errichtung, dem Betrieb oder der wesentlichen Änderung 
einer Anlage nach Spalte c des Anhangs 1 zur Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen eine Gewässerbenutzung nach § 9 
Absatz 1 Nummer 4 oder Absatz 2 Nummer 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes verbunden, ist die vollständige Koordinierung der Zulassungs-
verfahren mit der zuständigen Immissionsschutzbehörde entspre-
chend § 10 Absatz 5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sicherzu-
stellen. 2Die Entscheidung über die Gewässerbenutzung soll zusam-
men mit der Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
erfolgen. 3Sofern über die Gewässerbenutzung später als über die 
Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz entschieden 
wird, soll die Wasserbehörde erforderlichenfalls Vorschläge für in die 
Genehmigung aufzunehmende Nebenbestimmungen und Vorbehalte 
unterbreiten. 

unverändert zum GE LReg 

§ 39 (weggefallen) unverändert unverändert 

Abschnitt 1a 
Koordinierung paralleler Verfahren 

§ 39a Koordinierung der Verfahren 

(1) 1Ist mit der Errichtung und dem Betrieb oder mit der wesentlichen 
Änderung einer Anlage, die nach Spalte 1 des Anhangs zur Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes genehmigungsbedürftig ist, eine Gewässerbenutzung nach§ 9 
Absatz 1 Nummer 4 oder Absatz 2 Nummer 2 des Wasserhaushalts-
gesetzes verbunden, darf eine Erlaubnis nur erteilt werden, wenn 
auch die in diesem Abschnitt geregelten Anforderungen eingehalten 
werden. 2Die vollständige Koordinierung der Zulassungsverfahren 
sowie der Zulassungen für das Vorhaben ist sicherzustellen. 3Die 
Entscheidung über die Gewässerbenutzung soll zusammen mit der 
Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz erfolgen. 
4Sofern über die Gewässerbenutzung später als über die Genehmi-
gung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz entschieden wird, 
soll die Wasserbehörde erforderlichenfalls Vorschläge für in die Ge-
nehmigung aufzunehmende Nebenbestimmungen und Vorbehalte 
unterbreiten. 

(2) Ist mit der Gewässerbenutzung die Errichtung, der Betrieb oder die 
wesentliche Änderung einer Anlage verbunden, die nach Spalte 2 
des Anhangs zur Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Abschnitt 1a 
Koordinierung paralleler Verfahren 

Abschnitt 1a wird aufgehoben 

Abschnitt 1a 
Koordinierung paralleler Verfahren 

unverändert zum GE LReg 
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Immissionsschutzgesetzes genehmigungsbedürftig ist, so soll die 
Koordinierung entsprechend Absatz 1 Satz 2 bis 4 erfolgen. 

§ 39b Antragsunterlagen 
1Dem Antrag auf Erteilung der Erlaubnis im Sinne des § 39a sind vom 
Antragsteller mindestens Beschreibungen zu folgenden Regelungsge-
genständen beizufügen: 

• Art, Herkunft, Menge und stoffliche Belastung des Abwassers sowie 
Feststellung der Auswirkungen der Emissionen auf die Gewässer, 

• Roh- und Hilfsstoffe sowie sonstige Stoffe, die in der Produktion 
verwendet oder erzeugt werden, 

• Ort des Abwasseranfalls und der Zusammenführung von Abwasser-
strömen, 

• Maßnahmen zur Schadstoffrückhaltung des Schmutzwassers und 
des auf dem Anlagengelände anfallenden Niederschlagswassers, 

• vorgesehene Maßnahmen zur Überwachung der Emissionen in die 
Umwelt, 

• die wichtigsten vom Antragsteller gegebenenfalls geprüften Alter-
nativen in einer Übersicht. 

2Bei den Beschreibungen nach Satz 1 kann auf solche Angaben verzich-
tet werden, die für die beantragte Gewässerbenutzung offensichtlich 
ohne Belang sind. 3Dem Antrag ist eine nichttechnische, allgemein 
verständliche Zusammenfassung der in Satz 1 genannten Angaben 
beizufügen. 4Hinsichtlich der in den jeweiligen Genehmigungs- und 
Erlaubnisverfahren vorzulegenden Unterlagen stimmen sich die betei-
ligten Behörden frühzeitig ab und wirken darauf hin, dass zeitnah ein 
Antrag im jeweiligen parallelen Zulassungsverfahren gestellt wird. 
5EMAS-Standorte im Sinne von§ 3 Nummer 12 des Wasserhaushaltsge-
setzes können die zur Erfüllung der Anforderungen der Verordnung(EG) 
Nr. 1221/2009 erstellten Unterlagen zum Inhalt der Antragsunterlagen 
machen, soweit dadurch die Anforderungen nach Satz 1 gleichwertig 
erfüllt werden. 

§ 39c Mindestinhalt der Erlaubnis 
1Die Erlaubnis im Sinne des § 39a hat neben den Festlegungen nach 
§ 28 mindestens auch Regelungen über die Methode und die Häufigkeit 
von Messungen sowie das Bewertungsverfahren und zur Vorlage der 
Ergebnisse der durchzuführenden Überwachung zu enthalten. 2Die in 
Satz 1 geregelten Mindestinhalte sind unter Berücksichtigung der 
Regelungen über die Selbstüberwachung nach den §§ 73 und 75 festzu-
legen. 
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§ 39d Überwachung und Überprüfung der Erlaubnis 

(1) Die Einhaltung der Erlaubnis im Sinne des§ 39a ist zu überwachen. 

(2) 1Die Erlaubnis nach§ 39a ist regelmäßig zu überprüfen und, soweit 
erforderlich, dem neuesten Stand anzupassen. 2Die Überprüfung 
wird in jedem Fall vorgenommen, wenn 

1. Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Schutz der Gewässer nicht 
ausreichend ist und deshalb die in der Erlaubnis festgelegten Be-
grenzungen der Emissionen überprüft oder neu festgesetzt werden 
müssen, 

2. wesentliche Veränderungen des Standes der Technik eine erhebli-
che Verminderung der Emissionen ermöglichen, 

3. eine Verbesserung der Betriebssicherheit durch die Anwendung 
anderer Techniken erforderlich ist oder 

4. neue Rechtsvorschriften dies erfordern. 

§ 39e Öffentlichkeitsbeteiligung und Zugang zu Informationen 

(1) 1Die für die Erteilung der Erlaubnis nach § 39a zuständige Wasser-
behörde macht das Vorhaben in Abstimmung mit der für das Ge-
nehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
zuständigen Behörde öffentlich bekannt. 2Der Antrag und die Unter-
lagen sind nach der Bekanntmachung einen Monat zur Einsicht aus-
zulegen. 3Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist können 
Einwendungen erhoben werden. 

(2) 1Die Wasserbehörde macht die Entscheidung öffentlich bekannt. 
2Der Öffentlichkeit sind der Inhalt der Entscheidung, die Gründe, auf 
denen sie beruht, und die Art und Weise der durchgeführten Öffent-
lichkeitsbeteiligung zugänglich zu machen. 

(3) 1Die Wasserbehörde macht der Öffentlichkeit die Ergebnisse der 
Überwachung im Sinne des§ 39d zugänglich, soweit sie ihr vorlie-
gen. 2Überwachungsergebnisse dürfen nicht veröffentlicht werden, 
wenn aus diesen Rückschlüsse auf schutzwürdige Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse gezogen werden können. 

§ 39f Grenzüberschreitende Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 

(1) 1Könnte eine Gewässerbenutzung im Sinne des§ 39a erheblich 
nachteilige, in den Antragsunterlagen zu beschreibende Auswirkun-
gen in einem anderen Staat haben oder ersucht ein anderer Staat, 
der möglicherweise von den Auswirkungen erheblich berührt wird, 
darum, so werden die von dem anderen Staat benannten Behörden 
zum gleichen Zeitpunkt oder im gleichen Umfang über das Vorha-
ben wie die beteiligten Behördenunterrichtet. 2Wenn der andere 
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Staat die zu beteiligenden Behörden nicht benannt hat, ist die 
oberste für Umweltangelegenheiten zuständige Behörde des ande-
ren Staates zu unterrichten. 3Die Unterrichtung wird von der Behör-
de vorgenommen, die durch das für Umweltschutz zuständige Mit-
glied der Landesregierung durch Rechtsverordnung bestimmt wird. 
4Den zu beteiligenden Behörden ist eine angemessene Frist für die 
Mitteilung einzuräumen, ob eine Teilnahme an dem Verfahren ge-
wünscht wird. 5Die Unterrichtung und die nachfolgenden Verfah-
rensschritte werden zwischen der Wasserbehörde und der zustän-
digen Immissionsschutzbehörde abgestimmt. 

(2) 1Die unterrichtende Behörde leitet den nach Absatz 1 zu beteiligen-
den Behörden jeweils eine Ausfertigung der Unterlagen zu und teilt 
den geplanten zeitlichen Ablauf des Zulassungsverfahrens mit. 
2Rechtsvorschriften zur Geheimhaltung, insbesondere zum Schutz 
von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen bleiben unberührt; ent-
gegenstehende Rechte Dritter sind zu beachten. 3Ebenfalls unbe-
rührt bleiben die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes und 
des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes zur Datenübermittlung 
an Stellen außerhalb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes. 4Die 
Wasserbehörde gibt den zu beteiligenden Behörden des anderen 
Staates auf der Grundlage der übersandten Unterlagen Gelegenheit, 
innerhalb angemessener Frist vor der Entscheidung über den Antrag 
Stellungnahmen abzugeben. 

(3) 1Die Wasserbehörde hat darauf hinzuwirken, dass das Vorhaben in 
dem anderen Staat auf geeignete Weise bekannt gemacht und da-
bei angegeben wird, bei welcher Behörde Einwendungen erhoben 
werden können. 2Die in dem anderen Staat ansässigen Personen 
sind im Hinblick auf die weitere Beteiligung am Verfahren Inländern 
gleichgestellt. 

(4) Die Wasserbehörde kann verlangen, dass ihr der Träger des Vorha-
bens eine Übersetzung der Unterlagen zur Verfügung stellt. 

(5) 1Die Wasserbehörde übermittelt den beteiligten Behörden des 
anderen Staates die Informationen nach § 39e Absatz 2 Satz 2. 
2Sofern sich in dem anderen Staat ansässige Personen oder Behör-
den am Verfahren beteiligt haben, kann sie eine Übersetzung des 
Erlaubnisbescheides beifügen. 

§ 39h (weggefallen) 

§ 39g Vorhandene Benutzungen oder lndirekteinleitungen 

Vorhandene Einleitungen von Abwasser, die Anlagen nach § 39a betref-
fen, müssen den Anforderungen nach § 57 Absatz 2 Satz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes und vorhandene lndirekteinleitungen von Abwasser 
den Anforderungen nach § 57 Absatz 2 Satz 2 des Wasserhaushaltsge-
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setzes entsprechen. 

Abschnitt 2 
Wassernutzungsentgelt 

§ 40 Wassernutzungsentgelt 

(1) 1Von dem Benutzer eines Gewässers werden durch die Wasserbe-
hörde Abgaben in Form von Gebühren für folgende Benutzungen 
erhoben: 

1. Entnehmen oder Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewäs-
sern; 

2. Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser. 
2Das Wassernutzungsentgelt wird nur für erlaubnispflichtige Gewäs-
serbenutzungen erhoben. 3Die Erlaubnispflicht gilt als festgestellt, 
wenn die für die Erlaubniserteilung zuständige Behörde eine Erlaub-
nis erteilt hat. 4Die Höhe des Wassernutzungsentgelts für das Ent-
nehmen oder Ableiten von Grundwasser beträgt seit dem 16. Juli 
1994 bis zum 31. Dezember 1996 0,05 DM/m3 , ab 1. Januar 1997 
0,10 DM/m3, ab dem 1. Januar 2000 0,15 DM/m3, ab dem 1. Januar 
2001 0,20 DM/m3 und ab dem 1. Januar 2007 0,10 Euro/m3. 5Die Hö-
he des Wassernutzungsentgelts für das Entnehmen oder Ableiten von 
Oberflächenwasser beträgt seit dem 16. Juli 1994 für Kühlzwecke 
0,01 DM/m3, ab 1. Januar 2007 0,005 Euro/m3 und für Produktions-
zwecke 0,04 DM/m3, ab 1. Januar 2007 0,02 Euro/m3. 6Die Abgabe 
bemisst sich nach der durch kontinuierliche Messungen nachgewie-
senen tatsächlich entnommenen Wassermenge oder auf Antrag nach 
dem wasserrechtlichem Bescheid unter Abzug der nicht nachteilig 
veränderten Wassermenge, die unter Einhaltung der behördlichen 
Zulassung für die Einleitung Gewässern vom Benutzer unmittelbar 
wieder zugeführt wird. 7Als Gewässer gelten auch die Tagebaurestlö-
cher, denen zur Herstellung eines Gewässers Wasser zugeführt wird. 
8Bei Beregnung beträgt die wiedereingeleitete Wassermenge 93 vom 
Hundert der Beregnungsmenge. 

Abschnitt 2 
Wassernutzungsentgelt 

§ 40 Wassernutzungsentgelt 

(1) 1Von dem Benutzer eines Gewässers werden durch die Wasserbe-
hörde Abgaben in Form von Gebühren für folgende Benutzungen 
erhoben: 

1. Entnehmen oder Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewäs-
sern; 

2. Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser. 
2Das Wassernutzungsentgelt wird nur für erlaubnispflichtige Gewäs-
serbenutzungen erhoben. 3Die Erlaubnispflicht gilt als festgestellt, 
wenn die für die Erlaubniserteilung zuständige Behörde eine Erlaub-
nis erteilt hat. 4Die Höhe des Wassernutzungsentgelts für das Ent-
nehmen oder Ableiten von Grundwasser beträgt seit dem 16. Juli 
1994 bis zum 31. Dezember 1996 0,05 DM/m3 , ab 1. Januar 1997 
0,10 DM/m3, ab dem 1. Januar 2000 0,15 DM/m3, ab dem 1. Januar 
2001 0,20 DM/m3, und ab dem 1. Januar 2007 0,10 Euro/m3 und ab 
dem 1. Januar 2017 0,115 Euro/m3. 5Abweichend davon beträgt ab 
dem 1. Januar 2017 die Höhe des Wassernutzungsentgelts für das 
Entnehmen oder Ableiten von Grundwasser zum Zweck der Trink-
wasserversorgung 0,10 Euro/m³. 6Die Höhe des Wassernutzungs-
entgelts für das Entnehmen oder Ableiten von Oberflächenwasser 
beträgt seit dem 16. Juli 1994 für Kühlzwecke 0,01 DM/m3, ab seit 
dem 1. Januar 2007 0,005 Euro/m3 und ab dem 1. Januar 2017 
0,0058 Euro/m3, sowie für Produktionszwecke 0,04 DM/m3, ab dem 
1. Januar 2007 0,02 Euro/m3 und ab dem 1. Januar 2017 
0,023 Euro/m3. 7Für das Entnehmen oder Ableiten von Oberflä-
chenwasser für die Bewässerung in der Landwirtschaft wird ab 
dem 1. Januar 2017 kein Entgelt erhoben. 8Die Abgabe bemisst sich 
nach der durch kontinuierliche Messungen nachgewiesenen tat-
sächlich entnommenen Wassermenge oder auf Antrag nach dem 
wasserrechtlichem Bescheid unter Abzug der nicht nachteilig verän-
derten Wassermenge, die unter Einhaltung der behördlichen Zulas-
sung für die Einleitung Gewässern vom Benutzer unmittelbar wieder 
zugeführt wird. 9Als Gewässer gelten auch die Tagebaurestlöcher, 
denen zur Herstellung eines Gewässers Wasser zugeführt wird. 10Bei 
Beregnung beträgt die wiedereingeleitete Wassermenge 93 vom 
Hundert der Beregnungsmenge. 

Abschnitt 2 
Wassernutzungsentgelt 

§ 40 Wassernutzungsentgelt 

(1) 1Von dem Benutzer eines Gewässers werden durch die Wasserbe-
hörde Abgaben in Form von Gebühren für folgende Benutzungen 
erhoben: 

1. Entnehmen oder Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewäs-
sern; 

2. Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser. 
2Das Wassernutzungsentgelt wird nur für erlaubnispflichtige Gewäs-
serbenutzungen erhoben. Die Erlaubnispflicht gilt als festgestellt, 
wenn die für die Erlaubniserteilung zuständige Behörde eine Er-
laubnis erteilt hat. 3Die Höhe des Wassernutzungsentgelts für das 
Entnehmen oder Ableiten von Grundwasser beträgt seit dem 16. Juli 
1994 bis zum 31. Dezember 1996 0,05 DM/m3 , ab 1. Januar 1997 
0,10 DM/m3, ab dem 1. Januar 2000 0,15 DM/m3, ab dem 1. Januar 
2001 0,20 DM/m3, ab dem 1. Januar 2007 0,10 Euro/m3 und ab dem 
1. Januar 2017 0,115 Euro/m3. 4Abweichend davon beträgt ab dem 
1. Januar 2017 die Höhe des Wassernutzungsentgelts für das Ent-
nehmen oder Ableiten von Grundwasser zum Zweck der Trinkwas-
serversorgung 0,10 Euro/m³. 5Die Höhe des Wassernutzungsentgelts 
für das Entnehmen oder Ableiten von Oberflächenwasser beträgt 
seit dem 16. Juli 1994 für Kühlzwecke 0,01 DM/m3, seit dem 
1. Januar 2007 0,005 Euro/m3 und ab dem 1. Januar 2017 
0,0058 Euro/m3, sowie für Produktionszwecke 0,04 DM/m3, ab dem 
1. Januar 2007 0,02 Euro/m3 und ab dem 1. Januar 2017 
0,023 Euro/m3. 6Für das Entnehmen oder Ableiten von Oberflä-
chenwasser für die Bewässerung in der Landwirtschaft wird ab dem 
1. Januar 2017 kein Entgelt erhoben. 7Die Abgabe bemisst sich nach 
der durch kontinuierliche Messungen nachgewiesenen tatsächlich 
entnommenen Wassermenge oder auf Antrag nach dem wasser-
rechtlichem Bescheid unter Abzug der nicht nachteilig veränderten 
Wassermenge, die unter Einhaltung der behördlichen Zulassung für 
die Einleitung Gewässern vom Benutzer unmittelbar wieder zuge-
führt wird. 8Als Gewässer gelten auch die Tagebaurestlöcher, denen 
zur Herstellung eines Gewässers Wasser zugeführt wird. 9Bei Bereg-
nung beträgt die wiedereingeleitete Wassermenge 93 vom Hundert 
der Beregnungsmenge. 

   



│ 50 

BbgWG GE LReg, Drs. 6/4520 BbgWG Verbändevorschlag 

(2) Die Wasserbehörde kann Art und Weise der Selbstüberwachung 
festlegen und in Einzelfällen die Beauftragung zugelassener Stellen 
zur Beprobung und Untersuchung bestimmen. 

(3) Die Festsetzungsbehörde kann nach Maßgabe der Landeshaushalts-
ordnung im Einzelfall das Wassernutzungsentgelt ganz oder teilwei-
se stunden, erlassen oder niederschlagen. 

(4) Eine Gebühr wird nicht erhoben für 

1. erlaubnisfreie Benutzungen im Sinne von §§ 25, 26 und 46 des 
Wasserhaushaltsgesetzes; 

2. das Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Wasser bis zu 
einer Menge von 3 000 Kubikmetern im Kalenderjahr; 

3. das Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Wasser aus Heil-
quellen, soweit das Wasser nicht im Zusammenhang mit dem Ab-
füllen von Mineralwasser verwendet wird; 

4. das Entnehmen von Wasser aus Gewässern, um aus ihm unmittel-
bare Wärme zu gewinnen, soweit ohne weitere Beeinträchtigung 
eine Wiedereinleitung in diese Gewässer erfolgt; 

5. die Entnahme von Grund- oder Oberflächenwasser nach Anord-
nung oder mit Zulassung der zuständigen Behörden zum Zwecke 
der Boden- bzw. Gewässersanierung; 

6. die Entnahme oder das Ableiten von Wasser zum Zwecke des Be-
spannens von Grundstücksflächen, die ausschließlich der Fisch-
zucht und Fischhaltung dienen; 

7. 1die Entnahme von Oberflächen- und Grundwasser zum Zwecke 
der Freimachung und Freihaltung von Lagerstätten, Erdgasspei-
chern und anderem sowie zur Wasserhaltung von Tagebaulöchern 
mit Ausnahme des wasserrechtlich verbrauchten oder kommerziell 
genutzten Anteils. 2Für Verbrauch und Nutzung von entnommenen 
Grundwasser werden abweichend von Absatz 1 Satz 4 bis zum 
31 Dezember 2011 die Sätze für die Entnahme von Oberflächen-
wasser und vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2013 ein 
Wassernutzungsentgelt in Höhe von 0,06 Euro/m3 erhoben; 

8. die Entnahme von Grund- oder Oberflächenwasser nach Anord-
nung oder mit Zulassung der zuständigen Behörden für vollständig 
aus Bundes- und Landesmitteln finanzierte Maßnahmen zur Ge-
fahrenabwehr aus dem Grundwasserwiederanstieg, wenn infolge 
der Einleitung des entnommenen Wassers in Abwasseranlagen 
keine unzulässige Verdünnung des Abwassers bewirkt wird (§ 3 
Absatz 3 der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von 

Absätze 2 bis 4 unverändert Absätze 2 bis 4 unverändert 
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Abwasser in Gewässer) und bei der Einleitung in ein Gewässer die 
festgesetzten Überwachungswerte für die aus dem Wiederan-
stiegswasser stammenden Stoffe eingehalten werden. 

(5) Das Wassernutzungsentgelt steht dem Land nach Abzug des Verwal-
tungsaufwandes zweckgebunden zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele, zur Sanierung und Unterhaltung der Gewässer, zur Rena-
turierung und zum Ausbau der Gewässer sowie zur Unterhaltung 
der Deiche zur Verfügung sowie für Investitionen, die der Verbesse-
rung der Wassergüte und dem sparsamen Umgang mit Wasser die-
nen. 

(5) Das Wassernutzungsentgelt steht dem Land nach Abzug des Verwal-
tungsaufwandes zweckgebunden zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele, für den öffentlichen Hochwasserschutz, zur Sanierung 
und Unterhaltung der Gewässer, zur Renaturierung und zum Ausbau 
der Gewässer sowie zur Unterhaltung der Deiche zur Verfügung 
sowie für Investitionen, die der Verbesserung der Wassergüte und 
dem sparsamen Umgang mit Wasser dienen. 

unverändert zum GE LReg 

§ 41 Veranlagungszeitraum für das Wassernutzungsentgelt und Erklä-
rungspflicht 

(1) Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr, bei kürzer befristeten 
Gewässerbenutzungen der tatsächliche Nutzungszeitraum. 

(2) Der Entgeltpflichtige hat in einer Erklärung die zur Festsetzung des 
Entgelts bzw. für eine volle oder teilweise Befreiung von der Entrich-
tung von Wasserentnahmegebühren erforderlichen Angaben zu ma-
chen und die dazugehörenden Unterlagen vorzulegen. 

(3) Die Erklärung ist für jedes Kalenderjahr spätestens bis zum 31. März 
des folgenden Jahres abzugeben. 

(4) Kommt der Entgeltpflichtige seinen Verpflichtungen nach den Ab-
sätzen 2 und 3 nicht nach, so kann die Wasserbehörde das Entgelt 
im Wege der Schätzung festsetzen. 

unverändert unverändert 

§ 42 Festsetzung des Wassernutzungsentgelts 

(1) 1Das Entgelt wird jährlich durch Bescheid festgesetzt (Festsetzungs-
bescheid). 2Das Entgelt ist einen Monat nach Bekanntgabe des Fest-
setzungsbescheides fällig. 3Wird das Entgelt nach Fälligkeit entrich-
tet, sind Zinsen in Höhe von 6 vom Hundert für das Jahr vom Fällig-
keitstag bis zum Eingang des Entgeltes festzusetzen. 4Dies gilt auch, 
sofern auf Antrag die Vollziehung ausgesetzt wurde. 5Der Anspruch 
auf Zahlung des Entgeltes verjährt in fünf Jahren. 6Die Verjährungs-
frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Entgelt fällig 
geworden ist. 7Die §§ 230 und 231 der Abgabenordnung gelten ent-
sprechend. 

(2) 1Die Festsetzungsfrist beträgt zwei Jahre und fünf Jahre bei Über-
schreitung der Frist für die Abgabeerklärung nach § 41 Absatz 3. 2Sie 
verlängert sich auf zehn Jahre, wenn ein Entgelt schuldhaft verrin-
gert worden ist. 3Die Festsetzungsfrist beginnt jeweils mit Ablauf des 

unverändert unverändert 
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auf die Benutzung nach § 40 folgenden Kalenderjahres. 

Abschnitt 3 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung oberirdischer Gewässer 

§ 43 Gemeingebrauch 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Jedermann darf unter den Voraussetzungen des § 25 des Wasser-
haushaltsgesetzes oberirdische Gewässer mit Ausnahme der Ge-
wässer, aus denen zur Trinkwasserversorgung Wasser entnommen 
wird, zum Baden, Tauchen mit Atemgerät, Schöpfen mit Handgefä-
ßen, Viehtränken, Schwemmen, Eissport und Befahren mit Fahrzeu-
gen bis zu 1500 kg Wasserverdrängung ohne eigene Triebkraft ohne 
Erlaubnis oder Bewilligung benutzen. 2Dasselbe gilt für das Einleiten 
von nicht verunreinigtem Niederschlagswasser, soweit es nicht aus 
gemeinsamen Anlagen eingeleitet oder von gewerblich genutzten 
Flächen abgeleitet wird. 

Abschnitt 3 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung oberirdischer Gewässer 

§ 43 Gemeingebrauch 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Jedermann darf unter den Voraussetzungen des § 25 des Wasser-
haushaltsgesetzes, soweit eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Gewässers und seiner Ufer nicht zu erwarten ist, oberirdische Ge-
wässer mit Ausnahme der Gewässer, aus denen zur Trinkwasserver-
sorgung Wasser entnommen wird, zum Baden, Tauchen mit Atem-
gerät, Schöpfen mit Handgefäßen, Viehtränken, Schwemmen, Eis-
sport und Befahren mit Fahrzeugen bis zu 1500 kg Wasserverdrän-
gung ohne eigene Triebkraft ohne Erlaubnis oder Bewilligung benut-
zen. 2Dasselbe gilt für das Einleiten von nicht verunreinigtem Nie-
derschlagswasser, soweit es nicht aus gemeinsamen Anlagen einge-
leitet oder von gewerblich genutzten Flächen abgeleitet wird. 

Abschnitt 3 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung oberirdischer Gewässer 

§ 43 Gemeingebrauch 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) Für oberirdische Gewässer, die der Trinkwasserversorgung dienen, 
kann die Wasserbehörde im Benehmen mit dem Gewässereigentü-
mer und den zur Benutzung des Gewässers Berechtigten bestim-
men, ob und in welchem Umfang der Gemeingebrauch an ihnen zu-
lässig ist. 

Absatz 2 unverändert Absatz 2 unverändert 

(3) 1Die Wasserbehörde darf das Befahren von nicht schiffbaren Gewäs-
sern mit Fahrzeugen, das nicht gemäß Absatz 1 zulässig ist, im Ein-
zelfall durch Bescheid gestatten. 2Dabei soll die bisherige Nutzung 
vor dem 16. Juli 1994 angemessen berücksichtigt werden. 3Durch 
Nebenbestimmungen sowie deren ordnungsrechtliche Durchset-
zung ist zu sichern, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt wird. 4Die Nebenbestimmungen können in einem planeri-
schen Konzept für die betreffenden Gewässer festgelegt werden. 
5Für Fahrzeuge der Gewässerunterhaltung, des Rettungswesens, der 
Fischereiaufsicht, der amtlichen Gewässerüberwachung und der 
gewerblichen Fischerei ist keine Gestattung erforderlich. 6In beson-
deren Ausnahmen kann die Wasserbehörde Fahrgastschiffe zulas-
sen. 7Sie kann die Zulassung von der Herstellung, Unterhaltung und 
Überwachung erforderlicher Schutzeinrichtungen und Anlagen ab-
hängig machen. 

Absatz 3 unverändert (3) 1Die Wasserbehörde darf das Befahren von nicht schiffbaren Gewäs-
sern mit Fahrzeugen, die nicht gemäß Absatz 1 zulässig sind, im Ein-
zelfall durch Bescheid gestatten. 2Dabei soll die bisherige Nutzung 
vor dem 16. Juli 1994 angemessen berücksichtigt werden. 3Durch 
Nebenbestimmungen sowie deren ordnungsrechtliche Durchset-
zung ist zu sichern, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt wird. 4Die Nebenbestimmungen können in einem planeri-
schen Konzept für die betreffenden Gewässer festgelegt werden. 
5Für Fahrzeuge der Gewässerunterhaltung, des Rettungswesens, der 
Fischereiaufsicht, der amtlichen Gewässerüberwachung und der 
gewerblichen Fischerei ist keine Gestattung erforderlich. 6Gleiches 
gilt für die Benutzung eines Elektromotors als Bootsantrieb im 
Rahmen der Ausübung der Angelfischerei, sofern dessen Leistung 
nicht mehr als 3,68 kW beträgt. 7In besonderen Ausnahmen kann 
die Wasserbehörde Fahrgastschiffe zulassen. 8Sie kann die Zulassung 
von der Herstellung, Unterhaltung und Überwachung erforderlicher 
Schutzeinrichtungen und Anlagen abhängig machen. 
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(4) Ausgenommen vom Gemeingebrauch sind Gewässer, soweit sie Teil 
von Hofräumen, Gärten, Park- und Betriebsanlagen sind. 

Absatz 4 unverändert Absatz 4 unverändert 

§ 44 Regelung des Gemeingebrauchs 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die Wasserbehörde kann im Einzelfall oder durch Allgemeinverfügung 
die Ausübung eines Teilbereiches des Gemeingebrauchs oder den 
Gemeingebrauch insgesamt regeln, beschränken oder verbieten, um 

1. die Eigenschaften und den Zustand der Gewässer einschließlich des 
Gewässerbodens und der Ufer vor nachteiligen Veränderungen zu 
schützen, 

2. zu gewährleisten, dass die Bewirtschaftungsziele und die Vorgaben 
des Maßnahmenprogramms erreicht werden, 

3. Natur und Landschaft zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, 

4. Beeinträchtigungen, Belästigungen und Gefahren für die Allge-
meinheit oder für Einzelne zu verhindern. 

unverändert unverändert 

§ 45 Anliegergebrauch 
(zu § 26 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 43 Absatz 2 und § 44 gelten für den Anliegergebrauch sinngemäß. 

unverändert unverändert 

§ 45a Benutzung zu Zwecken der Fischerei 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Für das Einbringen von Stoffen und Fischereigeräten in oberirdische 
Gewässer im Rahmen der guten fachlichen Praxis der Fischerei ist eine 
Erlaubnis oder Bewilligung nicht erforderlich, soweit es sich nicht um 
eine Anlage zur intensiven Fischzucht handelt. 2Die Wasserbehörde 
kann das Einbringen von Stoffen in bestimmte Gewässer oder Gewäs-
serabschnitte untersagen, wenn Nachteile für das Gewässer zu erwar-
ten sind. 

unverändert unverändert 

§ 46 Schifffahrt 

(1) Schiffbare Landesgewässer darf jedermann mit Wasserfahrzeugen 
befahren, sofern dies nicht nach anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften untersagt ist. 

(2) Das für den Verkehr zuständige Mitglied der Landesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die schiffbaren Landesgewäs-
ser zu bestimmen sowie im Interesse der Sicherheit oder Leichtig-

unverändert unverändert 
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keit des Verkehrs und des Umschlages, des Umweltschutzes, insbe-
sondere des Gewässerschutzes, der öffentlichen Ordnung, des Ei-
gentums, der Fischerei, der Gewässerkunde oder der Unterhaltung 
der Gewässer Rechtsverordnungen, auch zur Umsetzung von 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften, zu erlassen: 

1. zur Ausübung, Regelung oder zur zeitlichen oder örtlichen Be-
schränkung der Schifffahrt auf schiffbaren Landesgewässern, 

2. zur Gefahrenabwehr und zum Verhalten in Häfen einschließlich des 
Güterumschlages und zur Ausstattung und Unterhaltung von Hä-
fen, 

3. zur Registrierung und Kennzeichnung von Wasserfahrzeugen, 

4. zum Erfordernis einer Zulassung für Wasserfahrzeuge und über die 
Erteilung und den Entzug der Zulassungen; die Zulassung kann von 
baulichen und sonstigen Anforderungen, insbesondere an die 
Lautstärke der Motoren, die Betriebsart der Motoren, die Abgase, 
die Ausrüstung und Sicherheitseinrichtungen, abhängig gemacht 
werden, 

5. 1zur Einführung einer Fahrerlaubnis zum Führen von Wasserfahr-
zeugen und über die Eignung und Befähigung zum Führen von 
Wasserfahrzeugen, die Erteilung und den Entzug von Fahrerlaub-
nissen sowie über das Prüfungsverfahren. 2In den Rechtsverord-
nungen kann bestimmt werden, welche Behörden für den Vollzug 
zuständig sind. 3Mit der Durchführung der Aufgaben, insbesondere 
mit der Erteilung von Zulassungen, der Abnahme von Prüfungen 
und der Erteilung von Fahrerlaubnissen können natürliche oder ju-
ristische Personen beauftragt werden. 

§ 47 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 48 Häfen und Fähren 

(1) 1Das Be- und Entladen von Fahrzeugen und die Bereitstellung von 
Gütern zum Laden oder zum Abtransport ist nur an den dafür zuge-
lassenen Häfen gestattet. 2Häfen im Sinne dieses Gesetzes sind alle 
Lade-, Lösch- und Umschlagstellen sowie sonstige Anlagen, die zum 
Be- und Entladen von Binnenschiffen geeignet sind. 

(2) 1Das Einrichten und das Betreiben von Fähren bedürfen der Geneh-
migung durch die obere Verkehrsbehörde. 2Die Genehmigung darf 
nur erteilt werden, wenn die Anforderungen gemäß § 36 Satz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes eingehalten werden und Gründe des öf-
fentlichen Verkehrsinteresses oder die Unzuverlässigkeit des Betrei-
bers nicht entgegenstehen. 3Die Genehmigung kann widerrufen 

unverändert unverändert 
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werden, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung nachträglich 
entfallen sind. 

(3) 1Die Betreiber von Häfen sind verpflichtet, den Betrieb ordnungs-
gemäß einzurichten und zu führen. 2Die obere Verkehrsbehörde 
kann dem Betreiber von Häfen eine Betriebspflicht auferlegen. 3Die 
Betreiber von Häfen und Fähren sind verpflichtet, Benutzern den 
Zugang zu den Hafenanlagen zu eröffnen, wenn die Hafenordnung 
eingehalten wird. 

§ 49 Besondere Pflichten im Interesse der Schifffahrt und des Sports 

(1) 1An schiffbaren Landesgewässern haben die Anlieger das Landen 
und Befestigen der Wasserfahrzeuge zu dulden, soweit nicht einzel-
ne Strecken von der Wasserbehörde auf Antrag ausgeschlossen 
sind. 2Dies gilt nicht für Schilf- und Riedzonen, Schwimmblattgesell-
schaften, Bruchwald oder Gelegestreifen. 3An privaten Ein- und Aus-
ladestellen besteht diese Verpflichtung nur in Notfällen. 4Die Anlie-
ger haben in Notfällen auch das zeitweilige Aussetzen der Ladung 
des Wasserfahrzeuges zu dulden. 

(2) 1Die Anlieger eines Gewässers haben zu dulden, dass kleine Fahr-
zeuge ohne eigene Triebkraft um eine Stauanlage herumgetragen 
werden, soweit nicht einzelne Grundstücke von der Wasserbehörde 
ausgeschlossen sind. Entstehen Schäden, so hat der Geschädigte 
Anspruch gegen den Schadenverursacher auf Schadenersatz. 2Kann 
der Schadenverursacher nicht festgestellt werden, haftet der Be-
treiber der Stauanlage. 

unverändert unverändert 

§ 50 Staumarke 

(1) Jede Stauanlage mit festgesetzter Stauhöhe muss mit mindestens 
einer Staumarke versehen werden, an der die festgelegte maximale 
Stauhöhe und, wenn der Wasserstand auf bestimmter Mindesthöhe 
gehalten werden muss, auch die Mindesthöhe deutlich angegeben 
sind. 

(2) 1Die Staumarke ist auf mindestens einen unverrückbaren und un-
vergänglichen Festpunkt zu beziehen, dessen Höhe sich auf das amt-
liche Höhenfestpunktnetz bezieht. 2Die Stauhöhen sind dement-
sprechend anzugeben. 

(3) 1Die Staumarke wird von der Wasserbehörde gesetzt, die darüber 
eine Urkunde aufnimmt. 2Der Stauberechtigte und diejenigen, deren 
Belange von der Stauanlage berührt werden, sind hinzuzuziehen. 
3Das Setzen der Staumarken und der Festpunkte ist vom Betroffe-
nen zu dulden. 4Sie haben Anspruch auf Entschädigung nach Maß-

unverändert unverändert 
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gabe der §§ 96 bis 99 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

(4) 1Der Stauberechtigte oder derjenige, der die Stauanlage betreibt, 
hat dafür zu sorgen, dass die Staumarken gut sichtbar und zugäng-
lich sind und erhalten bleiben. 2Sie haben jede Veränderung von 
Staumarken unverzüglich der Wasserbehörde anzuzeigen. 3Für das 
Erneuern, Versetzen und Berichtigen von Staumarken gilt Absatz 2 
sinngemäß. 

(5) Die Aufwendungen für das Setzen, Erneuern, Versetzen, Berichtigen 
und Erhalten der Staumarken trägt der Stauberechtigte. 

(6) Stauanlagen ohne Staumarken, die am Tage des lnkrafttretens 
dieses Gesetzes aufgrund eines alten Rechtes betrieben werden, 
sind innerhalb von zwei Jahren nach der Eintragung in das Wasser-
buch mit Staumarken zu versehen. 

§ 51 Aufstauen und Ablassen 

Es ist verboten, Wasser über die zugelassene Höhe aufzustauen oder 
aufgestautes Wasser so abzulassen, dass Menschenleben oder die 
natürliche Umwelt, insbesondere die Mindestwasserführung, gefährdet 
werden, für fremde Grundstücke oder Anlagen Gefahren oder Nachteile 
entstehen, die Ausübung von Rechten und Befugnissen zur Benutzung 
der Gewässer beeinträchtigt oder die Unterhaltung des Gewässers 
erschwert werden. 

unverändert § 51 Aufstauen und Ablassen 

(1) Es ist verboten, Wasser über die zugelassene Höhe aufzustauen oder 
aufgestautes Wasser so abzulassen, dass Menschenleben oder die 
natürliche Umwelt, insbesondere die Mindestwasserführung, ge-
fährdet werden, für fremde Grundstücke oder Anlagen Gefahren 
oder Nachteile entstehen, die Ausübung von Rechten und Befugnis-
sen zur Benutzung der Gewässer beeinträchtigt oder die Unterhal-
tung des Gewässers erschwert werden. 

(2) 1Der örtlich zuständige Gewässerunterhaltungsverband ist berech-
tigt, in Abweichung von § 50 von den festgesetzten Staumarken 
vorübergehend abzuweichen, soweit dies zur bestimmungsgemä-
ßen Nutzung oder zum Schutz der umgebenden Flächen erforder-
lich ist. 2Die beabsichtigte Abweichung ist rechtzeitig vor Beginn 
der unteren Wasserbehörde unter Angabe von Art und Ausmaß 
der Maßnahme anzuzeigen. 3Diese unterrichtet mögliche Betroffe-
ne. 

§ 52 Hochwassergefahr 

Bei Hochwassergefahr sind die Betreiber von Stauanlagen verpflichtet, 
die Anlagen auf Anordnung der Wasserbehörde ohne Entschädigung für 
die Hochwasserabwehr einzusetzen. 

unverändert unverändert 

§ 53 (weggefallen) unverändert unverändert 

Abschnitt 4 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung des Grundwassers 

Abschnitt 4 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung des Grundwassers 

Abschnitt 4 
Besondere Bestimmungen für die Benutzung des Grundwassers 
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§ 54 Bewirtschaftung des Grundwassers 

(1) Bei beabsichtigten Grundwasserentnahmen von über 1000 Kubik-
meter je Tag in einem Fassungsgebiet oder wenn eine Gefährdung 
der Bewirtschaftungsziele zu besorgen ist, hat der Antragsteller, so-
weit die Wasserbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt nicht be-
reits über die erforderlichen Daten verfügen, vor der Grundwasser-
entnahme eine Bestandserfassung durchzuführen. 

§ 54 Bewirtschaftung des Grundwassers 

(1) 1Bei beabsichtigten Grundwasserentnahmen von über 1000 Kubik-
meter je Tag in einem Fassungsgebiet oder wenn eine Gefährdung 
der Bewirtschaftungsziele zu besorgen ist, hat der Antragsteller, 
soweit die Wasserbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt nicht 
bereits über die erforderlichen Daten verfügen, vor der Grundwas-
serentnahme eine Bestandserfassung einen Grundwasservorrats-
nachweis zu erbringen. 2Die Wasserbehörde kann von diesem Er-
fordernis absehen, soweit ihr die erforderlichen Daten vorliegen. 

§ 54 Bewirtschaftung des Grundwassers 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) Bei der Benutzung von Grundwasser, das für die derzeit bestehende 
oder künftige öffentliche Wasserversorgung besonders geeignet ist, 
genießt die öffentliche Versorgung Vorrang vor anderen Benutzun-
gen, soweit nicht überwiegende Belange des Wohls der Allgemein-
heit oder im Einklang damit auch der Nutzen einzelner etwas ande-
res erfordern. 

(3) 1Die Versiegelung des Bodens oder andere Beeinträchtigungen der 
Versickerung zur Grundwasserneubildung dürfen nur soweit erfol-
gen, wie dies unvermeidbar ist. 2Insbesondere sind Feuchtgebiete 
oder bedeutsame Grundwasseranreicherungsgebiete von baulichen 
Anlagen freizuhalten, soweit nicht andere überwiegende Belange 
des Wohls der Allgemeinheit etwas anderes erfordern. 

Absätze 2 und 3 unverändert Absätze 2 und 3 unverändert 

(4) 1Soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist 
und sonstige Belange nicht entgegenstehen, ist Niederschlagswasser 
zu versickern. 2Die Gemeinden können im Einvernehmen mit der 
Wasserbehörde durch Satzung vorsehen, dass Niederschlagswasser 
auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, versickert werden 
muss. 3Diese Verpflichtung kann auch als Festsetzung in einen Be-
bauungsplan aufgenommen werden; in diesem Fall richtet sich das 
Verfahren nach den Vorschriften des Baugesetzbuches, die Wasser-
behörde ist zu beteiligen. 4Niederschlagswasser von dem öffentli-
chen Verkehr gewidmeten Flächen ist zu fassen oder unter den Vo-
raussetzungen nach Satz 1 oberflächig zu versickern. 

(4) 1Soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist 
und sonstige Belange nicht entgegenstehen, ist Niederschlagswasser 
zu versickern. 2Die Gemeinden können im Einvernehmen mit der 
Wasserbehörde durch Satzung vorsehen, dass Niederschlagswasser 
auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 vom Grundstückseigentümer, Erbbauberech-
tigten oder Nutzer der Grundstücke nach § 9 des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes versickert werden muss. 3Diese Verpflichtung 
kann auch als Festsetzung in einen Bebauungsplan aufgenommen 
werden; in diesem Fall richtet sich das Verfahren nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuches, die Wasserbehörde ist zu beteiligen. 
4Niederschlagswasser von dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Flächen ist zu fassen oder unter den Voraussetzungen nach Satz 1 
oberflächig zu versickern. 

Absatz 4 unverändert zum GE LReg 

(5) 1Wassergefährdende Stoffe für landwirtschaftliche, gärtnerische und 
forstwirtschaftliche Zwecke sowie zur Bodenverbesserung dürfen 
nur so auf den Boden auf- und in den Boden eingebracht werden, 
dass dabei keine Beeinträchtigung des Grundwassers zu besorgen 
ist. 2Die Menge dieser Stoffe ist so zu dosieren, dass sie von Pflanzen 
aufgenommen, im Boden unschädlich umgewandelt oder festgelegt 

Absatz 5 unverändert Absatz 5 unverändert 
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werden können. 3Weitergehende Bestimmungen anderer Rechts-
vorschriften bleiben unberührt. 

§ 55 Erweiterung und Beschränkung der erlaubnisfreien Benutzung 
(zu § 46 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das Entnehmen, Zutagefördern oder Ableiten von Grundwasser 
bedarf in Wasser- und Heilquellenschutzgebieten sowie in gesetzlich 
oder besonders geschützten Teilen von Natur und Landschaft auch 
dann der Erlaubnis, wenn es zum Zweck der gewöhnlichen Boden-
entwässerung landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärtnerisch 
genutzter Grundstücke erfolgt. 

(2) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist im Falle des§ 46 Absatz 1 
Nummer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes erforderlich, wenn die 
entwässerte Fläche einen Hektar überschreitet. 

(3) Grundwasserbenutzungen im Sinne des§ 9 Absatz 1 Nummer 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes für den landwirtschaftlichen Hofbetrieb 
und für das Tränken von Vieh außerhalb des Hofbetriebes sind der 
Wasserbehörde zur Prüfung der Erlaubnispflicht nach § 46 Absatz 1 
Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes unverzüglich anzuzeigen, wenn 
die Benutzung von mehr als 5000 Kubikmetern Grundwasser im Ka-
lenderjahr beabsichtigt ist. Absatz 1 bleibt unberührt. 

unverändert unverändert 

§ 56 Erdaufschlüsse 
(zu § 49 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Erdaufschlüsse sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik durchzuführen. 2Die beim Erdaufschluss gewonnenen Daten über 
Grundwasserstände und Grundwasserbeschaffenheit sind der für die 
Entgegennahme der Anzeige zuständigen Behörde zu übermitteln. 3Die 
Anzeigepflicht nach § 49 Absatz 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
entfällt, soweit das Vorhaben behördlich zugelassen ist. 

unverändert unverändert 

Kapitel 6 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmung 

§ 57 Kooperationspflicht 
1Die kommunalen Träger der öffentlichen Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung können aus überwiegenden Gründen des öffentli-
chen Wohls zur kommunalen Zusammenarbeit verpflichtet werden. 
2Dies gilt insbesondere, wenn anders die Wasserversorgung oder Ab-
wasserentsorgung nicht durchgeführt werden kann oder eine schädli-

unverändert unverändert 
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che Gewässerveränderung anders nicht zu vermeiden ist. 3§ 43 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 
findet Anwendung. 4Die Entscheidungen trifft die Kommunalaufsichts-
behörde im Einvernehmen mit der Wasserbehörde. 

§ 58 Enteignung 

Für die Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung, der öffentlichen 
Abwasserbeseitigung sowie für Vorhaben zum Schutz vor oder zum 
Ausgleich von Beeinträchtigungen des Natur- und Wasserhaushalts 
durch Wasserentzug ist die Beschränkung oder Entziehung von Grund-
eigentum im Wege der Enteignung nach Maßgabe des Enteignungsge-
setzes des Landes Brandenburg zulässig. 

unverändert unverändert 

Abschnitt 2 
Öffentliche Wasserversorgung 

§ 59 Aufgabenträgerschaft 

Die öffentliche Wasserversorgung ist eine Selbstverwaltungsaufgabe 
der Gemeinde. 

unverändert unverändert 

§ 60 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 61 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 62 Selbstüberwachung 
(zu§ 50 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Wasserbehörde kann den Träger der öffentlichen Wasserver-
sorgung oder den Betreiber von Anlagen, die der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung dienen, verpflichten, die Untersuchungen 
nach § 50 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes auf seine Kosten 
entweder selbst oder durch eine zugelassene oder von der zustän-
digen Behörde nach § 15 Absatz 4 der Trinkwasserverordnung vom 
21. Mai 2001 (BGBI. I S. 959), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 3. Mai 2011 (BGBI. I S. 748, 2062) geändert worden ist, 
bekannt gemachte Stelle durchzuführen. 2Die Wasserbehörde kann 
Anordnungen treffen, insbesondere über 

1. Häufigkeit, Art, Ort und Umfang der Probenahmen, 

2. Behandlung und Untersuchung der entnommenen Proben, insbe-
sondere, welche Merkmale des entnommenen Rohwassers zu un-
tersuchen und wie diese Merkmale zu ermitteln sind, und 

3. die Vorlage der Untersuchungsergebnisse. 

unverändert unverändert 
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(2) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-

rung wird ermächtigt, die Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes zu erlassen. 

§ 63 Wasserversorgungsplan 

(1) 1Das Wasserwirtschaftsamt stellt unter Beteiligung der Gemeinden, 
der Träger öffentlicher Belange und betroffener Behörden einen flä-
chendeckenden Plan auf, der Möglichkeiten zur Sicherstellung der 
öffentlichen Wasserversorgung ausweist und der insbesondere dem 
Zweck dient, einen Ausgleich zwischen Wasserüberschuss- und 
Wassermangelgebieten herbeizuführen. 2Der Plan besteht aus 
zeichnerischen und textlichen Darstellungen. 3Er kann in räumlichen 
und sachlichen Teilabschnitten aufgestellt werden. 

unverändert unverändert 

Abschnitt 3 
Abwasserbeseitigung 

§ 64 Begriffsbestimmungen 
1Abwasserbehandlungsanlage im Sinne dieses Abschnitts ist eine Ein-
richtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers zu vermindern 
oder zu beseitigen und den anfallenden Klärschlamm für eine ord-
nungsgemäße Entsorgung aufzubereiten. 2Sie ist öffentliche Abwasser-
behandlungsanlage, wenn sie dem allgemeinen Gebrauch dient. 

unverändert unverändert 

§ 65 Anforderungen an Abwassereinleitungen 
(zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Abwassereinleitungen in ein Gewässer dürfen nur erlaubt werden, 
wenn und soweit sie 

1. nicht die Erreichung der Bewirtschaftungsziele gefährden oder den 
Anforderungen eines Maßnahmenprogramms entgegenstehen, 

2. den sich aus den Anforderungen nach § 57 des Wasserhaushaltsge-
setzes ergebenden Grenzen entsprechen, 

3. der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht 
entsprechen und 

4. nicht gegen verbindliche zwischenstaatliche Vereinbarungen oder 
Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften über die Beschaffen-
heit von Abwassereinleitungen verstoßen. 

§ 65 Anforderungen an Abwassereinleitungen 
(zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 

§ 65 Anforderungen an Abwassereinleitungen 
(zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 
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 (2) Der vom Abwasserbeseitigungspflichtigen im Abwasserbeseiti-
gungskonzept vorgesehene Zeitpunkt zum Anschluss an eine öf-
fentliche Abwasseranlage ist von der für die Erteilung einer was-
serrechtlichen Erlaubnis für eine Einleitung von Abwasser zustän-
digen Wasserbehörde durch Nebenbestimmungen gemäß § 36 Ab-
satz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes zu berücksichtigen. 

neuer Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

(2) 1Entsprechen bereits zugelassene Abwassereinleitungen nicht den 
Anforderungen nach Absatz 1, hat die Wasserbehörde durch nach-
trägliche Anforderungen und Maßnahmen nach § 13 Absatz 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes oder die Aufhebung oder Änderung der 
Befugnis sicherzustellen, dass die Abwassereinleitungen innerhalb 
einer angemessenen Frist diesen Anforderungen entsprechen, so-
fern sie nicht ganz einzustellen sind. 2Die in Bewirtschaftungsplänen, 
Maßnahmenprogrammen oder in zwischenstaatlichen Vereinbarun-
gen vorgesehenen und die in Richtlinien der Europäischen Gemein-
schaften vorgeschriebenen Fristen sind zu beachten. 

(2) (3) 1Entsprechen bereits zugelassene Abwassereinleitungen nicht 
den Anforderungen nach Absatz 1, hat die Wasserbehörde durch 
nachträgliche Anforderungen und Maßnahmen nach § 13 Absatz 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes oder die Aufhebung oder Änderung 
der Befugnis sicherzustellen, dass die Abwassereinleitungen inner-
halb einer angemessenen Frist diesen Anforderungen entsprechen, 
sofern sie nicht ganz einzustellen sind. 2Die in Bewirtschaftungsplä-
nen, Maßnahmenprogrammen oder in zwischenstaatlichen Verein-
barungen vorgesehenen und die in Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaften vorgeschriebenen Fristen sind zu beachten. 

neuer Absatz 3 unverändert zum GE LReg 

§ 66 Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Gemeinden haben das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu 
beseitigen und die dazu notwendigen Anlagen (Abwasseranlagen) zu 
betreiben oder durch Dritte betreiben zu lassen, soweit nicht nach 
den folgenden Vorschriften andere zur Abwasserbeseitigung ver-
pflichtet sind. 2Den Gemeinden obliegt auch die Pflicht zur Beseiti-
gung des in abflusslosen Gruben anfallenden Abwassers sowie des 
nicht separierten Klärschlammes aus Kleinkläranlagen. 3Die Ge-
meinden haben die notwendigen Abwasseranlagen in angemesse-
nen Zeiträumen zu errichten, zu erweitern oder den Anforderungen 
des§ 60 des Wasserhaushaltsgesetzes anzupassen. 4Die Gemeinden 
legen der Wasserbehörde eine Übersicht über den Stand der öffent-
lichen Abwasserbeseitigung sowie über die zeitliche Abfolge und die 
geschätzten Kosten der nach Satz 3 noch erforderlichen Maßnah-
men vor (Abwasserbeseitigungskonzept). 5Das Abwasserbeseiti-
gungskonzept ist jeweils im Abstand von fünf Jahren erneut vorzule-
gen. 6Es soll Kriterien der Nachhaltigkeit und die zu erwartende de-
mografische Entwicklung berücksichtigen. 7Das für die Wasserwirt-
schaft zuständige Mitglied der Landesregierung bestimmt durch 
Verwaltungsvorschrift, welche Angaben in das Abwasserbeseiti-
gungskonzept aufzunehmen sind und in welcher Form sie darge-
stellt werden. 8Die Wasserbehörde kann zur Durchführung einzelner 
nach Satz 3 erforderlicher Maßnahmen angemessene Fristen setzen, 
wenn solche Maßnahmen im Abwasserbeseitigungskonzept nicht 

§ 66 Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Gemeinden haben das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu 
beseitigen und die dazu notwendigen Anlagen (Abwasseranlagen) zu 
betreiben oder durch Dritte betreiben zu lassen, soweit nicht nach 
den folgenden Vorschriften andere zur Abwasserbeseitigung ver-
pflichtet sind. 2Den Gemeinden obliegt auch die Pflicht zur Beseiti-
gung des in abflusslosen Gruben anfallenden Abwassers sowie des 
nicht separierten Klärschlammes aus Kleinkläranlagen. 3Die Ge-
meinden haben die notwendigen Abwasseranlagen in angemesse-
nen Zeiträumen zu errichten, zu erweitern oder den Anforderungen 
des§ 60 des Wasserhaushaltsgesetzes anzupassen. 4Die Gemeinden 
legen der Wasserbehörde eine Übersicht über den Stand der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung sowie über die zeitliche Abfolge 
und die geschätzten Kosten der nach Satz 3 noch erforderlichen 
Maßnahmen vor (Abwasserbeseitigungskonzept). 5Das Abwasser-
beseitigungskonzept ist jeweils im Abstand von fünf Jahren erneut 
vorzulegen. 6Es soll Kriterien der Nachhaltigkeit und die zu erwar-
tende demografische Entwicklung berücksichtigen. 7Das für die 
Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung be-
stimmt durch Verwaltungsvorschrift, welche Angaben in das Ab-
wasserbeseitigungskonzept aufzunehmen sind und in welcher 
Form sie dargestellt werden. 8Die Wasserbehörde kann zur Durch-
führung einzelner nach Satz 3 erforderlicher Maßnahmen ange-
messene Fristen setzen, wenn solche Maßnahmen im Abwasserbe-

§ 66 Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 
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oder erst nach Ablauf unangemessen langer Zeiträume vorgesehen 
sind oder wenn die zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Körper-
schaft ohne zwingenden Grund die Durchführung von im Abwasser-
beseitigungskonzept vorgesehenen Maßnahmen verzögert. 

seitigungskonzept nicht oder erst nach Ablauf unangemessen lan-
ger Zeiträume vorgesehen sind oder wenn die zur Abwasserbesei-
tigung verpflichtete Körperschaft ohne zwingenden Grund die 
Durchführung von im Abwasserbeseitigungskonzept vorgesehenen 
Maßnahmen verzögert. 

(2) Anstelle der Gemeinden sind zur Beseitigung von Niederschlagswas-
ser verpflichtet: 

1. die Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder Nutzer der 
Grundstücke nach§ 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes, so-
weit die Satzung der Gemeinde nach § 54 Absatz 4 dies vorsieht, 

2. die Träger von öffentlichen Verkehrsanlagen, soweit das Nieder-
schlagswasser außerhalb im Zusammenhang. bebauter Ortsteile 
anfällt. 

(2) Anstelle der Gemeinden sind zur Beseitigung von Niederschlagswas-
ser verpflichtet: 

1. die Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder Nutzer der 
Grundstücke nach § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes, 

a) soweit die Satzung der Gemeinde oder des Zweckverbandes 
nach § 54 Absatz 4 dies vorsieht, oder 

b) soweit eine erlaubnisfreie Benutzung oberirdischer Gewässer 
nach § 43 Absatz 1 Satz 2 oder des Grundwassers auf der Grund-
lage einer Verordnung nach § 46 Absatz 2 des Wasserhaushalts-
gesetzes erfolgt, 

2. die Träger von öffentlichen Verkehrsanlagen, soweit das Nieder-
schlagswasser außerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile an-
fällt. 

(2) Anstelle der Gemeinden sind zur Beseitigung von Niederschlagswas-
ser verpflichtet: 

1. die Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten oder Nutzer der 
Grundstücke nach § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes, 

a) soweit die Satzung der Gemeinde oder des Zweckverbandes nach 
§ 54 Absatz 4 dies vorsieht, oder 

b) soweit eine erlaubnisfreie Benutzung oberirdischer Gewässer 
nach § 43 Absatz 1 Satz 2 oder des Grundwassers auf der Grund-
lage einer Verordnung nach § 46 Absatz 2 des Wasserhaushalts-
gesetzes erfolgt, 

2. die Träger von öffentlichen Verkehrsanlagen, soweit das Nieder-
schlagswasser außerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile 
anfällt 
die Straßenbaulasträger für die Entwässerung ihrer Anlagen. 

§ 67 (weggefallen) § 67 Abwasserbeseitigungskonzept 

(1) 1Die Gemeinde oder der Zweckverband legt der Wasserbehörde für 
das gesamte gemeindliche Gebiet eine Übersicht über den Stand 
der öffentlichen Abwasserbeseitigung sowie über die zeitliche Ab-
folge der nach § 66 Absatz 1 Satz 3 erforderlichen Maßnahmen vor 
(Abwasserbeseitigungskonzept), wie auch die Ergebnisse der nach 
dem Brandenburgisches Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung erforderlichen Prüfungen. 2Die Gemeinde und der Zweck-
verband können ein gemeinsames Abwasserbeseitigungskonzept 
erstellen, soweit für dasselbe Entsorgungsgebiet Abwasserbeseiti-
gungspflichten bestehen. 

(2) 1Das Abwasserbeseitigungskonzept soll Kriterien der Nachhaltig-
keit und die zu erwartende demografische Entwicklung berücksich-
tigen. 2Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Lan-
desregierung bestimmt durch Verwaltungsvorschrift, welche An-
gaben in das Abwasserbeseitigungskonzept aufzunehmen sind und 
in welcher Form sie dargestellt werden. 

(3) 1Entspricht das Abwasserbeseitigungskonzept nicht den Anforde-
rungen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 kann es die Wasserbe-
hörde innerhalb von vier Monaten beanstanden. 2Das beanstande-

§ 67 Abwasserbeseitigungskonzept 

unverändert zum GE LReg 
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te Abwasserbeseitigungskonzept ist zu überarbeiten und, soweit 
keine andere Frist gesetzt wurde, innerhalb von sechs Monaten 
erneut vorzulegen. 3Das Abwasserbeseitigungskonzept ist jeweils 
im Abstand von fünf Jahren ab dem Datum der letzten beanstan-
dungsfreien Vorlage nach Absatz 1 oder bei wesentlichen Ände-
rungen zu aktualisieren. 4Die Aktualisierung kann auf die Teile des 
Abwasserbeseitigungskonzepts beschränkt werden, die von einer 
Änderung betroffen sind. 

(4) Die Wasserbehörde kann zur Durchführung einzelner nach § 66 
Absatz 1 erforderlicher Maßnahmen angemessene Fristen setzen, 
wenn solche Maßnahmen im Abwasserbeseitigungskonzept nicht 
oder erst nach Ablauf unangemessen langer Zeiträume vorgesehen 
sind oder wenn die zur Abwasserbeseitigung verpflichtete Körper-
schaft ohne zwingenden Grund die Durchführung von im Abwas-
serbeseitigungskonzept vorgesehenen Maßnahmen verzögert. 

§ 68 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 69 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 70 Betrieb von Abwasseranlagen 
(zu § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Treten bei Abwasseranlagen Betriebsstörungen ein, die zur Überschrei-
tung von Überwachungswerten geführt haben oder sind Reparaturen 
unvermeidlich, die eine Überschreitung befürchten lassen, hat der 
Betreiber die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die nachteiligen 
Auswirkungen nach Dauer und Umfang möglichst gering zu halten und 
Wiederholungen zu vermeiden. 2Er ist verpflichtet, die Wasserbehörde 
rechtzeitig über solche Reparaturen sowie über Ursache, Art, Auswir-
kungen und voraussichtliche Dauer solcher Betriebsstörungen unver-
züglich zu unterrichten. 3Er hat auch anzugeben, welche Maßnahmen er 
getroffen hat und noch treffen wird. 4Der Betrieb und die Unterhaltung 
von Abwasserbehandlungsanlagen sind durch Personal mit der erfor-
derlichen beruflichen Qualifikation sicherzustellen. 

unverändert unverändert 

§ 71 Genehmigung und Anzeige von Abwasseranlagen 
(zu § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Pläne zur Erstellung oder wesentlichen Veränderung sowie der 
Betrieb von Kanalisationsnetzen für die öffentliche Abwasserbesei-
tigung oder die private Abwasserbeseitigung von befestigten ge-
werblichen Flächen, die größer als drei Hektar sind und die unmit-
telbar in ein Gewässer einmünden, bedürfen der Anzeige bei der 
Wasserbehörde. Dies gilt auch für die am 16. Juli 1994 bereits be-

unverändert unverändert 
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stehenden Kanalisationsnetze nach Satz 1. Ein Antrag auf Genehmi-
gung bestehender Kanalisationsnetze gilt als Anzeige nach Satz 1; 
bereits erteilte Genehmigungen bleiben gültig. 

(2) Bau und Betrieb sowie die wesentliche Änderung einer Abwasser-
behandlungsanlage, die für einen Abwasseranfall von mehr als 
8 Kubikmeter täglich bemessen ist, bedürfen der Genehmigung 
durch die Wasserbehörde. 

§ 72 lndirekteinleitungen 
(zu §§ 58 und 59 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung wird ermächtigt, gemäß§ 58 Absatz 1 Satz 3 und§ 59 Absatz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes durch Rechtsverordnung zu regeln, 
unter welchen Voraussetzungen die lndirekteinleitung anstelle einer 
Genehmigung einer Anzeige bedarf und dass die Einhaltung der An-
forderungen durch Sachverständige überwacht wird. 

(2) 1In der Genehmigung sind dem Stand der Technik entsprechende 
Anforderungen an die lndirekteinleitung festzulegen, sofern nicht 
die Genehmigung zu versagen ist oder in entsprechender Anwen-
dung von § 12 des Wasserhaushaltsgesetzes weitergehende Anfor-
derungen zu stellen sind. 2Dem lndirekteinleiter kann insbesondere 
aufgegeben werden, dem Abwasser bestimmte Stoffe ganz fernzu-
halten, im Abwasser bestimmte Werte einzuhalten, geeignete Ver-
fahren und Betriebsweisen einzuhalten und geeignete Abwasserbe-
handlungsanlagen zu betreiben. 3Die Genehmigung kann mit weite-
ren Nebenbestimmungen verbunden werden, um nachteilige Wir-
kungen für das Wohl der Allgemeinheit zu verhüten oder auszuglei-
chen. 

(3) Die Betreiber von öffentlichen Abwasseranlagen haben ungeneh-
migte, aber genehmigungspflichtige lndirekteinleitungen und Ver-
stöße gegen Anforderungen in einer Genehmigung unverzüglich der 
Wasserbehörde mitzuteilen. 

unverändert unverändert 

§ 73 Qualifizierte Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen 

(1) Wer Abwasser in ein Gewässer einleitet, ist verpflichtet, das Abwas-
ser auf seine Kosten durch zugelassene Stellen beproben und unter-
suchen zu lassen. 

§ 73 Qualifizierte Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen 

(1) 1Wer Abwasser in ein Gewässer einleitet, ist verpflichtet, das Ab-
wasser auf seine Kosten durch zugelassene Stellen beproben und 
untersuchen zu lassen. 2Durch Rechtsverordnung gemäß § 61 Ab-
satz 1 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes und gemäß § 2 kann ge-
regelt werden, unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang die Überwachung abweichend von Satz 1 durch fachkun-
diges Personal erfolgen kann. 

§ 73 Qualifizierte Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 
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(2) Die Untersuchungsergebnisse sind vom Abwassereinleiter mindes-
tens drei Jahre aufzubewahren und auf Anforderung der Wasserbe-
hörde vorzulegen. 

(2) Die Untersuchungsergebnisse sind vom Abwassereinleiter für die 
Dauer von zwei festgelegten Überwachungsintervallen, mindes-
tens aber drei Jahre aufzubewahren und auf Anforderung der Was-
serbehörde vorzulegen. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

§ 74 Selbstüberwachung von lndirekteinleitungen 
(zu § 61 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Wer gemäß § 58 oder § 59 des Wasserhaushaltsgesetzes Abwasser in 
eine Abwasseranlage einleitet, ist gemäß § 61 Absatz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes zur Selbstüberwachung verpflichtet. 2Diese Verpflich-
tung bezieht sich insbesondere darauf, Betriebseinrichtungen und 
Abwasserbehandlungsanlagen nachzuweisen, Aufzeichnungen über 
Betriebsvorgänge und eingesetzte Stoffe zu fertigen und das Abwasser 
durch eine zugelassene Stelle beproben und untersuchen zu lassen 
sowie Nachweise, Aufzeichnungen und Untersuchungsergebnisse der 
Wasserbehörde und dem Betreiber der öffentlichen Abwasseranlage in 
bestimmten Zeitabständen vorzulegen. 3EMAS-Standorte im Sinne 
von§ 3 Nummer 12 des Wasserhaushaltsgesetzes können die zur Erfül-
lung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 erstellten 
Unterlagen zum Inhalt der nach Satz 2 vorzulegenden Unterlagen 
machen, soweit dadurch die Anforderungen nach Satz 1 gleichwertig 
erfüllt werden. 

§ 74 Selbstüberwachung von lndirekteinleitungen 
(zu § 61 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Wer gemäß § 58 oder § 59 des Wasserhaushaltsgesetzes Abwasser in 
eine Abwasseranlage einleitet, ist gemäß § 61 Absatz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes zur Selbstüberwachung verpflichtet. 2Diese Verpflich-
tung bezieht sich insbesondere darauf, Betriebseinrichtungen und 
Abwasserbehandlungsanlagen nachzuweisen, Aufzeichnungen über 
Betriebsvorgänge und eingesetzte Stoffe zu fertigen und das Abwasser 
durch eine zugelassene Stelle beproben und untersuchen zu lassen 
sowie Nachweise, Aufzeichnungen und Untersuchungsergebnisse der 
Wasserbehörde und dem Betreiber der öffentlichen Abwasseranlage in 
bestimmten Zeitabständen vorzulegen. 3EMAS-Standorte im Sinne 
von§ 3 Nummer 12 des Wasserhaushaltsgesetzes können die zur Erfül-
lung der Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 erstellten 
Unterlagen zum Inhalt der nach Satz 2 vorzulegenden Unterlagen 
machen, soweit dadurch die Anforderungen nach Satz 1 gleichwertig 
erfüllt werden. 4§ 73 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

unverändert zum GE LReg 

§ 75 Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(zu § 61 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist verpflichtet, ihren Zustand, ihre 
Unterhaltung und ihren Betrieb selbst zu überwachen und hierfür 
Aufzeichnungen anzufertigen. 2Die Überwachung hat nach den techni-
schen Überwachungsregeln zu erfolgen, die von der obersten Wasser-
behörde eingeführt worden sind. 3Diese werden im Amtsblatt für 
Brandenburg veröffentlicht. 4§ 74 Satz 3 gilt entsprechend. 5Die Auf-
zeichnungen sind mindestens zehn Jahre lang aufzubewahren und auf 
Verlangen der Wasserbehörde vorzulegen. 6Kommt der Betreiber einer 
Abwasseranlage seinen Verpflichtungen nach Satz 1 und nach § 61 
Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie nach § 70 nicht innerhalb 
eines angemessenen Zeitraumes nach, kann er von der zuständigen 
Wasserbehörde verpflichtet werden, die Anlage oder Teile von ihr 
regelmäßig auf seine Kosten durch einen vom Betreiber unabhängigen 
Sachkundigen überprüfen zu lassen. 7Die Wasserbehörde legt dabei Art, 
Umfang und Häufigkeit der Überprüfungen fest. 8Der Sachkundige hat 
das Prüfergebnis, insbesondere bei der Überprüfung festgestellte 
Mängel, dem Betreiber und der Wasserbehörde mitzuteilen. 9Der 
Betreiber hat die Mängel unverzüglich abzustellen und die Wasserbe-

§ 75 Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(zu § 61 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist verpflichtet, ihren Zustand, ihre 
Unterhaltung und ihren Betrieb selbst zu überwachen und hierfür 
Aufzeichnungen anzufertigen. 2Die Überwachung hat nach den techni-
schen Überwachungsregeln zu erfolgen, die von der obersten Wasser-
behörde eingeführt worden sind. 3Diese werden im Amtsblatt für 
Brandenburg veröffentlicht. 4§ 74 Satz 3 gilt entsprechend. 5Die Auf-
zeichnungen sind für die Dauer von zwei festgelegten Überwachungs-
intervallen, mindestens aber zehn Jahre lang aufzubewahren und auf 
Verlangen der Wasserbehörde vorzulegen. 6Kommt der Betreiber einer 
Abwasseranlage seinen Verpflichtungen nach Satz 1 und nach § 61 
Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie nach § 70 nicht innerhalb 
eines angemessenen Zeitraumes nach, kann er von der zuständigen 
Wasserbehörde verpflichtet werden, die Anlage oder Teile von ihr 
regelmäßig auf seine Kosten durch einen vom Betreiber unabhängigen 
Sachkundigen überprüfen zu lassen. 7Die Wasserbehörde legt dabei Art, 
Umfang und Häufigkeit der Überprüfungen fest. 8Der Sachkundige hat 
das Prüfergebnis, insbesondere bei der Überprüfung festgestellte 
Mängel, dem Betreiber und der Wasserbehörde mitzuteilen. 9Der 
Betreiber hat die Mängel unverzüglich abzustellen und die Wasserbe-

unverändert zum GE LReg 
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hörde darüber zu unterrichten. hörde darüber zu unterrichten. 

§ 76 (weggefallen) unverändert unverändert 

Kapitel 7 
Ausgleich der Wasserführung, Gewässerunterhaltung, Anlagen 

Abschnitt 1 
Pflichten zum Ausgleich der Wasserführung 

Kapitel 7 
Gewässerrandstreifen, Gewässerunterhaltung, Anlagen 

Abschnitt 1 
Gewässerrandstreifen 

Kapitel 7 
Gewässerrandstreifen, Gewässerunterhaltung, Anlagen 

Abschnitt 1 
Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung und Gewässerrandstreifen 

§ 77 Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung 
1Soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die Erhaltung eines 
leistungsfähigen Naturhaushalts, den Ausgleich von nachteiligen Verän-
derungen der Wasserführung in oberirdischen Gewässern erfordert, 
obliegt es den Unterhaltungspflichtigen, durch geeignete Maßnahmen 
den Ausgleich der Wasserführung herbeizuführen und zu sichern. 
2Diese sollen den ihnen entstandenen Aufwand auf diejenigen anteilig 
umlegen, die zu nachteiligen Abflussveränderungen nicht nur unwe-
sentlich beigetragen haben. 

§ 77 Gewässerrandstreifen 

(zu § 38 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die oberste Wasserbehörde setzt für Gewässer oder Gewässerab-
schnitte innerhalb von Wasserkörpern, die den guten Zustand im 
Sinne des § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes nicht erreichen, Ge-
wässerrandstreifen durch Rechtsverordnung fest, soweit dies für 
die in § 38 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes genannten Zwe-
cke erforderlich ist. 2Die Erforderlichkeit ist insbesondere dann ge-
geben, wenn das Nichterreichen des guten Zustands wesentlich 
mitverursacht ist durch Stoffeinträge aus diffusen Quellen. 3Bei der 
Beurteilung des Gewässerzustands und der Erforderlichkeit ist der 
für verbindlich erklärte Bewirtschaftungsplan zugrunde zu legen. 
4In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 kann auch die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln im Gewässerrand-
streifen verboten werden. 

(2) 1Soweit die Zwecke des Gewässerrandstreifens im Wege der Ko-
operation mit Grundstückseigentümern oder Nutzern aufgrund 
verbindlich vereinbarter Maßnahmen erreicht werden, haben die-
se Vorrang und es entfällt insoweit die Verpflichtung zur Festset-
zung eines Gewässerrandstreifens nach Absatz 1. 2Zuständig ist die 
oberste Wasserbehörde. 

§ 77 Gewässerrandstreifen 

(zu § 38 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 77 BbgWG wird hier neuer Absatz 1: 
(1) 1Soweit das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die Erhaltung 

eines leistungsfähigen Naturhaushaltes, den Ausgleich von nachtei-
ligen Veränderungen der Wasserführung in oberirdischen Gewäs-
sern erfordert, obliegt es den Unterhaltungspflichtigen, durch ge-
eignete Maßnahmen den Ausgleich der Wasserführung herbeizu-
führen und zu sichern. 2Diese sollen den Ihnen entstandenen Auf-
wand auf diejenigen anteilig umlegen, die zu nachteiligen Abfluss-
veränderungen nicht nur unwesentlich beigetragen haben. 

(2) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der 
ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer, der Wasserspei-
cherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen. 

(3) Die Bewirtschafter von Flächen entlang von Gewässern gewährleis-
ten Gewässerrandstreifen nach Maßgabe des § 38 WHG. 

(4) 1Gewässerrandstreifen können an Gewässern erster und zweiter 
Ordnung durch Verträge mit den Grundstückseigentümern festge-
legt werden, soweit dies im Rahmen der Gewässerunterhaltungs-
pflicht nach § 39 Abs. 1 Satz 1 WHG erforderlich ist. 2Diese Erfor-
derlichkeit ist nicht gegeben, wenn die Fläche in eine Fördermaß-
nahme einbezogen ist, die auch dem Schutz des jeweiligen Gewäs-
sers dient. 

(5) 1Gewässerrandstreifen können auch durch die Anpflanzung und 
Nutzung von Gehölzen mit Ernteintervallen von mehr als zwei Jah-
ren (Agrarholzstreifen), sowie durch die Anlage und den umbruch-
losen Erhalt von Blühstreifen in Form von mehrjährigen 
tar- und pollenspendenden Trachtflächen für Insekten entstehen. 
2Voraussetzung für die Anlage eines Gewässerrandstreifens in 
Form einer einseitigen Gehölzreihe ist die Zustimmung des zustän-
digen Gewässerunterhaltungsverbandes. 
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Abschnitt 2 
Gewässerunterhaltung 

§ 78 Umfang der Gewässerunterhaltung 
(zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die Gewässerunterhaltung ist nach Maßgabe der von der obersten 
Wasserbehörde eingeführten Richtlinie und unter Beachtung der Er-
gebnisse der Gewässerschauen durchzuführen. 

Abschnitt 2 
Gewässerunterhaltung 

§ 78 Umfang der Gewässerunterhaltung 
(zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gewässerunterhaltung ist nach Maßgabe der von der obersten 
Wasserbehörde eingeführten Richtlinie und unter Beachtung der 
Ergebnisse der Gewässerschauen durchzuführen. 

(2) 1Die nach § 79 Absatz 1 für die Durchführung der Gewässerunter-
haltung Zuständigen erstellen einen ein- oder mehrjährigen Plan 
zur Unterhaltung der Gewässer (Gewässerunterhaltungsplan). 2Der 
Gewässerunterhaltungsplan muss mindestens die Benennung und 
Beschreibung der geplanten Maßnahmen und die Art und Weise 
ihrer Ausführung enthalten. 3Der Gewässerunterhaltungsplan ist 
mit den örtlich zuständigen Wasser-, Naturschutz-, Landwirt-
schafts-, Fischerei- und Forstbehörden abzustimmen. 

Abschnitt 2 
Gewässerunterhaltung 

§ 78 Umfang der Gewässerunterhaltung 
(zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 und 2 unverändert zum GE LReg 

 (3) 1Die Gewässerunterhaltung umfasst auch die Unterhaltung und 
den Betrieb von Schöpfwerken, die der Abführung des Wassers 
dienen, und von Stauanlagen, die der Erhaltung des Gewässers in 
einem Zustand, der hinsichtlich der Rückhaltung von Wasser den 
wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, dienen. 2Der Be-
trieb bedarf abweichend von § 9 Absatz 3 Satz 2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes der wasserrechtlichen Erlaubnis. 3In der Erlaubnis ist 
auch zu bestimmen, welche Anforderungen zur Erfüllung der Ver-
pflichtung nach Satz 1 einzuhalten sind. 

(3) Die Gewässerunterhaltung umfasst auch die Unterhaltung Instand-
haltung und den Betrieb von Schöpfwerken, die der Abführung des 
Wassers dienen, und von Stauanlagen, die der Erhaltung des Ge-
wässers in einem Zustand, der hinsichtlich der Rückhaltung von 
Wasser den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, die-
nen. Der Betrieb bedarf abweichend von § 9 Absatz 3 Satz 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes der wasserrechtlichen Erlaubnis. In der 
Erlaubnis ist auch zu bestimmen, welche Anforderungen zur Erfül-
lung der Verpflichtung nach Satz 1 einzuhalten sind 

  (4) Abweichend von § 39 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 
umfasst die Unterhaltung eines Gewässers auch die Erhaltung ei-
nes ordnungsgemäßen Abflusses. 

§ 79 Pflicht zur Gewässerunterhaltung 
(zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Unterhaltung der Gewässer obliegt als öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung 

1. für die Gewässer I. Ordnung, mit Ausnahme der Binnenwasserstra-
ßen des Bundes, dem Wasserwirtschaftsamt, 

2. für die Gewässer II. Ordnung den Gewässerunterhaltungsverbän-
den nach dem Wasserverbandsgesetz und dem Gesetz über die 
Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden, soweit nicht durch 
Planfeststellungsbeschluss oder Plangenehmigung eine abwei-
chende Zuständigkeit bestimmt ist. 2Die Unterhaltungspflicht be-

§ 79 Pflicht zur Gewässerunterhaltung 
(zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Unterhaltung der Gewässer obliegt als öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung 

1. für die Gewässer I. Ordnung, mit Ausnahme der Binnenwasserstra-
ßen des Bundes, dem Wasserwirtschaftsamt, 

2. für die Gewässer II. Ordnung den Gewässerunterhaltungsverbän-
den nach dem Wasserverbandsgesetz und dem Gesetz über die 
Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden, soweit nicht durch 
Planfeststellungsbeschluss oder Plangenehmigung eine abwei-
chende Zuständigkeit bestimmt ist. 2Die Unterhaltungspflicht be-

§ 79 Pflicht zur Gewässerunterhaltung 
(zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Unterhaltung der Gewässer obliegt als öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung 

1. für die Gewässer I. Ordnung, mit Ausnahme der Binnenwasserstra-
ßen des Bundes, dem Wasserwirtschaftsamt, 

2. für die Gewässer II. Ordnung den Gewässerunterhaltungsverbän-
den nach dem Wasserverbandsgesetz und dem Gesetz über die 
Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden, soweit nicht durch 
Planfeststellungsbeschluss oder Plangenehmigung eine abwei-
chende Zuständigkeit bestimmt ist. 2Die Unterhaltungspflicht be-
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gründet keinen Rechtsanspruch Dritter auf Durchführung von Un-
terhaltungsmaßnahmen gegen den Träger der Unterhaltungslast. 
3Die Durchführung der Unterhaltung an den Gewässern I. Ordnung 
obliegt den Gewässerunterhaltungsverbänden nach Vorgaben des 
Wasserwirtschaftsamtes; die notwendigen Kosten für diese Maß-
nahmen werden vom Land erstattet. 4§ 82 bleibt unberührt. 

gründet keinen Rechtsanspruch Dritter auf Durchführung von Un-
terhaltungsmaßnahmen gegen den Träger der Unterhaltungslast. 
3Die Durchführung der Unterhaltung an den Gewässern I. Ordnung 
im Sinne von Satz 1 Nummer 1 obliegt den Gewässerunterhal-
tungsverbänden nach Vorgaben des Wasserwirtschaftsamtes;, die 
notwendigen Kosten für diese Maßnahmen werden vom trägt das 
Land erstattet. 4§ 82 bleibt unberührt. 

gründet keinen Rechtsanspruch Dritter auf Durchführung von Un-
terhaltungsmaßnahmen gegen den Träger der Unterhaltungslast. 
3Die Durchführung der Unterhaltung an den Gewässern I. Ordnung 
im Sinne von Satz 1 Nummer 1 umfasst sowohl die Unterhaltung 
der Gewässer gemäß § 39 Wasserhaushaltsgesetz als ergänzend 
auch die Unterhaltung der angrenzenden Überschwemmungsge-
biete gemäß § 100 Absatz 2 Satz 2, soweit sie sich im Eigentum 
des Landes befinden; sie obliegt den Gewässerunterhaltungsver-
bänden nach Vorgaben des Wasserwirtschaftsamtes, die notwen-
digen Kosten für diese Maßnahmen trägt das Land. 4§ 82 bleibt 
unberührt. 

(2) 1Das Verbandsgebiet der Gewässerunterhaltungsverbände ist flä-
chendeckend. 2Dabei unterliegen die Flächen der Gewässer 
I. Ordnung nicht der Beitragsveranlagung gemäß § 80. 

(2) 1Das Verbandsgebiet der Gewässerunterhaltungsverbände ist flä-
chendeckend. 2Dabei unterliegen die Flächen der Gewässer 
I. Ordnung nicht der Beitragsveranlagung Beitragsberechnung und 
–erhebung gemäß § 80. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

 (3) Wird ein Schöpfwerk oder eine Stauanlage im Sinne des § 78 
Absatz 3 Satz 1 von einem Dritten betrieben, obliegen abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 diesem die Unterhaltung und der Betrieb der 
Anlage als öffentlich-rechtliche Verpflichtung. 

neuer Absatz 3 unverändert zum GE LReg 

 (4) Die Wasserbehörde kann die öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
zur Unterhaltung und zum Betrieb eines Schöpfwerkes oder einer 
Stauanlage im Sinne des § 78 Absatz 3 Satz 1 auf Antrag oder von 
Amts wegen übertragen 

1. mit Zustimmung des Nutzungsberechtigten auf den Gewässerun-
terhaltungspflichtigen nach Absatz 1, sofern die Anlage bisher 
von einem Dritten betrieben wurde, oder 

2. auf einen Dritten, wenn dieser mit der Übertragung einverstan-
den ist und die ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtung so-
wie deren Finanzierung gesichert ist. 

neuer Absatz 4 unverändert zum GE LReg 

  (5) Das Land gewährleistet, dass den Gewässerunterhaltungsverbän-
den die zur Durchführung der Unterhaltung erforderlichen finanzi-
ellen Mittel in ausreichender Höhe vorab zur Verfügung gestellt 
werden. 

§ 80 Umlage des Unterhaltungsaufwandes, Erweiterung der Verbands-
aufgaben 

(1) 1Die Bemessung der Beiträge für die Gewässerunterhaltungsverbän-
de bestimmt sich nach dem Verhältnis der Flächen, mit denen die 
Mitglieder am Verbandsgebiet beteiligt sind. 2Für die durch die Er-

§ 80 Umlage des Unterhaltungsaufwandes, Erweiterung der Verbands-
aufgaben 

(1) 1Die Bemessung der Beiträge für die Gewässerunterhaltungsverbän-
de bestimmt sich nach dem Verhältnis der Flächen, mit denen die 
Mitglieder am Verbandsgebiet beteiligt sind. 2Für die durch die Er-

§ 80 Umlage des Unterhaltungsaufwandes, Erweiterung der Verbands-
aufgaben 

(1) 1Die Bemessung der Beiträge für die Gewässerunterhaltungsverbän-
de bestimmt sich nach dem Verhältnis der Flächen, mit dem die 
Mitglieder unter Berücksichtigung der jeweiligen Nutzungsart der 
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schwerung der Unterhaltung entstehenden Kosten sollen die Eigen-
tümer oder Verursacher gesondert nach Maßgabe des § 85 heran-
gezogen werden. 

schwerung der Unterhaltung entstehenden Kosten sollen die Eigen-
tümer oder Verursacher gesondert nach Maßgabe des § 85 heran-
gezogen werden. 3Aus 80 Prozent der verbleibenden Kosten der 
Unterhaltung nach Abzug der Erschwernisumlagen ist nach dem 
Maßstab des Satzes 1 ein Grundbeitrag zu ermitteln. 4Für Waldflä-
chen nach dem Waldverzeichnis wird nur dieser Grundbeitrag er-
hoben. 5Auf alle übrigen Flächen sind die verbleibenden Kosten 
nach dem Maßstab des Satzes 1 zu verteilen und auf den Grund-
beitrag aufzuschlagen. 

Flächen am Verbandsgebiet beteiligt sind. 2Maßgeblich für die Zu-
ordnung einer Fläche zu einer bestimmten Nutzungsart ist die 
stichtagsbezogene Zuschreibung dieser Fläche zu einer Nutzungs-
artengruppe im Liegenschaftskataster. 3Für die Beitragsbemessung 
nach diesem Gesetz werden drei Gruppen von Nutzungsarten ge-
bildet und jeweils mit einem Beitragsbemessungsfaktor versehen. 
4Einzelheiten zu der Kalkulation ergeben sich aus der Anlage zu 
diesem Gesetz. 

aa) 5Flächen, denen gemäß § 2 Nr. 1 Buchstabe a) GUVG [n.F.] die 
Nutzungsartengruppe Landwirtschaft zugeschrieben worden 
ist, bilden die Nutzungsartengruppe Landwirtschaft und unter-
liegen dem Beitragsbemessungsfaktor 1,0. 

bb) 6Flächen, denen gemäß § 2 Nr. 1 Buchstaben b) – i) GUVG 
[n.F.] die Nutzungsartengruppen Wald, Gehölz, Heide, Moor, 
Sumpf, Unland/vegetationslose Fläche, Fließgewässer und Ste-
hendes Gewässer zugeschrieben worden sind, bilden die Nut-
zungsartengruppe Forst-/ Fischereiwirtschaft und unterliegen 
dem Beitragsbemessungsfaktor 0,4. 

cc) 7Flächen, denen gemäß § 2 Nr. 2 Buchstaben a) – q) GUVG 
[n.F.] die Nutzungsartengruppen Wohnbaufläche, 
rie- und Gewerbefläche, Halde, Bergbaubetrieb, Tage-
bau/Grube/Steinbruch, Fläche gemischter Nutzung, Fläche be-
sonderer funktionaler Prägung, Sport-, Freizeit- und Erholungs-
fläche, Friedhof, Straßenverkehr, Weg, Platz, Bahnverkehr, 
Flugverkehr, Schiffsverkehr, Hafenbecken und Meer zuge-
schrieben worden sind, bilden die Nutzungs-artengruppe be-
siedelte/versiegelte Fläche und unterliegen dem Beitragsbe-
messungsfaktor 4,0. 

8Für die durch die Erschwerung der Unterhaltung entstehenden Kos-
ten sollen die Eigentümer oder Verursacher gesondert nach Maßgabe 
des § 85 herangezogen werden. 

 (1a) Maßgeblich sind die Waldflächen nach dem Waldverzeichnis am 
1. Juni des Vorjahres für das Folgejahr. 2Die unteren Forstbehörden 
erstellen und übermitteln den Gewässerunterhaltungsverbänden 
die für das Verbandsgebiet maßgeblichen Auszüge auf Antrag. 

Übernahme neuer Absatz 1a GE LReg unklar 

 (1b) 1Die Kosten für die Unterhaltung und den Betrieb von Schöpfwer-
ken und Stauanlagen im Sinne des § 78 Absatz 3 Satz 1 durch die 
Gewässerunterhaltungsverbände sind unselbstständiger Bestand-
teil der Gewässerunterhaltungskosten. 2Die Gewässerunterhal-
tungsverbände treffen durch Satzung oder Vereinbarung abwei-
chende Regelungen, soweit dies zur Vermeidung unverhältnismä-

Übernahme neuer Absatz 1b GE LReg unklar 
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ßiger Belastungen erforderlich ist. 

(2) 1Die Gemeinden können, soweit sie sich nicht für eine andere Art 
der Finanzierung entscheiden, die festgesetzten Verbandsbeiträge 
für Grundstücke, die nicht im Eigentum der Gemeinde stehen, sowie 
die bei Umlegung der Verbandsbeiträge entstehenden Verwaltungs-
kosten umlegen (Umlage). 2Die Verwaltungskosten sind zu kalkulie-
ren und dürfen 15 vom Hundert des umlagefähigen Beitrags nicht 
übersteigen. 3Die Bestimmungen der §§ 2 Absatz 1 und 12 bis 15 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg finden mit 
folgenden Maßgaben Anwendung: 

(2) 1Die Gemeinden können, soweit sie sich nicht für eine andere Art 
der Finanzierung entscheiden, die festgesetzten Verbandsbeiträge 
und die festgesetzten Vorausleistungen für Grundstücke, die nicht 
im Eigentum der Gemeinde stehen, sowie die bei Umlegung der 
Verbandsbeiträge entstehenden Verwaltungskosten umlegen (Um-
lage) sowie die bei der Umlage entstehenden Verwaltungskosten 
festsetzen. 2Die Verwaltungskosten sind zu kalkulieren und dürfen 
15 vom Hundert des umlagefähigen Beitrags nicht übersteigen. 3Die 
Bestimmungen der §§ 2 Absatz 1 und 12 bis 15 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Brandenburg finden mit folgenden Maß-
gaben Anwendung: 

§ 80 Absatz 2 Satz 1 Var. 1 (unter 7.9): 
(2) 1Die Gemeinden können, soweit sie sich nicht für eine andere Art 

der Finanzierung entscheiden, die festgesetzten Verbandsbeiträge 
und die festgesetzten Vorausleistungen für Grundstücke, die nicht 
im Eigentum der Gemeinde stehen und deren Eigentümer nicht von 
dem Recht auf Verbandsmitgliedschaft auf Antrag nach § 2 Ab-
satz 1 Nr. 3 GUVG Gebrauch gemacht haben und für die die Ge-
meinde gesetzliches Pflichtmitglied im Gewässerunterhaltungsver-
band ist, sowie die bei Umlegung der Verbandsbeiträge entstehen-
den Verwaltungskosten umlegen (Umlage).  

§ 80 Absatz 2 Satz 1 Var. 2 (unter 2.5): 
(2) 1Die Gemeinden können, soweit sie sich nicht für eine andere Art 

der Finanzierung entscheiden, die festgesetzten Verbandsbeiträge 
und die festgesetzten Vorausleistungen für Grundstücke, die nicht 
im Eigentum der Gemeinde stehen und für die die Gemeinde ge-
setzliches Pflichtmitglied im Gewässerunterhaltungsverband ist, 
sowie die bei Umlegung der Verbandsbeiträge entstehenden Ver-
waltungskosten umlegen (Umlage). 

§ 80 Absatz 2 Satz 1 Var. 3 (unter 3.1.5): 
(2) 1Die Gemeinden können, soweit sie sich nicht für eine andere Art 

der Finanzierung entscheiden, die festgesetzten Verbandsbeiträge 
und die festgesetzten Vorausleistungen für Grundstücke, die nicht 
im Eigentum der Gemeinde stehen und deren Eigentümer nicht von 
dem Recht auf Verbandsmitgliedschaft auf Antrag nach § 2 Absatz 
1 Nr. 3 GUVG Gebrauch gemacht haben, umlegen (Umlage) sowie 
die bei der Umlage entstehenden Verwaltungskosten festsetzen. 

  
2Die Verwaltungskosten sind zu kalkulieren und dürfen 15 vom Hun-
dert des umlagefähigen Beitrags nicht übersteigen. 3Die Bestim-
mungen der §§ 2 Absatz 1 und 12 bis 15 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Brandenburg finden mit folgenden Maßgaben 
Anwendung: 

1. 1Umlageschuldner ist der Grundstückseigentümer. 2Ist für ein 
Grundstück ein Erbbaurecht bestellt, tritt der Erbbauberechtigte 
an die Stelle des Grundstückseigentümers. 

Absatz 2 Nr. 1 unverändert Absatz 2 Nr. 1 unverändert 

2. Maßstab für die Umlage ist die vom jeweiligen Verband erfasste 
und veranlagte Fläche in Quadratmetern. 

2. Maßstab für die Umlage ist die vom jeweiligen Verband erfasste 
und veranlagte Fläche in Quadratmetern und nach Gebietstyp 
(Wald, Nicht-Wald). 

2. Maßstab für die Umlage ist die vom jeweiligen Verband erfasste 
und veranlagte Fläche in Quadratmetern und nach Gebietstyp 
(Wald, Nicht-Wald). 
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 3. Werden die Kosten für Unterhaltung und Betrieb von Anlagen 
nach Absatz 1b Satz 2 gesondert umgelegt, gilt der Umlagemaß-
stab des Verbandes auch für die Umlage der Gemeinde. 

3. Werden die Kosten für Unterhaltung und Betrieb von Anlagen 
nach Absatz 1b Satz 2 gesondert umgelegt, gilt der Umlagemaß-
stab des Verbandes auch für die Umlage der Gemeinde. 

3. 1Die Umlage entsteht mit Beginn des Kalenderjahres, für das sie zu 
erheben ist, und wird nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
für das Kalenderjahr festgesetzt. 2§ 12b Absatz 2 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Brandenburg bleibt hiervon unbe-
rührt. 

3. 4. 1Die Umlage entsteht mit Beginn des Kalenderjahres, für das sie 
zu erheben ist, und wird nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
oder des Vorausleistungsbescheides für das Kalenderjahr festge-
setzt. 2§ 12b Absatz 2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Brandenburg bleibt hiervon unberührt. 

4. 3. 1Die Umlage entsteht mit Beginn des Kalenderjahres, für das sie 
zu erheben ist, und wird nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
oder des Vorausleistungsbescheides für das Kalenderjahr festge-
setzt. 2§ 12b Absatz 2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Brandenburg bleibt hiervon unberührt. 

4. Die Erhebung der Umlage kann im Zusammenhang mit der Festset-
zung der Grundsteuer erfolgen. 

4. 5. Die Erhebung der Umlage kann im Zusammenhang mit der Fest-
setzung der Grundsteuer erfolgen. 

5. 4. Die Erhebung der Umlage kann im Zusammenhang mit der Fest-
setzung der Grundsteuer erfolgen. 

 
4Die Umlagebeiträge für die Flächen, die aufgrund einer Schutzauswei-
sung nach § 21 Absatz 2 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
als Totalreservate oder Naturentwicklungsgebiete, nach § 5 Absatz 1 
des Nationalparkgesetzes Unteres Odertal als Schutzzone la oder nach 
§ 12 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg als Naturwald einer 
wirtschaftlichen Nutzung entzogen sind, werden vom Land auf Antrag 
erstattet. 

 
4Die Umlagebeiträge für die Flächen , die aufgrund einer Schutzauswei-
sung nach § 21 Absatz 2 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
§ 22 Absatz 1 Satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes als Totalreservate 
oder Naturentwicklungsgebiete, nach § 5 Absatz 1 des Nationalparkge-
setzes Unteres Odertal als Schutzzone la oder nach § 12 des Waldgeset-
zes des Landes Brandenburg als Naturwald einer wirtschaftlichen 
Nutzung entzogen sind, werden vom Land auf Antrag erstattet. 

unverändert zu BbgWG: 
4Die Umlagebeiträge für die Flächen, die aufgrund einer Schutzauswei-
sung nach § 22 Absatz 1 Satz 3des Bundesnaturschutzgesetzes § 21 
Absatz 2 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes als Totalreservate 
oder Naturentwicklungsgebiete, nach § 5 Absatz 1 des Nationalparkge-
setzes Unteres Odertal als Schutzzone Ia oder nach § 12 des Waldgeset-
zes des Landes Brandenburg als Naturwald einer wirtschaftlichen 
Nutzung entzogen sind, werden vom Land auf Antrag erstattet. 

(3) Eine Erweiterung der Aufgaben (Umgestaltung) der Gewässerunter-
haltungsverbände ist zulässig. Sie richtet sich nach den Vorschriften 
des Wasserverbandsgesetzes. 

Absatz 3 unverändert Absatz 3 unverändert 

§ 81 Kostenbeteiligung des Landes 

(1) Das Land beteiligt sich an den Aufwendungen für die Unterhaltung 
der Gewässer II. Ordnung nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten. 

(2) 1Das Land beteiligt sich an den notwendigen Kosten des Betriebes 
der Schöpfwerke. 2Der Anteil des Landes bemisst sich nach den 
Aufwendungen, die im öffentlichen Interesse stehen. 

§ 81 Kostenbeteiligung des Landes 

Das Land beteiligt kann sich an den Aufwendungen für die Unterhal-
tung der Gewässer II. Ordnung nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten einschließlich der notwendigen Kosten für den Betrieb 
und die Unterhaltung der Schöpfwerke und Stauanlagen im Rahmen 
verfügbarer Haushaltsmittel aus dem Aufkommen des Wassernut-
zungsentgeltes und der Abwasserabgabe unter Beachtung der Zweck-
bindungen beteiligen, soweit hieran ein besonderes öffentliches 
Interesse besteht. 

§ 81 Kostenbeteiligung des Landes und Schöpfwerke 

(1) Das Land kann sich an den trägt die Aufwendungen für die Unter-
haltung der Gewässer II. Ordnung einschließlich der Kosten für den 
Betrieb und die Unterhaltung die Instandhaltung der Schöpfwerke 
und Stauanlagen im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel aus dem 
Aufkommen des Wassernutzungsentgeltes und der Abwasserab-
gabe unter Beachtung der Zweckbindungen beteiligen, soweit hie-
ran ein besonderes öffentliches Interesse besteht des öffentlichen 
Interesses beteiligen. 

(2) 1Der zuständige Gewässerunterhaltungsverband kann abweichend 
die Kosten für die Instandhaltung und den Betrieb der Schöpfwer-
ke und Stauanlagen, soweit diese nicht gemäß Abs. 1 vom Land ge-
tragen werden, auf die Bevorteilten umlegen. 2Auf Antrag eines 
Mitglieds hat der zuständige Gewässerunterhaltungsverband un-
verzüglich, jedoch spätestens in der nächsten Mitgliederversamm-
lung, eine Entscheidung unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Vorteilslage herbeizuführen. 3Von einer Umlage der nach Vorteils-
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lage bemessenen Kosten kann abgesehen werden, wenn der Auf-
wand für die Ermittlung des Vorteils außer Verhältnis zu den gel-
tend gemachten Kosten des Betriebs und der Instandhaltung steht. 

§ 82 Unterhaltungspflicht bei Anlagen an, in, über und unter den Ge-
wässern 

Rohrleitungen oder Überbauungen in den Gewässern sowie sonstige 
Anlagen im Sinne des § 87 sind, sofern sie nicht Teil des Gewässers sind, 
von ihren Nutzungsberechtigten gemäß § 36 des Wasserhaushaltsge-
setzes zu erhalten. 

§ 82 Unterhaltungspflicht bei Anlagen an, in, über und unter den Ge-
wässern 

1Anlagen nach § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes sind von ihren 
Eigentümern oder Besitzern zu unterhalten und zu betreiben. 
2Anlagen, die als Bestandteil des Gewässers dessen Ausbauzustand 
bestimmen und sichern, sind abweichend davon von dem Unterhal-
tungspflichtigen des Gewässers gemäß § 79 Absatz 1 zu unterhalten. 

§ 82 Unterhaltspflicht bei Anlagen an, in, über und unter den Gewäs-
sern 

1Rohrleitungen oder Überbauungen in den Gewässern, sowie sonstige 
Anlagen nach § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes sind von den Nut-
zungsberechtigten und den Bevorteilten zu unterhalten und zu betrei-
ben. 2Anlagen, die als Bestandteil des Gewässers dessen Ausbauzustand 
bestimmen und sichern, sind abweichend davon von dem Unterhal-
tungspflichtigen des Gewässers gemäß § 79 Absatz 1 zu unterhalten. 

§ 83 (weggefallen) unverändert der weggefallene § 83 wird wiedereingeführt: 

§ 83 Beseitigungspflicht des Störers 
1Führt der Zustand von Rohrleitungen oder Überbauungen sowie 
sonstiger Anlagen nach § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes zu Hinder-
nissen für den Wasserabfluss oder lässt solche begründet erwarten 
und kommen die gemäß § 82 dafür Zuständigen ihrer Anlagen-
Unterhaltungspflicht nicht nach, so hat im Wege der Ersatzvornahme 
der Gewässerunterhaltungspflichtige gemäß § 79 Absatz 1 Nr. 1 das 
Hindernis zu beseitigen. 2Lässt der Gesamtzustand der Anlage eine 
punktuelle Hindernisbeseitigung nicht zu oder weitere Störungen für 
den ungehinderten Wasserabfluss befürchten, so kann, unter Mitwir-
kung der Wasserbehörde im Sinne des § 86 Absatz 1, die Ersatzvor-
nahme auch den vollständigen Rückbau oder die Erneuerung der 
Anlage umfassen. 

§ 84 Besondere Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung, 
Gewässerrandstreifen 

(zu §§ 38 und 41 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Anlieger und Hinterlieger haben das nach öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften zulässige vorübergehende Lagern und das Einebnen 
des Aushubs und Mähguts auf ihrem Grundstück zu dulden, soweit 
dadurch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträchtigt wird. 

§ 84 Besondere Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung, 
Gewässerrandstreifen 

(zu §§ 38 und 41 des Wasserhaushaltsgesetzes). 

(1) Die Anlieger und Hinterlieger haben das nach öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften zulässige vorübergehende Lagern und das Einebnen 
des Aushubs und Mähguts auf ihrem Grundstück zu dulden, soweit 
dadurch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträchtigt wird. 

§ 84 Besondere Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung 
(zu § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

 

(1) Die Anlieger und Hinterlieger haben im Zuge der Gewässerunterhal-
tung das nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässige vorüber-
gehende Lagern und das Einebnen des Aushubs und Mähguts auf 
ihrem Grundstück zu dulden, soweit dadurch die bisherige Nutzung 
nicht dauernd beeinträchtigt wird. und in der Breite des Gewässer-
randstreifens nach § 38 Absatz 3 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz die 
Nutzung danach auszurichten. 

(2) 1Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung kann den örtlichen Verhältnissen entsprechend die Breite von 
Gewässerrandstreifen sowie das Verhalten im Gewässerrandstreifen 

Absatz 2 wird aufgehoben Absatz 2 unverändert zum GE LReg (= aufgehoben) 
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für Gewässer oder Gewässerabschnitte durch Rechtsverordnung re-
geln, soweit es die Bewirtschaftungsziele erfordern, das Maßnah-
menprogramm entsprechende Anforderungen enthält oder es zur 
Vermeidung oder Verminderung von Schadstoffeinträgen erforder-
lich ist. 2Werden durch eine Bestimmung der Rechtsverordnung er-
höhte Anforderungen gesetzt, die die ordnungsgemäße landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche oder gartenbauliche Nutzung eines 
Grundstücks einschränken, gelten § 52 Absatz 5 des Wasserhaus-
haltsgesetzes und § 16 Satz 1 bis 6 entsprechend. 3Begünstigter ist 
das Land. 

§ 85 Ersatz von Mehrkosten 

(1) 1Erhöhen sich die Kosten der Unterhaltung, insbesondere weil ein 
Grundstück in seinem Bestand besonders gesichert werden muss 
oder weil eine Anlage im oder am Gewässer oder Einleitungen die 
Unterhaltung erschweren, so hat der Eigentümer des Grundstücks 
oder der Anlage oder der Verursacher die Mehrkosten zu ersetzen. 
2Der Unterhaltungspflichtige kann statt der tatsächlichen Mehrkos-
ten jährlich Leistungen entsprechend den durchschnittlichen Mehr-
kosten, die durch Erschwernisse gleicher Art verursacht werden, 
verlangen. 3Eine annähernde Ermittlung der Mehrkosten genügt. 

(2) Soweit Arbeiten erforderlich sind, um Schäden an Grundstückssiche-
rungen zu beseitigen oder möglichen Schäden vorzubeugen, die 
durch die Schifffahrt oder in der Folge von Ausbaumaßnahmen ent-
standen sind, kann vom Eigentümer des Grundstücks oder der Anla-
ge kein Ersatz der Mehrkosten verlangt werden. 

§ 85 Ersatz von Mehrkosten 

(1) 1Erhöhen sich die Kosten der Unterhaltung, insbesondere weil ein 
Grundstück in seinem Bestand besonders gesichert werden muss 
oder weil eine Anlage im oder am Gewässer oder Einleitungen die 
Unterhaltung erschweren durch besondere, die Unterhaltung er-
schwerende Umstände (Erschwerung), so hat der Verursacher oder 
der Eigentümer des Grundstücks oder der Anlage dem Gewässerun-
terhaltungspflichtigen die Mehrkosten zu ersetzen. 
2Erschwerungen sind insbesondere 

1. Einleitungen in Gewässer und Einträge von Stoffen durch Gewäs-
serbenutzungen, die zusätzliche Kontrollen, zusätzliches Krauten 
und Mähen oder die Entnahme von eingespültem Material erfor-
dern, 

2. Anlagen in, an, unter oder über Gewässern, insbesondere Quer-
bauwerke, Durchlässe und Verrohrungen, Zäune, Stege und Ge-
bäude, die den Unterhaltungsaufwand erhöhen, 

3. Nutzungen im Uferbereich, die den Unterhaltungsaufwand erhö-
hen, 

4. Grundstücke, die in ihrem Bestand besonders gesichert werden 
müssen. 

3Der Unterhaltungspflichtige kann statt der tatsächlichen Mehrkos-
ten jährliche Leistungen entsprechend den durchschnittlichen 
Mehrkosten, die durch Erschwernisse gleicher Art verursacht wer-
den, verlangen. 4Eine annähernde Ermittlung der Mehrkosten ge-
nügt. 5Von einer Erhebung kann nur dann abgesehen werden, 
wenn der Aufwand für die Ermittlung oder die Erhebung der 
Mehrkosten außer Verhältnis zu den geltend gemachten Mehrkos-
ten steht. 

(2) 6Soweit Arbeiten erforderlich sind, um Schäden an Grundstückssi-
cherungen zu beseitigen oder möglichen Schäden vorzubeugen, die 

§ 85 Ersatz von Mehrkosten 

(1) Die Kosten der Unterhaltung umfassen im Regelfall nicht besonde-
re Erschwernisse. 

(2) Die GUV können Erschwernisgruppen, die über die regelhafte 
Berücksichtigung im Rahmen der Beitragsbemessung hinausgehen, 
im Rahmen der Satzung festzulegen. 

(3) Der Gewässerunterhaltungspflichtige kann von der regelhaften 
Erhebung absehen, wenn der Aufwand für die Ermittlung oder die 
Erhebung der Mehrkosten außer Verhältnis zu den geltend gemach-
ten Mehrkosten steht. 

(4) Soweit Arbeiten erforderlich sind, um Schäden an Grundstückssiche-
rungen zu beseitigen oder möglichen Schäden vorzubeugen, die 
durch die Schifffahrt oder in der Folge von Ausbaumaßnahmen ent-
standen sind, kann vom Eigentümer des Grundstücks oder der Anla-
ge kein Ersatz der Mehrkosten verlangt werden. 

(5) 1Die Erhebung der Mehrkosten erfolgt durch Bescheid. 2Hiergegen 
erhobene Rechtbehelfe haben keine aufschiebende Wirkung. 
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durch die Schifffahrt oder in der Folge von Ausbaumaßnahmen ent-
standen sind, kann vom Eigentümer des Grundstücks oder der Anla-
ge kein Ersatz der Mehrkosten verlangt werden. 

(2) 1Die Erhebung der Mehrkosten erfolgt durch Leistungsbescheid. 
2Hiergegen erhobene Rechtbehelfe haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

§ 86 Entscheidungen und Schlichtungsverfahren in Fragen der Gewäs-
serunterhaltung 

(zu §§ 41 und 42 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Wasserbehörde kann im Streitfall auf Antrag eines der Beteilig-
ten auch feststellen, wem die Pflicht zur Gewässerunterhaltung oder 
eine besondere Pflicht im Interesse der Gewässerunterhaltung ob-
liegt. 2Sie stellt den Umfang dieser Pflicht allgemein oder im Einzel-
fall fest. 

§ 86 Entscheidungen und Schlichtungsverfahren in Fragen der Gewäs-
serunterhaltung 

(zu §§ 41 und 42 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Wasserbehörde kann im Streitfall auf Antrag eines der Beteilig-
ten auch feststellen, wem die Pflicht zur Gewässerunterhaltung oder 
eine besondere Pflicht im Interesse der Gewässerunterhaltung ob-
liegt. 2Sie stellt den Umfang dieser Pflicht allgemein oder im Einzel-
fall fest. 

 

(2) Ist zwischen den Beteiligten umstritten, ob und in welchem Umfang 
Schadenersatz im Sinne des § 41 Absatz 4 des Wasserhaushaltsge-
setzes oder Kostenerstattung gemäß § 42 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 40 Absatz 3 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes zu leisten ist, 
kann jeder der Beteiligten die Wasserbehörde als Schlichtungsstelle 
anrufen, die nach Anhörung der Beteiligten einen schriftlichen Vor-
schlag unterbreitet. 

(2) Ist zwischen den Beteiligten umstritten, ob und in welchem Umfang 
Schadenersatz im Sinne des § 41 Absatz 4 des Wasserhaushaltsge-
setzes oder Kostenerstattung gemäß § 42 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 40 Absatz 3 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes zu leisten ist, 
kann jeder der Beteiligten die Wasserbehörde als Schlichtungsstelle 
anrufen, die nach Anhörung der Beteiligten einen schriftlichen Vor-
schlag unterbreitet. 

(2) Ist zwischen den Beteiligten umstritten, ob und in welchem Umfang 
Schadenersatz im Sinne des § 41 Absatz 4 des Wasserhaushaltsge-
setzes oder Kostenerstattung gemäß § 42 Absatz 2 in Verbindung 
mit § 40 Absatz 3 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes zu leisten ist 
oder in welchem Umfang die Sanierung, Erneuerung oder der 
Rückbau von Rohrleitungen gemäß § 83 Satz 2 zu erbringen ist o-
der Erschwernisaufwendungen gemäß § 85 zu tragen sind, kann je-
der der Beteiligten die Wasserbehörde als Schlichtungsstelle anru-
fen, die nach Anhörung der Beteiligten einen schriftlichen Vorschlag 
unterbreitet. 

 (3) 1Die Wasserbehörde kann auf Antrag oder von Amts wegen das 
Außerbetriebsetzen von Schöpfwerken und Stauanlagen im Sinne 
des § 78 Absatz 3 Satz 1 anordnen, wenn ein Weiterbetrieb zur Ab-
führung des Wassers oder zu einer den wasserwirtschaftlichen Be-
dürfnissen entsprechenden Rückhaltung von Wasser nicht mehr 
erforderlich ist. 2In der Anordnung kann die Wasserbehörde aus 
Gründen des Allgemeinwohls den Benutzer verpflichten, die Anla-
gen zu beseitigen und den früheren Zustand wiederherzustellen 
oder nachteiligen Folgen vorzubeugen. 

Übernahme neuer Absatz 3 GE LReg unklar 

Abschnitt 3 
Anlagen in, an, unter und über Gewässern 

§ 87 Genehmigung 
(zu§ 36 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Errichtung oder wesentliche Veränderung von Anlagen gemäß 

Abschnitt 3 
Anlagen in, an, unter und über Gewässern 

§ 87 Genehmigung 
(zu§ 36 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 

Abschnitt 3 
Anlagen in, an, unter und über Gewässern 

§ 87 Genehmigung 
(zu§ 36 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 
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§ 36 des Wasserhaushaltsgesetzes bedarf der Genehmigung der 
Wasserbehörde. 2Anlagen in Gewässern sind Anlagen, die sich ganz 
oder teilweise in, unter oder über dem Gewässer befinden. 3Anlagen 
an Gewässern sind Anlagen, die sich bei Gewässern I. Ordnung in ei-
nem Abstand bis zu zehn Metern und bei Gewässern II. Ordnung in 
einem Abstand bis zu fünf Metern von der Böschungsoberkante o-
der, sofern eine solche nicht vorhanden ist, von der Uferlinie land-
einwärts befinden. 4Ausgenommen von der Genehmigungsbedürf-
tigkeit sind Fähren und Anlagen, die der erlaubnispflichtigen Benut-
zung, der Gewässerunterhaltung oder dem Ausbau des Gewässers 
dienen, einer anderen behördlichen Zulassung aufgrund des Was-
serhaushaltsgesetzes, dieses Gesetzes oder der Bauordnung bedür-
fen oder in einem bergrechtlichen Betriebsplan zugelassen werden. 
5Die Aufstellung und der Betrieb von Fischereigeräten und Hälter-
einrichtungen bedarf keiner Genehmigung, soweit dadurch das Ge-
wässer in seinen Nutzungsmöglichkeiten nicht beeinträchtigt oder 
der Wasserabfluss nicht nachteilig beeinflusst wird. 

(2) 1Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung sind die zur Beurtei-
lung der Maßnahme erforderlichen Pläne, Zeichnungen, Nachweise 
und Beschreibungen beizufügen. 2Gewässerflächen dürfen nur in 
Anspruch genommen werden, soweit dies unbedingt erforderlich 
ist. 

(2) 1Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung sind die zur Beurtei-
lung der Anlage erforderlichen erforderlichen Pläne, Zeichnungen, 
Nachweise und Beschreibungen Unterlagen beizufügen. 2Sind die 
Unterlagen zur Beurteilung der Anlage vollständig, holt die Was-
serbehörde unverzüglich die Stellungnahmen der Behörden und 
Stellen ein, deren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben berührt 
werden. 3Die beteiligten Behörden bereiten die konzentrierte Ent-
scheidung vor. 4Gewässerflächen dürfen nur in Anspruch genom-
men werden, soweit dies unbedingt erforderlich ist. 

(2) 1Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung sind die zur Beurtei-
lung der Anlage erforderlichen Unterlagen beizufügen. 2Sind die Un-
terlagen zur Beurteilung der Anlage vollständig, holt die Wasserbe-
hörde unverzüglich die Stellungnahmen der Behörden und Stellen 
ein, deren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben berührt werden. 
3Die Stellungnahmen sind innerhalb eines Monats abzugeben. 4Die 
beteiligten Behörden bereiten die konzentrierte Entscheidung vor. 
Gewässerflächen dürfen nur in Anspruch genommen werden, so-
weit dies unbedingt erforderlich ist. 

(3) 1Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn dem beabsichtig-
ten Vorhaben nach Absatz 1 keine öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten entgegenstehen und das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt wird. 2Die Genehmigung schließt alle weiteren für das Vor-
haben nach Landesrecht und nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
erforderlichen öffentlich-rechtlichen Zulassungen ein. 

(3) 1Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn dem beabsichtig-
ten Vorhaben nach Absatz 1 keine öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten entgegenstehen und das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt wird ist zu versagen, wenn die Anlage nicht den Anforde-
rungen des § 36 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes entspricht 
oder das Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt wird. 2Die Geneh-
migung schließt alle weiteren für das Vorhaben nach Landesrecht 
und nach dem Bundesnaturschutzgesetz erforderlichen öffentlich-
rechtlichen Zulassungen ein. 3Die beteiligten Behörden bereiten die 
konzentrierte Entscheidung vor. 

(3) 1Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Anlage nicht den An-
forderungen des § 36 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ent-
spricht oder das Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt wird. 2Die 
Genehmigung darf ferner nur erteilt werden, wenn mit nachteili-
gen Folgen für die Fischereiausübungsberechtigten durch das be-
absichtigte Vorhaben nicht zu rechnen ist. 3Die Genehmigung kann 
erteilt werden, wenn den berechtigten Interessen des Fischerei-
ausübungsberechtigten im Zuge der Genehmigung angemessen 
Rechnung getragen und das beabsichtigte Vorhaben dadurch nicht 
unverhältnismäßig erschwert wird. 4Erfordern Gründe des Wohls 
der Allgemeinheit unbeschadet der berechtigten Interessen des Fi-
schereiausübungsberechtigten die Erteilung der Genehmigung, ist 
der Betroffene zu entschädigen. 5Die Genehmigung schließt alle 
weiteren für das Vorhaben nach Landesrecht und nach dem Bun-
desnaturschutzgesetz erforderlichen öffentlich-rechtlichen Zulas-
sungen ein. 6Die beteiligten Behörden bereiten die konzentrierte 
Entscheidung vor. 
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(4) 1Die Genehmigung ist zu befristen. 2Sie wird dem Nutzungsberech-
tigten der Anlage erteilt. 3Die Wasserbehörde ist über einen Wech-
sel des Nutzungsberechtigten unverzüglich zu unterrichten. 

(4) 1Die Genehmigung ist zu befristen widerruflich zu erteilen. 2§ 13 
Absätze 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes finden entspre-
chende Anwendung. 3Die Genehmigung wird dem Nutzungsberech-
tigten der Anlage erteilt. 4Die Wasserbehörde ist über einen Wech-
sel des Nutzungsberechtigten unverzüglich zu unterrichten. 

Absatz 4 unverändert zum GE LReg 

(5) Ist eine Genehmigung ganz oder teilweise erloschen, so hat der 
bisherige Genehmigungsinhaber die Anlage auf seine Kosten zu be-
seitigen und den früheren Zustand wiederherzustellen, es sei denn , 
die Wasserbehörde bestimmt etwas anderes, um die nachteiligen 
Folgen des Erlöschens der Genehmigung zu verhüten. 

Absatz 5 unverändert Absatz 5 unverändert 

(6) 1Die Wasserbehörde kann die Beseitigung von nicht genehmigten 
Anlagen anordnen. 2Sie soll die Beseitigung anordnen, wenn 
dadurch renaturierte Uferstrecken geschaffen werden können. 3Sind 
die Eigentümer dieser Anlagen nicht zu ermitteln, so kann die Was-
serbehörde die Beseitigung veranlassen. 

Absatz 6 unverändert Absatz 6 unverändert 

Kapitel 8 
Gewässerausbau und Talsperren 

Abschnitt 1 
Gewässerausbau 

§ 88 (weggefallen) 

unverändert unverändert 

§ 89 Grundsätze 
(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Ausbaumaßnahmen müssen den im Maßnahmenprogramm, Bewirt-
schaftungsplan und Risikomanagementplan nach § 99 an den Ge-
wässerausbau gestellten Anforderungen entsprechen. 

§ 89 Grundsätze 
(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert 

§ 89 Grundsätze 
(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) Das Wasserwirtschaftsamt hat ein Gewässer auszubauen, soweit der 
Ausbau zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele, zur Umsetzung 
des Maßnahmenprogramms oder des Risikomanagementplans er-
forderlich ist. 

(2) 1Das Wasserwirtschaftsamt hat ein Gewässer auszubauen, soweit 
der Ausbau zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele, zur Umset-
zung des Maßnahmenprogramms oder des Risikomanagementplans 
erforderlich ist. 2Die Ausbaulast ist eine öffentlich-rechtliche Ver-
pflichtung; sie begründet keinen Rechtsanspruch Dritter gegen den 
Träger der Ausbaulast. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

§ 90 Besondere Pflichten im Interesse des Gewässerausbaus 

(1) Soweit es zur Vorbereitung oder Durchführung des Gewässeraus-
baus erforderlich ist, haben die Anlieger und Hinterlieger nach vor-
heriger Ankündigung auf Anordnung der Wasserbehörde zu dulden, 
dass der Unternehmer des Gewässerausbaus oder dessen Beauf-

unverändert unverändert 
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tragte die Grundstücke betreten und vorübergehend benutzen dür-
fen. 

(2) 1Erleiden die Anlieger und Hinterlieger durch Maßnahmen nach 
Absatz 1 Schäden, so haben sie Anspruch auf Entschädigung. 2§ 86 
Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 91 Vorteilsausgleich 
1Baut eine öffentlich-rechtliche Körperschaft ein Gewässer aus und 
erhalten Eigentümer von Grundstücken und Anlagen dadurch einen 
nicht nur unerheblichen Vorteil, können sie nach dem Maß ihres Vor-
teils zu den Aufwendungen herangezogen werden. 2Im Streitfall setzt 
die Wasserbehörde den Beitrag nach Anhörung der Beteiligten fest. 

unverändert unverändert 

§ 92 Zuständigkeiten und Fristen 
(zu § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Entsteht durch die Gewinnung von Bodenschätzen ein Gewässer 
oder wird ein Gewässer verändert, erfolgt die Zulassung des Gewäs-
serausbaus bei den der Bergaufsicht unterstehenden Betrieben ab-
weichend von § 126 durch das Landesamt für Bergbau, Geologie 
und Rohstoffe. 2Dieses entscheidet im Einvernehmen mit der sonst 
für den Gewässerausbau zuständigen Wasserbehörde. 1Bei bauli-
chen Anlagen, für die eine Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörde 
nicht gegeben ist, haben die zuständigen Behörden auch die Einhal-
tung der baurechtlichen Vorschriften zu prüfen. 

(2) 1Für Beginn und Vollendung des Gewässerausbaus ist eine Frist zu 
setzen. 2Jede Frist kann auf schriftlichen Antrag um höchstens zwei 
Jahre verlängert werden. 3Wird mit der Durchführung des Gewäs-
serausbaus nicht innerhalb der Frist begonnen, so bedarf es zur 
Durchführung des Vorhabens eines neuen Verfahrens. 4Wird die 
Frist für die Vollendung nicht eingehalten, kann die zuständige Be-
hörde den Plan aufheben oder die Plangenehmigung widerrufen 
und die Wiederherstellung des früheren Zustandes vom Ausbauun-
ternehmer verlangen. 

unverändert unverändert 

Abschnitt 2 
Talsperren 

§ 93 (weggefallen) 

unverändert unverändert 

§ 94 Bau und Betrieb von Talsperren 

(1) 1Sofern bei Anlagen zum Anstauen und Speichern von Wasser oder 
schlammigen Stoffen außerhalb eines Gewässers oder Talsperren 

unverändert unverändert 
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die Höhe des Absperrbauwerkes von der Sohle des Gewässers un-
terhalb des Absperrbauwerkes oder vom tiefsten Geländepunkt im 
Speicher bis zur Krone mehr als fünf Meter beträgt oder das Spei-
cherbecken bis zur Krone gefüllt mehr als 1000000 Kubikmeter um-
fasst, sind diese Anlagen mindestens nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zu errichten, zu unterhalten und zu betrei-
ben. 2Entsprechen vorhandene Anlagen nicht diesen Anforderun-
gen, hat sie der Betreiber innerhalb einer angemessenen Frist anzu-
passen. 

(2) Der Betreiber von Anlagen im Sinne des Absatzes 1 kann von der 
zuständigen Behörde verpflichtet werden, die Anlagen oder Teile 
von ihr auf Betriebssicherheit hin zu überprüfen oder auf seine Kos-
ten durch im Einvernehmen mit der Behörde beauftragte Gutachter 
überprüfen zu lassen. 

(3) Die §§ 50 und 51 gelten für Anlagen zum Anstauen und Speichern 
von Wasser oder schlammigen Stoffen außerhalb eines Gewässers 
sinngemäß, auch wenn bei diesen die in Absatz 1 Satz 1 festgelegten 
Werte für die Höhe oder das Volumen nicht erreicht werden. 

Kapitel 9 
Sicherung des Hochwasserschutzes und der 

dazu erforderlichen Anlagen 
Abschnitt 1 

Grundsätze, Hochwasserschutzanlagen, Hochwasserrisikomanagement 

§ 95 Grundsätze 
1Der Hochwasserschutz dient dem Wohl der Allgemeinheit. 2Er ist eine 
öffentlich-rechtliche Aufgabe. 

unverändert unverändert 

§ 96 Errichtung und Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen 

(1) Hochwasserschutzanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Anlagen, 
die dem Hochwasserschutz dienen, insbesondere Deiche einschließ-
lich der zugehörigen wasserbaulichen Anlagen, der beidseitigen fünf 
Meter breiten Deichschutzstreifen und der Gräben, die der Abfüh-
rung von Drängewasser zum Zwecke der Standsicherheit von Dei-
chen oder der ordnungsgemäßen Unterhaltung und Beobachtung 
im Hochwasserfall dienen. 

§ 96 Errichtung und Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen 

(1) Hochwasserschutzanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Anlagen, 
die dem Hochwasserschutz Schutz gegen Hochwasser von oberirdi-
schen Gewässern dienen, insbesondere Deiche einschließlich der 
zugehörigen wasserbaulichen Anlagen, der beidseitigen fünf Meter 
breiten Deichschutzstreifen und der Gräben, die der Abführung von 
Drängewasser zum Zwecke der Standsicherheit von Deichen oder 
der ordnungsgemäßen Unterhaltung und Beobachtung im Hochwas-
serfall dienen. 

§ 96 Errichtung und Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) 1Die Errichtung oder wesentliche Umgestaltung von Hochwasser-
schutzanlagen hat den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
entsprechen, soweit durch die oberste Wasserbehörde nicht etwas 

Absätze 2 bis 4 unverändert Absätze 2 bis 4 unverändert 
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anderes bestimmt wird. 2Die §§ 91 und 92 gelten sinngemäß. 

(3) 1Soweit es zur Vorbereitung oder Durchführung der Errichtung oder 
Umgestaltung von Hochwasserschutzanlagen erforderlich ist, haben 
die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken nach 
vorheriger Ankündigung auf Anordnung der Wasserbehörde zu dul-
den, dass der Unternehmer oder dessen Beauftragte die Grundstü-
cke betreten oder vorübergehend benutzen können. 2§ 90 Absatz 2 
gilt sinngemäß. 

(4) 1Ist eine Hochwasserschutzanlage von einem anderen als dem 
Unterhaltungspflichtigen beschädigt oder zerstört worden, kann die 
Wasserbehörde die Wiederherstellung anordnen. 2§ 40 Absatz 3 des 
Wasserhaushaltsgesetzes und § 86 Absatz 2 gelten sinngemäß. 

§ 97 Unterhaltung der Hochwasserschutzanlagen 

(1) 1Hochwasserschutzanlagen sind so zu erhalten, dass die vollständige 
Funktionsfähigkeit jederzeit gewährleistet wird. 2Auf Deichen und 
den beidseitigen Deichschutzstreifen ist insbesondere der Aufwuchs 
von Bäumen und Sträuchern und die Entstehung von Magerrasen zu 
unterbinden sowie eine erosionssichere und geschlossene Grasnar-
be zu erhalten. 3Die Pflege der Grasnarbe von Deichen und der 
Deichschutzstreifen hat durch Schafbeweidung zu erfolgen, soweit 
es möglich, zweckmäßig und wirtschaftlich sinnvoll ist. 

§ 97 Unterhaltung der Hochwasserschutzanlagen 

Absatz 1 unverändert 

§ 97 Unterhaltung der Hochwasserschutzanlagen 

Absatz 1 unverändert 

(2) 1Soweit es zur ordnungsgemäßen Unterhaltung einer Hochwasser-
schutzanlage erforderlich ist, haben die Eigentümer und Nutzungs-
berechtigten von Grundstücken nach vorheriger Ankündigung zu 
dulden, dass der Unterhaltungspflichtige oder dessen Beauftragte 
die Grundstücke betreten und vorübergehend benutzen. 2Rasen und 
Bodenbestandteile können aus Grundstücken entnommen werden, 
wenn diese anderweitig nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu 
beschaffen sind oder die Gefahrenabwehr es erfordert. 3§ 90 Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) 1Soweit es zur ordnungsgemäßen Unterhaltung einer Hochwasser-
schutzanlage erforderlich ist, haben die Eigentümer und Nutzungs-
berechtigten von Grundstücken nach vorheriger Ankündigung zu 
dulden, dass der Unterhaltungspflichtige oder dessen Beauftragte 
die Grundstücke betreten und vorübergehend benutzen Unterhal-
tungsmaßnahmen durchführen. 2Rasen und Bodenbestandteile 
können aus Grundstücken entnommen werden, wenn diese ander-
weitig nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beschaffen sind 
oder die Gefahrenabwehr es erfordert. 3§ 90 Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

 (3) 1Die Durchführung der Unterhaltung von Hochwasserschutzanla-
gen, die dem Schutz der Allgemeinheit dienen, obliegt den Gewäs-
serunterhaltungsverbänden nach Vorgabe durch das Wasserwirt-
schaftsamt. 2Die notwendigen Kosten für diese Maßnahmen trägt 
das Land. 3Das Wasserwirtschaftsamt führt ein Verzeichnis dieser 
Anlagen. 4Andere Hochwasserschutzanlagen werden von demjeni-
gen unterhalten, der sie errichtet hat oder der zum Betrieb berech-
tigt ist. 

(3) 1Die Unterhaltung von Hochwasserschutzanlagen und anderer 
wasserbaulicher Anlagen, die dem Schutz der Allgemeinheit die-
nen, einschließlich der Vorländer in den Überschwemmungsgebie-
ten gemäß § 100 Absatz 2 Satz 1, soweit keine verträgliche Nut-
zung im Sinne des § 102 Absatz 2 erfolgt oder sich die Flächen im 
Eigentum des Landes befinden, obliegt den Gewässerunterhal-
tungsverbänden nach Vorgabe durch das Wasserwirtschaftsamt. 
2Die notwendigen Kosten für diese Maßnahme trägt das Land. 3Das 
Wasserwirtschaftsamt führt ein Verzeichnis dieser Anlagen. 4Andere 
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Hoch-wasserschutzanlagen werden von demjenigen unterhalten, 
der sie errichtet hat oder der zum Betrieb berechtigt ist. 

§ 98 Unzulässige Handlungen 

(1) 1Jede Nutzung von Hochwasserschutzanlagen, die deren Funktions-
fähigkeit beeinträchtigen kann, ist unzulässig. 2Auf, in und unter 
Deichen einschließlich der beidseitigen, fünf Meter breiten Deich-
schutzstreifen sind insbesondere 

1. das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, 

2. die Entfernung der Grasnarbe, 

3. das Errichten und Aufstellen von Anlagen, 

4. die Tierhaltung , 

5. das Weiden und Treiben von Vieh, außer Schafhutung, 

6. das Lagern von Stoffen und Gegenständen, das Parken von Kraft-
fahrzeugen, 

7. das motorangetriebene Fahren, das Fahren mit Pferdefuhrwerken, 
das Reiten, 

8. das Verlegen von Rohren, Kabeln und Leitungen, 

9. das Anlegen von Abgrabungen und Eintiefungen 

untersagt. 

§ 98 Unzulässige Handlungen 

(1) 1Jede Nutzung von Hochwasserschutzanlagen, die deren Funktions-
fähigkeit beeinträchtigen kann, ist unzulässig. 2Auf, in und unter 
Deichen einschließlich der beidseitigen, fünf Meter breiten Deich-
schutzstreifen sind insbesondere 

1. das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, 

2. die Entfernung der Grasnarbe, 

3. das Errichten und Aufstellen von Anlagen, 

4. die Tierhaltung , 

5. das Weiden und Treiben von Vieh, außer Schafhutung, 

6. das Lagern von Stoffen und Gegenständen, das Parken von Kraft-
fahrzeugen, 

7. das motorangetriebene Fahren, mit Ausnahme von Fahrrädern 
mit elektrischer Fahrhilfe, das Fahren mit Pferdefuhrwerken, das 
Reiten, 

8. das Verlegen von Rohren, Kabeln und Leitungen, 

9. das Anlegen von Abgrabungen und Eintiefungen 

untersagt. 

§ 98 Unzulässige Handlungen 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der an die Hochwasser-
schutzanlagen angrenzenden Grundstücke haben auf ihren Grund-
stücken alles zu unterlassen, was die Unterhaltung oder die Sicher-
heit der Hochwasserschutzanlage beeinträchtigen kann. 

(3) Die Wasserbehörde kann nach Zustimmung des gemäß § 126 Ab-
satz 3 Nummer 3 Unterhaltungspflichtigen Ausnahmen von den 
Verboten des Absatzes 1 zulassen, soweit der Hochwasserschutz 
nicht beeinträchtigt wird. 

Absätze 2 und 3 unverändert Absätze 2 und 3 unverändert 

 (4) Die Verbote nach Absatz 1 gelten nicht für Maßnahmen, die der 
Unterhaltung oder Verteidigung von Hochwasserschutzanlagen 
dienen. 

Absatz 4 unverändert zum GE LReg 
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§ 99 Hochwasserrisikomanagement, Risikogebiete 
(zu §§ 73 bis 75 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Bestimmung der Risikogebiete, die Erstellung der Gefahrenkar-
ten, Risikokarten und Risikomanagementpläne sowie die Koordinie-
rung erfolgen nach Maßgabe der §§ 74, 75 des Wasserhaushaltsge-
setzes und der nachfolgenden Vorschriften. 2Risikogebiete nach 
Satz 1 sind die Gebiete innerhalb der Anschlaglinie eines Extremer-
eignisses, welches der ausgespiegelten überschwemmten Fläche für 
ein Hochwasserereignis mit einem Wiederkehrintervall von 
200 Jahren ohne Berücksichtigung von Hochwasserschutzanlagen 
entspricht. 

§ 99 Hochwasserrisikomanagement, Risikogebiete 
(zu §§ 73 bis 75 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Bestimmung der Risikogebiete, die Erstellung der Gefahrenkar-
ten, Risikokarten und Risikomanagementpläne sowie die Koordinie-
rung erfolgen nach Maßgabe der §§ 73, 74, und 75 des Wasser-
haushaltsgesetzes und der nachfolgenden Vorschriften. 
2Risikogebiete nach Satz 1 sind die Gebiete innerhalb der Anschlag-
linie eines Extremereignisses, welches der ausgespiegelten über-
schwemmten Fläche für ein Hochwasserereignis mit einem Wieder-
kehrintervall von 200 Jahren ohne Berücksichtigung von Hochwas-
serschutzanlagen entspricht. 

§ 99 Hochwasserrisikomanagement, Risikogebiete 
(zu §§ 73 bis 75 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) Die Risikomanagementpläne sind vom Wasserwirtschaftsamt, von 
den Wasserbehörden und den anderen Fachbehörden bei ihren Pla-
nungen, Entscheidungen und Maßnahmen zu beachten. 

(2) Die Risikomanagementpläne sind vom Wasserwirtschaftsamt, von 
den Wasserbehörden und den anderen Fachbehörden Behörden 
bei ihren Planungen, Entscheidungen und Maßnahmen zu beachten. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

(3) Das für Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass Ge-
bote des § 101 auch für Risikogebiete gelten, soweit dies in einzel-
nen Risikogebieten erforderlich ist. 

unverändert unverändert 

(4) Für Rückhalteflächen in Risikogebieten nach Absatz 1, die nicht in 
festgesetzten Überschwemmungsgebieten liegen, gilt § 77 des Was-
serhaushaltsgesetzes entsprechend. 

Absatz 4 wird aufgehoben Absatz 4 unverändert zum GE LReg (= aufgehoben) 

§ 99a Kooperation und Information in den Flussgebietseinheiten 
(zu §§ 79 und 80 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, durch Verwaltungsab-
kommen Einzelheiten der Koordinierung und Zusammenarbeit nach 
§ 80 des Wasserhaushaltsgesetzes zu regeln. 

(2) 1Die Veröffentlichung der Bewertung, der Gefahren- und Risikokar-
ten und der Risikomanagementpläne erfolgt durch Hinweis im 
Amtsblatt für Brandenburg auf die Internetseite, unter der die Be-
wertung, Karten und Pläne einsehbar sind. 2Die unteren Wasserbe-
hörden haben jedem kostenlos Einsicht in die Pläne zu gewähren. 

unverändert unverändert 
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Abschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete 

§ 100 Ausweisung von Gewässern und Festsetzung von Überschwem-
mungsgebieten 

(zu § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewässer und 
Gewässerabschnitte zu bestimmen, an denen Überschwemmungs-
gebiete auszuweisen sind, und zwar 

1. innerhalb der Risikogebiete nach § 99 oder der nach § 73 Absatz 5 
Satz 2 Nummer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes zugeordneten Ge-
biete mindestens die Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis 
statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist, und 

2. die zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung beanspruchten 
Gebiete. 

(2) 1Als festgesetzte Überschwemmungsgebiete gelten Gebiete zwi-
schen oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern (Vor-
länder). 2Als Überschwemmungsgebiete werden die Hochwasser-
schutzräume von Talsperren und Rückhaltebecken, Flutungspolder 
sowie Gebiete an den nach Absatz 1 bestimmten Gewässern und 
Gewässerabschnitten, die bei einem hundertjährlichen Hochwas-
serereignis überschwemmt oder durchflossen werden, mit öffentli-
cher Bekanntmachung der Karten nach Absatz 3 festgesetzt. 

Abschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete 

§ 100 Ausweisung von Gewässern und 
Festsetzung von Überschwemmungsgebieten 

(zu § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Als festgesetzte Überschwemmungsgebiete gelten Gebiete zwi-
schen oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern (Vor-
länder). 2Gebiete an den nach Absatz 2 Satz 1 bestimmten Gewäs-
sern und Gewässerabschnitten, die bei einem hundertjährlichen 
Hochwasserereignis überschwemmt oder durchflossen werden, gel-
ten mit öffentlicher Bekanntmachung der Verbindlichkeit der Kar-
ten nach Absatz 3 als festgesetzte Überschwemmungsgebiete. 

(1) (2) 1Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesre-
gierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewässer und 
Gewässerabschnitte zu bestimmen, an denen Überschwemmungs-
gebiete auszuweisen sind. 2Überschwemmungsgebiete sind abwei-
chend von § 76 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Wasserhaushaltsge-
setzes auszuweisen 

1. innerhalb der Risikogebiete nach § 99 oder der nach § 73 Absatz 5 
Satz 2 Nummer 1 gemäß § 73 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset-
zes zugeordneten Gebiete mindestens die Gebiete, in denen ein 
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten 
ist, und in Verbindung mit § 99 Absatz 1 oder 

2. innerhalb der in den Gefahren- und Risikokarten nach § 74 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 4 des Wasserhaushaltsgeset-
zes dargestellten Gebiete, soweit für die Erstellung dieser Karten 
ein Beschluss gemäß § 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes gefasst wurde, für die Gebiete an den nach 
Satz 1 bestimmten Gewässern und Gewässerabschnitten, die bei 
einem hundertjährlichen Hochwasserereignis überschwemmt 
oder durchflossen werden. 

Abschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete 

§ 100 Festsetzung von Überschwemmungsgebieten 
(zu § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

 

unverändert zum GE LReg 

(3) 1Karten zu den Überschwemmungsgebieten nach Absatz 2 Satz 2 
werden innerhalb der Frist nach § 76 Absatz 2 Satz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes durch das für Wasserwirtschaft zuständige Mit-
glied der Landesregierung in der Weise öffentlich bekannt gemacht, 
dass im Amtsblatt für Brandenburg die Behörden bezeichnet wer-
den, bei denen beglaubigte Abschriften der Karten niedergelegt 
sind. 2Vor der Bekanntmachung sind Entwürfe der Karten während 
der Dauer eines Monats bei der Wasserbehörde und den betroffe-
nen Gemeinden auszulegen. 3Das für Wasserwirtschaft zuständige 
Mitglied der Landesregierung weist durch öffentliche Bekanntma-

(3) 1Karten zu den als festgesetzt geltenden Überschwemmungsgebie-
ten nach Absatz 2 Absatz 1 Satz 2 werden innerhalb der Frist nach 
§ 76 Absatz 2 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes durch das für 
Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung in der 
Weise öffentlich bekannt gemacht, dass im Amtsblatt für Branden-
burg die Behörden bezeichnet werden, bei denen beglaubigte Ab-
schriften der Karten niedergelegt sind für verbindlich erklärt. 2In 
der Bekanntmachung werden die Behörden bezeichnet, bei denen 
beglaubigte Abschriften der Karten niedergelegt sind. 3Vor der Be-
kanntmachung sind Entwürfe der Karten während der Dauer eines 
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chung auf die Auslegung und darauf hin, dass innerhalb von zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich bei der Wasser-
behörde zu den Entwürfen Stellung genommen werden kann. 4Die 
Karten sind anzupassen, wenn sich die Grundlagen für das Bemes-
sungshochwasser in einem Überschwemmungsgebiet wesentlich 
geändert haben. 

Monats bei der den örtlich zuständigen Wasserbehörden und den 
betroffenen Gemeinden Ämtern und amtsfreien Gemeinden auszu-
legen. 3Das für Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesre-
gierung weist durch öffentliche Bekanntmachung auf die Auslegung 
und darauf hin, dass innerhalb von zwei Wochen bis zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich bei der obersten Wasser-
behörde zu den Entwürfen Stellung genommen werden kann. Die 
Karten sind anzupassen, wenn sich die Grundlagen für das Bemes-
sungshochwasser in einem Überschwemmungsgebiet wesentlich 
geändert haben. 

(4) 1Für die Rechtsverordnung nach Absatz 2 und die Karten nach 
Absatz 3 gilt § 76 Absatz 2 Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes 
entsprechend. 2Über die Aufhebung von Festsetzungen von Über-
schwemmungsgebieten nach Absatz 1 Satz 2 informiert das für 
Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung durch 
öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg. 

(5) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die zur Hochwasser-
entlastung und Rückhaltung beanspruchten Gebiete als Über-
schwemmungsgebiete festzusetzen. 

(4) Soweit Überschwemmungsgebiete nach Absatz 2 festgesetzt sind, 
treten die nach § 150 fortgeltenden Festlegungen von Hochwasser-
gebieten außer Kraft. 

(4) (6) Soweit Überschwemmungsgebiete nach Absatz 2 Absatz 1 oder 
Absatz 5 festgesetzt sind, treten die nach § 150 fortgeltenden Fest-
legungen von Hochwassergebieten außer Kraft. 

(7) Auf Gebiete nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 findet § 76 Absatz 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes Anwendung. 

 

§ 100a (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 100b (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 101 Anforderungen in Überschwemmungsgebieten 
(zu § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1In Überschwemmungsgebieten sind Anlagen so zu errichten und zu 
betreiben, dass keine Gefahr der Verunreinigung von abfließendem 
Hochwasser besteht. 2Anlagen zur öffentlichen Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung und sonstige bauliche Anlagen sind gegen Auftrieb 
zu sichern. 3Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Lan-
desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung weitere Maß-
nahmen zu bestimmen und Vorschriften zu erlassen, soweit dies in 
einzelnen Überschwemmungsgebieten gemäß § 78 Absatz 5 Satz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes erforderlich ist. 4Ausgleichspflichtig gemäß 

unverändert unverändert 
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§ 78 Absatz 5 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes ist das Land. 

§ 102 Vorländer 

(1) 1Soweit es zur Wiederherstellung eines ausreichenden Hochwasser-
abflussprofils erforderlich ist, obliegt dem gemäß § 126 Absatz 3 Zu-
ständigen in Vorländern nach § 100 Absatz 2 die Beseitigung von 
Vorlandaufhöhungen. 2Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten 
haben die Maßnahmen zu dulden. 

(2) 1Durch die Nutzung der Vorländer dürfen Belange des Hochwasser-
schutzes, insbesondere der schadlose Hochwasserabfluss, nicht be-
einträchtigt werden. 2Die zuständige Wasserbehörde kann gegen-
über dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten anordnen, dass 

1. Gegenstände und Bewuchs, die den Wasserabfluss hindern kön-
nen, zu beseitigen sind, 

2. Grundstücke so zu bewirtschaften sind, wie es zum schadlosen 
Abfluss des Hochwassers, insbesondere zur Vermeidung von Ab-
flusshindernissen und von Bodenabschwemmungen, erforderlich 
ist. 

unverändert unverändert 

Kapitel 10 
Gewässeraufsicht 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 103 Aufgaben der Wasserbehörden 
(zu § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gewässeraufsicht nach § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes 
obliegt den Wasserbehörden, soweit nicht im Einzelnen etwas ande-
res bestimmt ist. 

Kapitel 10 
Gewässeraufsicht 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 103 Aufgaben der Wasserbehörden 
(zu § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Gewässeraufsicht nach § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes 
obliegt den Wasserbehörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach 
§ 126 Absatz 1, soweit nicht im Einzelnen etwas anderes bestimmt ist. 
2Das gilt auch für die Anordnung und Durchsetzung von Maßnahmen 
gegenüber einem Gewässerunterhaltungsverband. 

Kapitel 10 
Gewässeraufsicht 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 103 Aufgaben der Wasserbehörden 
(zu § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 

(2) 1Die nach Absatz 1 zuständigen Behörden sind Sonderordnungsbe-
hörden. 2Sie haben im Rahmen ihrer Aufgaben zugleich die Befug-
nisse von Ordnungsbehörden nach dem Ordnungsbehördengesetz. 

Absatz 2 unverändert Absatz 2 unverändert 

§ 104 Informationsbeschaffung und -Übermittlung, Unterrichtungs-
pflichten 

(zu § 88 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Die Wasserbehörden sind berechtigt, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nach § 88 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes erforderlichen 
Aufzeichnungen und Auskünfte zu verlangen. 2Die Daten dürfen 

unverändert unverändert 
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über§ 88 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes hinaus auch Prüf-
stellen für Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
sowie den Bodenschutzbehörden übermittelt werden, soweit dies 
zu deren Aufgabenerfüllung notwendig ist. 3Die Übermittlung von 
Daten und Aufzeichnungen an Behörden anderer Länder und des 
Bundes sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen ist in dem zur 
Erfüllung bestehender Verpflichtungen gebotenen Umfang, insbe-
sondere zur Erfüllung der Koordinierungspflichten nach § 24 Ab-
satz 1 zulässig. 

(2) Gemeinden, Gemeindeverbände und andere juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sind auf Verlangen verpflichtet, dem Was-
serwirtschaftsamt ihnen bekannte wasserwirtschaftliche Daten zu 
übermitteln und für die Wasserwirtschaft bedeutsame Tatsachen 
mitzuteilen. 

§ 105 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 106 Bauabnahme 

(1) 1Baumaßnahmen, für die eine wasserrechtliche Zulassung erteilt ist, 
bedürfen der Bauabnahme durch die für die Zulassung zuständige 
Wasserbehörde. 2Beginn und Ende der Bauarbeiten sind der zustän-
digen Behörde vom Unternehmer anzuzeigen. 

§ 106 Bauabnahme 

Absatz 1 unverändert 

§ 106 Bauabnahme 

Absatz 1 unverändert 

(2) 1Über beanstandungsfreie Abnahmen wird eine Bescheinigung 
ausgestellt. 2Bei geringfügigen Mängeln kann der Abnahmeschein 
erteilt werden, wenn die Behebung der Mängel innerhalb angemes-
sener Frist gewährleistet erscheint. 3Vor der Erteilung des Abnah-
mescheins darf die Anlage nur mit Zustimmung der nach Absatz 1 
zuständigen Wasserbehörde in Betrieb genommen werden. 

(2) 1Über beanstandungsfreie Abnahmen wird eine Bescheinigung 
ausgestellt. 2Bei geringfügigen Mängeln kann der Abnahmeschein 
erteilt werden, wenn die Behebung der Mängel innerhalb angemes-
sener Frist gewährleistet erscheint. 3Vor der Erteilung des Abnah-
mescheins darf die Anlage nur mit Zustimmung der nach Absatz 1 
zuständigen Wasserbehörde in Betrieb genommen werden. 3Die 
Wasserbehörde kann geringfügige Abweichungen von der zugelas-
senen Ausführung ohne Änderung der wasserrechtlichen Zulas-
sung genehmigen. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

(3) Auf das Erfordernis der Bauabnahme soll bei Geringfügigkeit des 
Vorhabens in der wasserrechtlichen Zulassung verzichtet werden. 

Absatz 3 unverändert Absatz 3 unverändert 

§ 107 Kosten der Gewässeraufsicht 
1Werden Maßnahmen der Gewässeraufsicht dadurch verursacht, dass 
jemand unbefugt handelt oder Auflagen nicht erfüllt, sind ihm die 
Kosten dieser Maßnahmen aufzuerlegen. 2Zu diesen Kosten gehören 
insbesondere Kosten für die Ermittlung des Schadens und der Verant-
wortlichen. 3Mehrere Verantwortliche haften als Gesamtschuldner. 

unverändert unverändert 
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§ 108 Zugelassene Stellen für Abwasser-, Gewässer- und Wasserunter-
suchungen 

Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Voraussetzungen für die 
Zulassung als Untersuchungsstelle für die in diesem Gesetz genannten 
und die in der Rechtsverordnung zusätzlich bestimmten Fälle zu Abwas-
ser-, Gewässer- und Wasseruntersuchungen sowie die Durchführung 
des Zulassungsverfahrens zu regeln. 

unverändert unverändert 

§ 109 Ehrenamtliche Messnetzbeobachter 
1Die zuständige Wasserbehörde und das Wasserwirtschaftsamt können 
geeignete Personen ehrenamtlich damit beauftragen, den Zustand der 
Gewässer zu beobachten und zu überwachen (ehrenamtliche Mess-
netzbeobachter). 2Sie unterstehen der Aufsicht der Behörde, die sie 
bestellt hat. 3Sie müssen bei ihrer Tätigkeit den Ausweis über ihre 
Bestellung mit sich führen und auf Verlangen vorzeigen. 4Für ihre 
Tätigkeit erhalten die Messnetzbeobachter eine angemessene Auf-
wandsentschädigung und eine Fahrtkostenpauschale. 

unverändert unverändert 

Abschnitt 2 
Besondere Vorschriften 

§ 110 Überwachung von Abwassereinleitungen 
1Einleitungen von gewerblichem Abwasser sowie häuslichem Abwasser 
von im Jahresdurchschnitt mehr als 8 Kubikmeter je Tag sind in der 
Weise zu überwachen, dass Proben zu entnehmen und zu untersuchen 
sind. 2Ausgenommen sind Einleitungen von Abwasser, das keiner Be-
handlung bedarf und Abwassereinleitungen, von denen keine erhebli-
che Beeinträchtigung des Wasserhaushalts zu erwarten ist. 3Die zur 
Überwachung erforderlichen Probeentnahmen und Untersuchungen 
werden von der für die Zulassung der Einleitung zuständigen Wasser-
behörde oder in den von der obersten Wasserbehörde festgelegten 
Fällen von Untersuchungsstellen durchgeführt, die im Auftrag der 
Wasserbehörden tätig werden. 4Im einzelnen Fall dürfen keine Unter-
suchungsstellen beauftragt werden, die für den Abwassereinleiter auf 
wasserwirtschaftlichem Gebiet gegen Entgelt bereits in anderer Weise, 
insbesondere als Gutachter oder im Rahmen der Selbstüberwachung 
tätig sind. 

unverändert unverändert 

§ 111 Gewässerschau 

(1) 1Oberirdische Gewässer sind, soweit es zur Überwachung der ord-
nungsgemäßen Gewässerunterhaltung und Nutzung geboten ist, 

unverändert unverändert 
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durch die Wasserbehörde zu schauen. 2Dabei ist festzustellen, ob 
das Gewässer ordnungsgemäß unterhalten ist. 

(2) 1Den zur Gewässerunterhaltung Verpflichteten, den Eigentümern 
und Anliegern des Gewässers, den zur Benutzung des Gewässers Be-
rechtigten, dem Landesamt für Umwelt, der Katastrophenschutzbe-
hörde, den Fischereiausübungsberechtigten, der unteren Fische-
reibehörde, der unteren Naturschutzbehörde und bei schiffbaren 
Gewässern der zuständigen Verkehrsbehörde ist Gelegenheit zur 
Teilnahme und zur Äußerung zu geben. 2Die Schautermine sind zwei 
Wochen vorher ortsüblich bekannt zu machen. 

§ 112 Deichschau 
1Die Bestimmungen des § 111 sind auf Deiche sinngemäß anzuwenden. 
2Den zur Deichunterhaltung Verpflichteten und den Eigentümern der 
Deiche ist Gelegenheit zur Teilnahme und zur Äußerung zu geben. 

unverändert unverändert 

§ 113 Wassergefahr 

(1) 1Werden zur Abwendung einer durch Hochwasser, Eisgang oder 
andere Ereignisse bedingten gegenwärtigen Wassergefahr augen-
blickliche Vorkehrungen notwendig, so sind alle benachbarten Ge-
meinden, auch wenn sie nicht bedroht sind, verpflichtet, die erfor-
derliche Hilfe zu leisten. 2Die Wasserbehörde kann von den ver-
pflichteten Gemeinden auf deren Kosten zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Wassergefahr auch die Einrichtung eines Wachdienstes 
verlangen. 

(2) 1Ist ein Deich bei Hochwasser gefährdet, so haben alle Einwohner 
der bedrohten und, falls erforderlich, der benachbarten Gebiete auf 
Anordnung der Wasserbehörde zu den Schutzarbeiten Hilfe zu leis-
ten und die erforderlichen Arbeitsgeräte, Beförderungsmittel und 
Baustoffe zur Verfügung zu stellen. 2Den in Anspruch genommenen 
Einwohnern ist auf Verlangen nach Maßgabe der §§ 96 bis 98 des 
Wasserhaushaltsgesetzes Entschädigung zu gewähren. 
3Entschädigungspflichtig ist der Unterhaltungspflichtige (§ 126 Ab-
satz 3 Satz 3 Nummer 3). 

§ 113 Wassergefahr 

unverändert 

§ 113 Wassergefahr 

(1) 1Werden zur Abwendung einer durch Hochwasser, Eisgang oder 
andere Ereignisse bedingten gegenwärtigen Wassergefahr augen-
blickliche Vorkehrungen notwendig, so sind alle benachbarten Ge-
meinden, auch wenn sie nicht bedroht sind, verpflichtet, die erfor-
derliche Hilfe zu leisten. 2Die Wasserbehörde kann von den ver-
pflichteten Gemeinden auf deren Kosten zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Wassergefahr auch die Einrichtung eines Wachdienstes 
verlangen. 

(2) 1Ist ein Deich bei Hochwasser gefährdet, so haben alle Einwohner 
der bedrohten und, falls erforderlich, der benachbarten Gebiete auf 
Anordnung der Wasserbehörde zu den Schutzarbeiten Hilfe zu leis-
ten und die erforderlichen Arbeitsgeräte, Beförderungsmittel und 
Baustoffe zur Verfügung zu stellen. 2Den in Anspruch genommenen 
Einwohnern ist auf Verlangen nach Maßgabe der §§ 96 bis 98 des 
Wasserhaushaltsgesetzes Entschädigung zu gewähren. 
3Entschädigungspflichtig ist der Unterhaltungspflichtige (§ 126 Ab-
satz 3 Satz 3 Nummer 3). 

(3) Werden zur Abwendung einer durch Hochwasser, Eisgang oder 
andere Ereignisse bedingten gegenwärtigen Wassergefahr auf Ver-
anlassung der zuständigen Behörde Polder geflutet, so haben die 
Eigentümer bzw. Bewirtschafter der in den Poldern gelegenen Flä-
chen einen Anspruch auf Ersatz der ihnen hierdurch entstandenen 
Schäden gegen das Land. 
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§ 114 Warn- und Alarmdienst, Information der Öffentlichkeit 
(zu § 79 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Inneres zu-
ständigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung 
einen Warn- und Alarmdienst zum Schutz vor Hochwassergefahren 
sowie zur Übermittlung von Hochwassermeldungen einzurichten. 

(2) In der Rechtsverordnung werden die Meldestellen und das Melde-
verfahren bestimmt sowie die Bedienung der Hochwasserschutzan-
lagen festgelegt. 

(3) Aus der Einrichtung des Warn- und Alarmdienstes können Dritte 
keine Ansprüche herleiten. 

(4) Warn- und Alarmpläne für länderübergreifende oberirdische Gewäs-
ser sind mit den angrenzenden Ländern abzustimmen. 

(5) Das Wasserwirtschaftsamt informiert die Öffentlichkeit in den 
betroffenen Gebieten regelmäßig über Hochwassergefahren, geeig-
nete Vorsorgemaßnahmen und Verhaltensregeln. 

unverändert unverändert 

§ 115 Gewässerkundliche Maßnahmen 
(zu § 91 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die §§ 91 und 96 bis 98 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten auch für 
die Durchführung von Probeentnahmen. 

unverändert unverändert 

§ 116 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 117 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 118 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 119 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 120 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 121 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 122 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 123 (weggefallen) unverändert unverändert 
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Kapitel 11 
Wasserbehörden, Wasserwirtschaftsamt und Zuständigkeit 

§ 124 Wasserbehörden 

(1) Wasserbehörden sind 

1. das für die Wasserwirtschaft zuständige Ministerium als oberste 
Wasserbehörde, 

2. das Landesamt für Umwelt als obere Wasserbehörde, 

3. die unteren Wasserbehörden. 

(2) Die Landkreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgaben der 
unteren Wasserbehörde als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung wahr. 

(3) Die Sonderaufsicht gegenüber den Landkreisen und kreisfreien 
Städten wird von der obersten Wasserbehörde wahrgenommen. 

(4) Die Befugnis der Sonderaufsichtsbehörde, besondere Weisungen zu 
erteilen, ist nicht auf den Bereich der Gefahrenabwehr beschränkt. 

unverändert unverändert 

§ 125 Wasserwirtschaftsamt 

Das Landesamt für Umwelt ist das Wasserwirtschaftsamt des Landes 
Brandenburg. 

unverändert unverändert 

§ 126 Zuständigkeiten 

(1) Zuständige Wasserbehörden sind die unteren Wasserbehörden, 
soweit nicht durch Gesetz, aufgrund eines Gesetzes oder durch eine 
vom für die Wasserwirtschaft zuständigen Mitglied der Landesregie-
rung erlassene Rechtsverordnung etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Soweit ein Vorhaben nach dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung der allgemeinen oder standortbezogenen Vorprüfung 
des Einzelfalls unterliegt, ist die für die Zulassung des Vorhabens zu-
ständige Wasserbehörde auch für die Feststellung zuständig, ob für 
das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht. 

§ 126 Zuständigkeiten 

Absätze 1 und 2 unverändert 

§ 126 Zuständigkeiten 

Absätze 1 und 2 unverändert 

(3) 1Das Wasserwirtschaftsamt wirkt als Fachbehörde beim Vollzug des 
Wasserhaushaltsgesetzes, dieses Gesetzes und der darauf beruhen-
den Rechtsverordnungen mit und stützt sich dabei auf hydrogeolo-
gische Grundlagenerarbeitung des Landesamtes für Bergbau, Geo-
logie und Rohstoffe. 2Es unterstützt Wasserbehörden, Gewässerun-
terhaltungsverbände, Gemeinden, Gemeindeverbände und andere 

(3) 1Das Wasserwirtschaftsamt wirkt als Fachbehörde beim Vollzug des 
Wasserhaushaltsgesetzes, dieses Gesetzes und der darauf beruhen-
den Rechtsverordnungen mit und stützt sich dabei auf hydrogeolo-
gische Grundlagenerarbeitung des Landesamtes für Bergbau, Geo-
logie und Rohstoffe. 2Es unterstützt Wasserbehörden, Gewässerun-
terhaltungsverbände, Gemeinden, Gemeindeverbände und andere 

Absatz 3 unverändert zum GE LReg 
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Träger öffentlicher Belange im Einzelfall nach deren Bedarf als wis-
senschaftlich-technische Fachbehörde. 3Das Wasserwirtschaftsamt 
ist insbesondere zuständig für 

1. die Ermittlung und Entwicklung der technisch-wasserwirtschaftlich-
en und naturwissenschaftlichen Grundlagen des Wasserhaushal-
tes, insbesondere von Menge, Güte und Zustand der Gewässer, 

2. den Ausbau der Gewässer nach § 89, 

3. die Unterhaltung, die Bedienung und den Ausbau der Hochwasser-
schutzanlagen einschließlich der dazugehörigen wasserbaulichen 
Anlagen, 

4. die Erarbeitung der Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen und 
Bewirtschaftungsplänen nach § 24 Absatz 1, 

5. die Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung sowie Errichtung, Un-
terhaltung und Bedienung der wasserwirtschaftlichen Anlagen, 
soweit sie dem Land unterstehen, 

Träger öffentlicher Belange im Einzelfall nach deren Bedarf als wis-
senschaftlich-technische Fachbehörde. 3Das Wasserwirtschaftsamt 
ist insbesondere zuständig für 

1. die Ermittlung und Entwicklung der technisch-wasserwirtschaftlich-
en und naturwissenschaftlichen Grundlagen des Wasserhaushal-
tes, insbesondere von Menge, Güte und Zustand der Gewässer, 

2. den Ausbau der Gewässer nach § 89, 

3. die Unterhaltung, die Bedienung und den Ausbau der Hochwasser-
schutzanlagen im Sinne von § 97 Absatz 3 Satz 1 und 2 einschließ-
lich der dazugehörigen wasserbaulichen Anlagen, 

4. die Erarbeitung der Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen und 
Bewirtschaftungsplänen nach § 24 Absatz 1, 

5. die Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung gemäß § 79 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 sowie Errichtung, Unterhaltung und Bedienung 
der wasserwirtschaftlichen Anlagen, soweit sie dem Land unter-
stehen der Gewässerunterhaltungspflicht des Landes unterfallen 
oder vom Land als Eigentümer zu unterhalten sind und die jewei-
lige Anlage zur Erfüllung der wasserwirtschaftlichen Aufgaben er-
forderlich ist, 

6. den Vollzug des Gesetzes zur Ausführung des Protokolls über 
Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21. Mai 
2003 sowie zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006, 
soweit es die Berichtspflicht für Abwasserbehandlungsanlagen, 
lndirekteinleitungen und Abwassereinleitungen in Gewässer (ein-
schließlich der Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 7 des genannten Gesetzes) betrifft und die betreffenden 
Tätigkeiten nicht der Bergaufsicht unterliegen, 

7. die Aufgaben nach§§ 14f bis 14k des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Zusammenhang mit der Strategischen 
Umweltprüfung für Maßnahmenprogramme sowie die Festlegung 
der Überwachungen nach § 24 Absatz 4, 

8. die Bewertung des Hochwasserrisikos und deren Veröffentlichung 
gemäß §§ 73 Absatz 1 und 5 sowie § 79 des Wasserhaushaltsgeset-
zes, die Bestimmung der Risikogebiete gemäß § 73 des Wasser-
haushaltsgesetzes, die Erstellung, Aktualisierung und Veröffentli-
chung von Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß §§ 74 und 79 
des Wasserhaushaltsgesetzes, §§ 99 Absatz 1 und 99a Absatz 2 
und von Entwürfen für die von der obersten Wasserbehörde zu er-
stellenden Risikomanagementpläne nach § 75 Absatz 1 des Was-
serhaushaltsgesetzes und § 99 Absatz 1 , 

6. den Vollzug des Gesetzes zur Ausführung des Protokolls über 
Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21. Mai 
2003 sowie zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006, 
soweit es die Berichtspflicht für Abwasserbehandlungsanlagen, 
lndirekteinleitungen und Abwassereinleitungen in Gewässer (ein-
schließlich der Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 7 des genannten Gesetzes) betrifft und die betreffenden 
Tätigkeiten nicht der Bergaufsicht unterliegen, 

7. die Aufgaben nach§§ 14f bis 14k des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Zusammenhang mit der Strategischen 
Umweltprüfung für Maßnahmenprogramme sowie die Festlegung 
der Überwachungen nach § 24 Absatz 4, 

8. die Bewertung des Hochwasserrisikos und deren Veröffentlichung 
gemäß §§ 73 Absatz 1 und 5 sowie § 79 des Wasserhaushaltsgeset-
zes, die Bestimmung der Risikogebiete gemäß § 73 des Wasser-
haushaltsgesetzes, die Erstellung, Aktualisierung und Veröffentli-
chung von Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß §§ 74 und 79 
des Wasserhaushaltsgesetzes, §§ 99 Absatz 1 und 99a Absatz 2 
und von Entwürfen für die von der obersten Wasserbehörde zu 
erstellenden Risikomanagementpläne nach § 75 Absatz 1 die Auf-
stellung, Koordinierung, Überprüfung und Aktualisierung, ein-
schließlich der Beteiligung und Information, von Risikomanage-
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mentplänen nach § 75 Absatz 1, 6 Satz 3 und 4, § 79 Absatz 1 
Satz 2 und § 80 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes und § 99 
Absatz 1 , 

9. die Aufgaben nach§ 35 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes. 9. die Aufgaben nach§ 35 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes.,  

 10. die Aufgaben einer Baudienststelle des Landes im Sinne der 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften bei wasserbaulichen Vor-
haben. 

 

4Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung 
kann die Zuständigkeit für einzelne Aufgaben des Wasserwirtschaftsam-
tes auf andere Landeseinrichtungen oder die Gewässerunterhaltungs-
verbände durch Rechtsverordnung übertragen. 

4Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung 
kann die Zuständigkeit für einzelne Aufgaben des Wasserwirtschaftsam-
tes auf andere Landeseinrichtungen oder die Gewässerunterhaltungs-
verbände durch Rechtsverordnung übertragen. 

 

(4) Das Landesamt für Umwelt ist zuständig für Entscheidungen nach 
§ 36a Absatz 2, § 79 Absatz 1 Satz 3, § 80 Absatz 2 Satz 4, § 81 Ab-
satz 1 und 2 sowie § 101 Satz 4. 

(4) Das Landesamt für Umwelt ist zuständig für Entscheidungen nach 
§ 36a Absatz 2, § 79 Absatz 1 Satz 3, § 80 Absatz 2 Satz 4 sowie nach 
den §§ 81 Absatz 1 und 2 und 101 Satz 4.“ 

Absatz 4 unverändert zum GE LReg 

(5) 1Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterstehen, ist das Landesamt 
für Bergbau, Geologie und Rohstoffe gemäß § 19 Absatz 2, § 49 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 und 3, § 57 Absatz 3, § 64 Absatz 2 und 
§ 100 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie gemäß den 
§§ 56, 65 Absatz 2, § 73 Absatz 2, § 94 Absatz 2, § 106 und § 110 
Satz 3 zuständig. 2In Betrieben, die der Bergaufsicht unterstehen, ist 
in Fällen der zulassungsfreien Benutzung gemäß § 8 Absatz 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes neben der zuständigen Wasserbehörde 
auch unverzüglich das Landesamt für Bergbau, Geologie und Roh-
stoffe zu unterrichten. 

Absatz 5 unverändert Absatz 5 unverändert 

 (6) 1Über die Inanspruchnahme von Ausnahmen gemäß § 31 Absatz 2 
und § 47 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in Verbindung mit 
§ 31 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes entscheidet die gemäß 
Absatz 1 zuständige Behörde im Rahmen des wasserrechtlichen 
Zulassungsverfahrens. 2Diese Entscheidung ist Bestandteil der 
wasserrechtlichen Zulassung. 3Sie ergeht im Benehmen mit der 
gemäß § 24 Absatz 1 Satz 4 zuständigen Wasserbehörde. 

neuer Absatz 6 unverändert zum GE LReg 

§ 126a Zuständigkeit gemäß den §§ 4 und 14 Absatz 3 des Bundeswas-
serstraßengesetzes 

1Zuständige Behörde für die Erklärung des Einvernehmens zur Wahrung 
der Belange der Landeskultur und der Wasserwirtschaft gemäß den 
§§ 4 und 14 Absatz 3 des Bundeswasserstraßengesetzes für den Ausbau 
und Neubau von Bundeswasserstraßen ist die für die Zulassung von 
Gewässerausbauvorhaben nach Landesrecht zuständige Wasserbehör-

unverändert unverändert 
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de. 2Zuständige Behörde für die Erklärung des Einvernehmens zur 
Wahrung der Belange der Landeskultur und der Wasserwirtschaft nach 
§ 4 des Bundeswasserstraßengesetzes für die Verwaltung von Bun-
deswasserstraßen, die nicht Ausbau und Neubau ist, ist die untere 
Wasserbehörde. 

§ 127 Zuständigkeit in besonderen Fällen 

(1) Bestehen für ein Vorhaben Zuständigkeiten mehrerer Wasserbehör-
den und ist es zweckmäßig, die Zuständigkeit nur einer Behörde zu 
bestimmen, kann die oberste Wasserbehörde die zuständige Behör-
de bestimmen. 

(2) Ist auch eine Wasserbehörde eines anderen Landes zuständig, so 
können die Landesregierungen die gemeinsame zuständige Behörde 
vereinbaren. 

unverändert unverändert 

Kapitel 12 
Verwaltungsverfahren 

§ 128 (weggefallen) 

unverändert unverändert 

§ 129 Sicherheitsleistung 

(1) 1Bei der Erteilung einer Zulassung nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
oder diesem Gesetz kann die für die Zulassung zuständige Wasser-
behörde die Leistung einer Sicherheit oder den Nachweis einer 
Haftpflichtversicherung verlangen, soweit sie erforderlich sind, um 
die Erfüllung von Bedingungen, Auflagen und sonstigen Verpflich-
tungen zu sichern oder finanzielle Risiken abzudecken, die bei Unfäl-
len oder Betriebsstörungen entstehen können. 2Das Land ist von der 
Sicherheitsleistung frei; dies gilt auch für sonstige Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, sofern nicht im Einzelfall etwas anderes be-
stimmt wird. 3Art und Höhe der Sicherheit sowie derjenige, in des-
sen Interesse die Sicherheitsleistung erfolgt, sind zu bestimmen. 
4Auf Sicherheitsleistungen sind die §§ 232 bis 240 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches anzuwenden. 

(2) 1Ist der Grund für die Sicherheitsleistung weggefallen, so ist dem 
nach Absatz 1 Satz 3 Bestimmten eine Frist zu setzen, binnen derer 
er die Einwilligung in die Rückgabe der Sicherheit zu erklären oder 
die Erhebung der Klage wegen seiner Ansprüche nachzuweisen hat. 
2Nach Ablauf der Frist ist die Rückgabe der Sicherheit anzuordnen, 
wenn nicht inzwischen die Erhebung der Klage nachgewiesen ist. 

unverändert unverändert 
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§ 129a Vorhaben mit Umweltverträglichkeitsprüfung 

(1) Die nachfolgenden Vorhaben bedürfen der vorherigen Planfeststel-
lung, sofern nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder dem Brandenburgischen Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist: 

1. (weggefallen) 

2. Bau eines Stauwerkes oder einer sonstigen Anlage zur Zurückhal-
tung oder dauernden Speicherung von Wasser, 

3. Umleitung von Wasser von einem Flusseinzugsgebiet in ein ande-
res, ausgenommen zum Transport von Trinkwasser in Rohrleitun-
gen, 

4. Flusskanalisierung und Stromkorrekturarbeiten, 

5. Bau eines Hafens für die Binnenschifffahrt, 

6. Bau eines mit einem Binnenhafen für die Seeschifffahrt verbunde-
nen Landungssteges zum Laden und Löschen von Schiffen (ausge-
nommen Fährschiffen), 

7. Bau eines sonstigen Hafens, einschließlich Fischerei- oder Yachtha-
fens, oder einer infrastrukturellen Hafenanlage, 

8. Bau eines Deiches oder Dammes, der den Hochwasserabfluss be-
einflusst, 

9. Baggerung in Flüssen oder Seen zur Gewinnung von Mineralien, 

10. Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung eines 
Gewässers oder seiner Ufer sowie sonstige wasserwirtschaftliche 
Ausbaumaßnahmen (Gewässerausbau), 

11. (weggefallen) 

12. Errichtung, Betrieb oder Änderung einer Wasserleitung, die das 
Gebiet einer Gemeinde überschreitet (Wasserfernleitung), 

13. Errichtung, Betrieb und Änderung eines künstlichen Wasserspei-
chers. 

(2) Die nachfolgenden Vorhaben bedürfen der Erlaubnis oder Bewilli-
gung, sofern nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder dem Brandenburgischen Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen 
ist: 

1. Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von Grundwasser 

unverändert unverändert 
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oder Einleiten von Oberflächenwasser zum Zwecke der Grundwas-
seranreicherung, 

2. wasserwirtschaftliches Projekt in der Landwirtschaft, einschließlich 
Bodenbewässerung oder Bodenentwässerung, 

3. intensive Fischzucht mit Einbringen oder Einleiten von Stoffen in 
oberirdische Gewässer, 

4. Tiefbohrung zum Zwecke der Wasserversorgung, 

5. Bau einer Wasserkraftanlage, soweit diese nicht gemäß Absatz 1 
der Planfeststellung bedarf. 

§ 130 Besondere Verfahrensvorschriften 

(1) Im förmlichen Verwaltungsverfahren nach§ 1 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Brandenburg in Verbindung mit den 
§§ 63 bis 70 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ergehen die Ent-
scheidungen über 

1. die Erteilung einer Bewilligung und einer gehobenen Erlaubnis und 

2. den Ausgleich von Rechten und Befugnissen gemäß§ 22 des Was-
serhaushaltsgesetzes mit Ausnahme von Erlaubnissen untereinan-
der. 

§ 130 Besondere Verfahrensvorschriften 

Absatz 1 unverändert 

§ 130 Besondere Verfahrensvorschriften 

Absatz 1 unverändert 

(2) 1Der Antrag für das beabsichtigte Vorhaben ist in den Gemeinden 
auszulegen, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirkt. 
2Die Auslegung ist ortsüblich öffentlich bekannt zu machen. 3§ 73 
Absatz 3 bis 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Brandenburg ist entsprechend anzuwenden. 4Verspätet erhobene 
Einwendungen sind ausgeschlossen. 5Hierauf ist in der Bekanntma-
chung hinzuweisen. 

(2) 1Der Antrag für das beabsichtigte Vorhaben ist in den Gemeinden 
oder Ämtern auszulegen, in denen sich das Vorhaben voraussicht-
lich auswirkt. 2Die Auslegung ist ortsüblich öffentlich bekannt zu 
machen. 3§ 73 Absatz 3 bis 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Brandenburg ist entsprechend anzuwenden. 4Verspätet 
erhobene Einwendungen sind ausgeschlossen. 5Hierauf ist in der 
Bekanntmachung hinzuweisen. 

Absatz 2 unverändert zum GE LReg 

(3) 1Ist die Erweiterung eines Vorhabens beabsichtigt, über das schon 
entschieden ist, gilt Absatz 2 nur für die beabsichtigte Erweiterung. 
2In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass es sich um ei-
ne Erweiterung handelt. 

(4) 1Für Vorhaben, die nach § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes planfest-
stellungspflichtig sind und die dem Wohl der Allgemeinheit dienen, 
ist die Enteignung nach Maßgabe des Enteignungsgesetzes des Lan-
des Brandenburg zulässig. 2Der festgestellte Plan ist dem Enteig-
nungsverfahren zu Grunde zu legen und für die Enteignungsbehörde 
bindend. 

Absätze 3 und 4 unverändert Absätze 3 und 4 unverändert 
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§ 131 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 132 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 133 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 134 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 135 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 136 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 137 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 138 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 139 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 140 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 141 (weggefallen) unverändert unverändert 

Kapitel 13 
Wasserbuch 

§ 142 Einrichten des Wasserbuches 
(zu § 87 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Das Wasserbuch ist vom Wasserwirtschaftsamt in elektronischer 
Form anzulegen und so zu führen, dass Eintragungen, Änderungen 
oder Löschungen durch die zuständigen Wasserbehörden unmittel-
bar erfolgen können. 2Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mit-
glied der Landesregierung wird ermächtigt, die Einzelheiten der 
Wasserbuchführung und der Datenübermittlung durch Rechtsver-
ordnung zu bestimmen. 

(2) 1Die Einsicht in das Wasserbuch und diejenigen Urkunden, auf die in 
der Eintragung Bezug genommen wird, ist jedermann gestattet. 2Im 
Übrigen bleiben die Bestimmungen des Brandenburgischen Daten-
schutzgesetzes unberührt. 

unverändert unverändert 
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§ 143 Eintragungen in das Wasserbuch 
(zu § 87 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

1Eintragungen in das Wasserbuch werden von Amts wegen vorgenom-
men, sobald das Rechtsverhältnis nachgewiesen ist. 2Alte Rechte und 
alte Befugnisse, deren Rechtsbestand noch nicht nachgewiesen ist, sind 
bei der Eintragung als „behauptete Rechte und Befugnisse" zu kenn-
zeichnen. 

unverändert unverändert 

§ 144 (weggefallen) unverändert unverändert 

Kapitel 14 
Bußgeldbestimmungen 

§ 145 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 8 zur Kennzeichnung der Uferlinie angebrachte Zeichen 
entfernt, abändert oder beschädigt; 

2. entgegen § 50 eine die Beschaffenheit von Staumarken oder Fest-
punkten beeinflussende Handlung ohne Genehmigung vornimmt; 

3. ohne die erforderliche Anzeige, Zulassung oder unter Nichtbefol-
gen einer vollziehbaren Auflage 

a. Anlagen in oder an Gewässern einschließlich der Häfen, 
de- oder Umschlagstellen entgegen § 87 errichtet oder wesent-
lich verändert; 

b. (weggefallen) 

c. entgegen § 43 Absatz 3 Gewässer mit Motorbooten befährt, ent-
gegen § 46 die Schifffahrt ausübt oder entgegen § 48 Fähren oder 
Häfen betreibt oder einrichtet; 

d. entgegen § 71 Abwasserbehandlungsanlagen errichtet oder be-
treibt; 

e. entgegen § 73 Abwassereinleitungen oder entgegen § 74 lndirek-
teinleitungen nicht überwacht; 
 

f. entgegen § 37 Anlagen dauernd außer Betrieb setzt oder besei-
tigt; 

Kapitel 14 
Bußgeldbestimmungen 

§ 145 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 8 zur Kennzeichnung der Uferlinie angebrachte Zeichen 
entfernt, abändert oder beschädigt; 

2. entgegen § 50 eine die Beschaffenheit von Staumarken oder Fest-
punkten beeinflussende Handlung ohne Genehmigung vornimmt; 

3. ohne die erforderliche Anzeige, Zulassung oder unter Nichtbefol-
gen einer vollziehbaren Auflage 

a. Anlagen in oder an Gewässern einschließlich der Häfen, 
de- oder Umschlagstellen entgegen § 87 errichtet oder wesent-
lich verändert; 

b. (weggefallen) 

c. entgegen § 43 Absatz 3 Gewässer mit Motorbooten befährt, ent-
gegen § 46 die Schifffahrt ausübt oder entgegen § 48 Fähren oder 
Häfen betreibt oder einrichtet; 

d. entgegen § 71 Abwasserbehandlungsanlagen Abwasseranlagen 
errichtet oder betreibt; 

e. entgegen § 73 Abwassereinleitungen oder entgegen § 74 lndirek-
teinleitungen oder entgegen § 75 Abwasseranlagen nicht über-
wacht;               (Anmerkung: Hier fehlt in Drs. 6/4520 das „oder“) 

f. entgegen § 37 Anlagen dauernd außer Betrieb setzt oder besei-
tigt; 

g) entgegen den §§ 73 bis 75 den Überwachungs- und Dokumenta-
tionspflichten nicht nachkommt. 

Kapitel 14 
Bußgeldbestimmungen 

§ 145 Ordnungswidrigkeiten 

Absatz 1 unverändert zum GE LReg 
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4. 

a. der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen und über Fachbetriebe vom 19. Oktober 1995 
(GVBI. II S. 634), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
17. Dezember 2009 (GVBI. II Nr. 46) geändert worden ist; 

b. einer Rechtsverordnung über die Schifffahrt gemäß § 46 Absatz 2 
zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldbestimmung verweist; 

5. einer Rechtsverordnung 

a. nach§ 101 Satz 3; 

b. (weggefallen) 

c. (weggefallen) 

d. über die lndirekteinleitung gemäß § 72 Absatz 1 
 

e. zum Verhalten in Gewässerschutzstreifen gemäß § 84 Absatz 2 
zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldbestimmung verweist; 

6. einer vollziehbaren Anordnung gemäß § 52 nicht nachkommt; 

7. Anzeigepflichten nach § 20 Absatz 1, § 21 Absatz 2 und 3, nach § 49 
Absatz 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes, nach § 55 Absatz 3 
oder nach § 62 nicht unverzüglich nachkommt; 
 

8. entgegen § 51 Wasser über die zugelassene Höhe aufstaut oder 
angestautes Wasser ablässt; 

9. entgegen § 55 Absatz 1 eine Benutzung ohne behördliche Erlaubnis 
ausübt; 

10. entgegen § 66 seiner Verpflichtung zur Abwasserbeseitigung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt; 

11. entgegen § 70 seiner Unterrichtungspflicht oder entgegen § 72 
Absatz 3 seiner Mitteilungspflicht nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommt; 

12. als lndirekteinleiter eine ihm gemäß § 72 Absatz 2 aufgegebene 
Bedingung, Auflage oder Anforderung nicht oder nicht rechtzeitig 
erfüllt; 

13. Untersuchungspflichten in Bezug auf das Abwasser verletzt, in-

4. 

a. der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen und über Fachbetriebe vom 19. Oktober 1995 
(GVBI. II S. 634), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
17. Dezember 2009 (GVBI. II Nr. 46) geändert worden ist; 

b. einer Rechtsverordnung über die Schifffahrt gemäß § 46 Absatz 2 
zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldbestimmung verweist; 

5. einer Rechtsverordnung 

a. nach§ 101 Satz 3; 

b. nach § 2 Absatz 1; 

c. (weggefallen) 

d. über die lndirekteinleitung gemäß § 72 Absatz 1 
(Anmerkung: Hier fehlt ein „;“) 

e. zum Verhalten in Gewässerschutzstreifen gemäß § 84 Absatz 2 
Gewässerrandstreifen gemäß § 77 Absatz 1 zuwiderhandelt, so-
fern die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldbestimmung verweist; 

6. einer vollziehbaren Anordnung gemäß § 52 nicht nachkommt; 

7. Anzeigepflichten nach § 20 Absatz 1, § 21 Absatz 2 und 3, nach § 49 
Absatz 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes, nach § 55 Absatz 3, 
nach § 30 oder nach § 62 nicht unverzüglich nachkommt; 

8. entgegen § 51 Wasser über die zugelassene Höhe aufstaut oder 
angestautes Wasser ablässt; 

9. entgegen § 55 Absatz 1 eine Benutzung ohne behördliche Erlaubnis 
ausübt; 

10. entgegen § 66 seiner Verpflichtung zur Abwasserbeseitigung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt; 

11. entgegen § 70 seiner Unterrichtungspflicht oder entgegen § 72 
Absatz 3 seiner Mitteilungspflicht nicht oder nicht rechtzeitig 
nachkommt; 

12. als lndirekteinleiter eine ihm gemäß § 72 Absatz 2 aufgegebene 
Bedingung, Auflage oder Anforderung nicht oder nicht rechtzeitig 
erfüllt; 

13. Untersuchungspflichten in Bezug auf das Abwasser verletzt, in-
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dem er 

a. entgegen § 73 Absatz 1 das Abwasser nicht untersucht oder nicht 
untersuchen lässt oder entgegen § 73 Absatz 2 die Untersu-
chungsergebnisse nicht aufbewahrt; 

b. entgegen § 75 seiner Verpflichtung zur Selbstüberwachung nicht 
nachkommt oder entgegen § 75 die Aufzeichnungen über die 
Selbstüberwachung nicht aufbewahrt; 

c. entgegen § 74 die Nachweise, Aufzeichnungen und Untersu-
chungsergebnisse der Abwasserüberwachung der Wasserbehör-
de und dem Betreiber der öffentlichen Abwasseranlage nicht, 
nicht vollständig oder nicht fristgerecht vorlegt; 

14. (weggefallen) 

15. eine gemäß § 98 Absatz 1 untersagte Handlung vornimmt. 

dem er 

a. entgegen § 73 Absatz 1 das Abwasser nicht untersucht oder nicht 
untersuchen lässt oder entgegen § 73 Absatz 2 die Untersu-
chungsergebnisse nicht aufbewahrt; 

b. entgegen § 75 seiner Verpflichtung zur Selbstüberwachung nicht 
nachkommt oder entgegen § 75 die Aufzeichnungen über die 
Selbstüberwachung nicht aufbewahrt; 

c. entgegen § 74 die Nachweise, Aufzeichnungen und Untersu-
chungsergebnisse der Abwasserüberwachung der Wasserbehör-
de und dem Betreiber der öffentlichen Abwasseranlage nicht, 
nicht vollständig oder nicht fristgerecht vorlegt; 

14. (weggefallen) 

15. eine gemäß § 98 Absatz 1 untersagte Handlung vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen unrichtige 
Angaben macht oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um 
einen nach diesem Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwir-
ken oder zu verhindern. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50000 Euro 
geahndet werden. 

Absätze 2 und 3 unverändert Absätze 2 und 3 unverändert 

§ 146 Zuständigkeit 
1Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach dem Wasserhaushaltsgesetz, diesem Gesetz oder den 
aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen richtet sich 
nach § 126 Absatz 1. 2Bei Betrieben, die der Bergaufsicht unterliegen, 
ist die Bergbehörde zuständig. 3In den Fällen des § 145 Absatz 1 Num-
mer 3 Buchstabe c sowie § 145 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b kann 
das für Verkehr zuständige Mitglied der Landesregierung die Zuständig-
keit durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen. 

unverändert unverändert 

Kapitel 15 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 147 Alte Rechte und Befugnisse 
(zu § 20 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) 1Am 16. Juni 1994 bestehende alte Rechte und alte Befugnisse 
bleiben aufrechterhalten. 2Eine Erlaubnis, Bewilligung oder Geneh-
migung ist nicht erforderlich für Benutzungen und die Errichtung 
von Anlagen, die nach dem Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBI. I 
Nr. 26 S. 467) zugelassen oder deren Zulassungen durch das vorge-

unverändert unverändert 
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nannte Gesetz aufrechterhalten worden sind und zu deren Aus-
übung am 1. Juli 1990 rechtmäßige Anlagen vorhanden waren. 

(2) Inhalt und Umfang der alten Rechte und alten Befugnisse bestim-
men sich, soweit sie auf besonderem Titel beruhen, nach diesem, im 
Übrigen nach den bisherigen Gesetzen. 

(3) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden, auf besonde-
rem Titel beruhenden Rechte, ein Gewässer in anderer Weise als im 
Sinne des § 9 des Wasserhaushaltsgesetzes oder eine Anlage im 
Sinne des § 62 des Wasserhaushaltsgesetzes zu benutzen oder zu 
betreiben, können durch die Wasserbehörde nach Inhalt und Um-
fang neu festgesetzt sowie zurückgenommen oder widerrufen wer-
den, soweit von der Fortsetzung der Benutzung eine erhebliche Be-
einträchtigung für das Wohl der Allgemeinheit zu erwarten ist. 

(4) (Anmerkung: Hier fehlt in BRAVORS ein „§“) 20 Absatz 2 des Wasser-
haushaltsgesetzes gilt entsprechend, soweit der Widerruf ohne Ent-
schädigung schon nach dem vor dem 1. Juli 1990 geltenden Recht 
zulässig war. 

(Anmerkung: In Absatz 4 fehlt zu Beginn in BRAVORS ein „§“) unverändert 

§ 148 (weggefallen) unverändert unverändert 

§ 149 Vorkehrungen bei Erlöschen eines alten Rechtes oder einer alten 
Befugnis 

Ist ein altes Recht oder eine alte Befugnis ganz oder teilweise erloschen, 
so gilt § 37 Absatz 3 entsprechend. 

§ 149 Vorkehrungen bei Erlöschen eines alten Rechtes oder einer alten 
Befugnis 

Ist ein altes Recht oder eine alte Befugnis ganz oder teilweise erloschen, 
so gilt § 37 Absatz 3 Absatz 2 entsprechend. 

unverändert zum GE LReg 

§ 150 Hochwassergebiete 

Die nach bisherigen Rechtsvorschriften ergangenen Festlegungen von 
Hochwassergebieten bleiben als Rechtsverordnung bestehen. 

§ 150 Hochwassergebiete, Überschwemmungsgebiete 

(1) 1Die nach bisherigen Rechtsvorschriften ergangenen Festlegungen 
von Hochwassergebieten bleiben als Rechtsverordnung bestehen. 
2Das für Wasserwirtschaft zuständige Mitglied der Landesregie-
rung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung diese Festlegungen 
aufzuheben, soweit sie nicht gemäß § 100 Absatz 6 außer Kraft ge-
treten sind. 

(2) Überschwemmungsgebiete, die vor dem [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] gemäß § 100 in Verbindung mit der 
Verordnung zur Bestimmung hochwassergeneigter Gewässer fest-
gesetzt wurden, gelten als festgesetzte Überschwemmungsgebiete 
im Sinne von § 100. 

unverändert zum GE LReg 

§ 151 Heilquellenschutz 

(1) Die nach bisherigem Recht anerkannten Quellen gelten als staatlich 

unverändert unverändert 
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anerkannte Heilquellen im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Die nach bisherigem Recht festgesetzten Quellenschutzgebiete 
gelten als Heilquellenschutzgebiete im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 152 Einschränkung von Grundrechten 
1Soweit ein Eigentümer oder Nutzungsberechtigter durch die §§ 84, 90, 
96 und 115 verpflichtet ist, das Betreten von Grundstücken oder Räu-
men zu dulden, wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes und Artikel 15 der Verfassung des 
Landes Brandenburg) eingeschränkt. 2Soweit die Einrichtung und der 
Betrieb einer Fähre nach § 48 einer Genehmigung bedürfen, wird das 
Grundrecht der Berufsfreiheit (Artikel 49 der Verfassung des Landes 
Brandenburg) eingeschränkt. 

unverändert unverändert 

§ 153 Verwaltungsvorschriften 

Die nach dem Wasserhaushaltsgesetz und diesem Gesetz erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften erlässt das für die Wasserwirtschaft zuständi-
ge Mitglied der Landesregierung, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

unverändert unverändert 

§ 154 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) (Inkrafttretungsformel des Dritten Gesetzes zur Änderung 
wasserrechtlicher Vorschriften: 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe a, b und d Doppel-
buchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa treten am 1. Januar 
2018 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nummer 1 bis 3 tritt am 1. Januar 2019 in 
Kraft. 

 
 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe a, b und d Doppel-
buchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa sowie Artikel 2 
Nummer 1 bis 3 treten am 1. Januar 2018 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nummer 1 bis 3 tritt am 1. Januar 2019 in 
Kraft. 
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Gesetz über die Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden 
(GUVG) 

 

vom 13. März 1995 (GVBl.I/95, [Nr. 03], S. 14) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Dezember 2013 
(GVBl.I/13, [Nr. 39]) 

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes über die Bildung von Gewässerunterhaltungs-

verbänden 

Das Gesetz über die Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden 
vom 13. März 1995 (GVBl. I S. 14), das zuletzt durch das Gesetz vom 
5. Dezember 2013 (GVBl. I Nr. 39) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

Verbändevorschlag zur Novellierung des dritten Gesetzes zur Ände-
rung wasserrechtlicher Vorschriften im Land Brandenburg 

 

vom 22. Dezember 2016 

§ 1 Errichtung der Verbände 

(1) Zur Unterhaltung der in § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Brandenburgischen 
Wassergesetzes bezeichneten Gewässer II. Ordnung werden durch 
dieses Gesetz folgende Gewässerunterhaltungsverbände gegründet: 

1. Prignitz mit Wirkung vom 
24. Juni 1993 

… … 

26. Kleine Elster-
Pulsnitz 

mit Wirkung vom 
24. Juni 1993 

(2) Die Verbandsgebiete ergeben sich aus den in der Anlage zu dieser 
Vorschrift aufgeführten Gemeindegebieten. 

Absätze 1 und 2 unverändert Absätze 1 und 2 unverändert 

(3) 1Das Verbandsgebiet kann durch Änderung der Verbandssatzung 
berichtigt oder verändert werden. 2Mit Wirkung zum 1. Januar 2014 
ist das Verbandsgebiet in der Satzung nach Einzugsgebieten zu be-
stimmen. 3Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes ist das durch 
Wasserscheiden abgegrenzte oberirdische Gebiet, aus dem Wasser 
einem bestimmten oberirdischen Gewässer oder Gewässerabschnitt 
zufließt. 4Durch Wasserscheiden abgegrenzte oberirdische Gebiete 
ohne oberirdischen Abfluss werden dem Gewässerabschnitt zuge-
ordnet, dem das dort gebildete Grundwasser nach mittlerer Grund-
wasserfließrichtung zufließt. 5Maßgeblich sind die Einzugsgebiete, 
die durch das Wasserwirtschaftsamt erstmals am 1. November 2013 
und danach jeweils mit dem Stichtag 1. Juni des Vorjahres für das 
Folgejahr mittels digitalem Datensatz „überirdische Einzugsgebiete 
im Land Brandenburg (ezg25.shp)" ausgewiesen und öffentlich zu-
gänglich gemacht worden sind. 6Das nach Satz 2 bestimmte Ver-
bandsgebiet kann von den Gemeindegebieten nach Absatz 2 abwei-
chen. 7Die Satzungsänderung bedarf der vorherigen Abstimmung 

Absatz 3 unverändert (3) 1Das Verbandsgebiet kann durch Änderung der Verbandssatzung im 
Einvernehmen mit den betroffenen Nachbarverbänden berichtigt 
oder verändert werden; in Streitfällen entscheidet die Rechtsauf-
sicht nach Maßgabe des § 59 Wasserverbandsgesetz. 2Änderungen 
der Verbandsgebiete erfolgen mit Wirkung zum 01.01. des auf die 
Veränderung folgenden Kalenderjahres. 3Mit Wirkung zum 
01. Januar 2019 ist das Verbandsgebiet in der Satzung nach Einzugs-
gebieten zu bestimmen. 4Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes ist 
das durch Wasserscheiden abgegrenzte oberirdische Gebiet, aus 
dem Wasser einem bestimmten oberirdischen Gewässer oder Ge-
wässerabschnitt zufließt. 5Durch Wasserscheiden abgegrenzte ober-
irdische Gebiete ohne oberirdischen Abfluss werden dem Gewäs-
serabschnitt zugeordnet, dem das dort gebildete Grundwasser nach 
mittlerer Grundwasserfließrichtung zufließt. 6Maßgeblich sind die 
Einzugsgebiete, die durch das Wasserwirtschaftsamt zum Stichtag 
01. Juli 2018 ausgewiesen und öffentlich bekannt gemacht worden 
sind. 7Das nach Satz 2 bestimmte Verbandsgebiet kann von den 
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mit betroffenen Nachbarverbänden; im Streitfall entscheidet die 
Rechtsaufsicht nach Maßgabe des § 59 des Wasserverbandsgeset-
zes. 8Bis zum Inkrafttreten der Satzungsänderung nach Satz 2 gilt das 
durch die genehmigte Satzung festgelegte Verbandsgebiet. 

Gemeindegebieten nach Absatz 2 abweichen, muss sich aber stets 
eng an den Einzugsgebieten orientieren. 8Eine näherungsweise 
Übereinstimmung zwischen Verbands- und Einzugsgebietsgrenze 
auf der Linie der jeweils nächst zur amtlichen Einzugsgebietsgrenze 
gelegenen Flurstücksgrenze genügt. 9Die Satzungsänderung bedarf 
der vorherigen Abstimmung mit betroffenen Nachbarverbänden; im 
Streitfall entscheidet die Rechtsaufsicht nach Maßgabe des § 59 des 
Wasserverbandsgesetzes. 10Bis zum Inkrafttreten der Satzungsände-
rung nach Satz 2 gilt das durch die genehmigte Satzung festgelegte 
Verbandsgebiet. 

(4) 1Die Verbände können sich gemäß § 60 des Wasserverbandsgeset-
zes zusammenschließen. 2Ein Zusammenschluss ist auch zulässig, 
wenn dadurch die Verbandsaufgaben wirtschaftlicher und zweck-
mäßiger erfüllt werden können. 3Das für die Wasserwirtschaft zu-
ständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, Gewäs-
serunterhaltungsverbände durch Rechtsverordnung zusammenzu-
schließen, soweit dies im überwiegenden öffentlichen Interesse ge-
boten ist. 

Absatz 4 unverändert Absatz 4 unverändert 

§ 2 Mitglieder der Verbände 

(1) Mitglieder der Gewässerunterhaltungsverbände sind: 

1. der Bund, das Land und die sonstigen Gebietskörperschaften für 
ihre Grundstücke oder Teilflächen von Grundstücken, 

Absatz 1 Nr. 1 unverändert § 2 Mitglieder der Verbände 

(1) Mitglieder der Gewässerunterhaltungsverbände sind: 

1. die Grundstückseigentümer der Grundstücke oder der Teilflächen 
von Grundstücken im Verbandsgebiet, die im Liegenschaftskatas-
ter gemäß Erlass des Ministeriums des Innern, Aktenzeichen 13-
573-31, vom 22. Februar 2013: Nachweis der Nutzungsarten und 
Klassifizierungen im Liegenschaftskataster – Nutzungsartenerlass 
– mit der Nutzungsart 

a. „Landwirtschaft“ (Nutzungsartengruppe 31000) 

b. „Wald“ (Nutzungsartengruppe 32000) 

c. „Gehölz“ (Nutzungsartengruppe 33000) 

d. „Heide“ (Nutzungsartengruppe 34000) 

e. „Moor“ (Nutzungsartengruppe 35000) 

f. „Sumpf“ (Nutzungsartengruppe 36000) 

g. „Unland, vegetationslose Fläche“ (Nutzungsartengruppe 37000) 

h. „Fließgewässer“ (Nutzungsartengruppe 41000) 

i. „Stehendes Gewässer“ (Nutzungsartengruppe 43000) 
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Var. 1 (unter 2.4): 
erstmals zum Stichtag 01. Juli 2018, sodann jeweils zum 01. Juli eines 
Jahres als solche klassifiziert worden sind. 

Var. 2 (unter 7.9): 
erstmals zum Stichtag 01. Juni 2017, sodann jeweils zum 01. Januar 
eines Jahres als solche klassifiziert worden sind. 

2. die Gemeinden für alle übrigen Grundstücke oder Teilflächen von 
Grundstücken im Verbandsgebiet. 

Absatz 1 Nr. 2 unverändert 2. die Gemeinden für alle übrigen Grundstücke oder Teilflächen von 
Grundstücken im Verbandsgebiet, die im Liegenschaftskataster 
gemäß Nutzungsartenerlass mit der Nutzungsart: 

a. „Wohnbaufläche“ (Nutzungsartengruppe 11000) 

b. „Industrie- und Gewerbefläche“ (Nutzungsartengruppe 12000) 

c. “Halde“ (Nutzungsartengruppe 13000) 

d. „Bergbaubetrieb“ (Nutzungsartengruppe 14000) 

e. „Tagebau, Grube, Steinbruch“ (Nutzungsartengruppe 15000) 

f. „Fläche gemischter Nutzung“ (Nutzungsartengruppe 16000) 

g. „Fläche besonderer funktionaler Prägung“ (Nutzungsartengrup-
pe 17000) 

h. „Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche“ (Nutzungsartengruppe 
18000) 

i. „Friedhof“ (Nutzungsartengruppe 19000) 

j. „Straßenverkehr“ (Nutzungsartengruppe 21000) 

k. „Weg“ (Nutzungsartengruppe 22000) 

l. „Platz“ (Nutzungsartengruppe 23000) 

m. „Bahnverkehr“ (Nutzungsartengruppe 24000) 

n. „Flugverkehr“ (Nutzungsartengruppe 25000) 

o. „Schiffsverkehr“ (Nutzungsartengruppe 26000) 

p. „Hafenbecken“ (Nutzungsartengruppe 42000) 

q. „Meer“ (Nutzungsartengruppe 44000) 

Var. 1 (unter 2.4): 
erstmals zum Stichtag 01. Juli 2018, sodann jeweils zum 01. Juli eines 
Jahres als solche klassifiziert worden sind. 
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Var. 2 (unter 7.9): 
erstmals zum Stichtag 01. Juni 2017, sodann jeweils zum 01. Januar 
eines Jahres als solche klassifiziert worden sind. 

3. 1solche Eigentümer, für deren Grundstücke oder Grundstücksteil-
flächen die Gemeinden nach Absatz 1 Nr. 2 Mitglieder in den Ge-
wässerunterhaltungsverbänden sind, die aber von ihrem An-
spruch, anstelle der Gemeinden mit ihrem Grundstückseigentum 
auf Antrag selbst Mitglied im Gewässerunterhaltungsverband 
werden zu können, Gebrauch gemacht haben. 2Dem Antrag des 
Eigentümers auf Verbandsmitgliedschaft ist längstens innerhalb 
eines Jahres zu entsprechen; er kann durch den Gewässerunter-
haltungsverband nicht abgelehnt werden. 3Das Nähere regelt die 
Satzung. 

(2) 1Die Verbände können auf Antrag Personen, die zur Erstattung von 
Mehrkosten der Gewässerunterhaltung gemäß § 85 des Branden-
burgischen Wassergesetzes verpflichtet sind oder denen der Ver-
band im Rahmen seiner freiwilligen Aufgaben Pflichten abnimmt 
oder erleichtert, als Mitglieder aufnehmen. 2Der Beitrag für die 
freiwilligen Mitglieder bemisst sich nach § 30 des Wasserverbands-
gesetzes. 

(3) Die Mitgliedschaft nach Absatz 2 wird durch Entscheidung des 
Verbandsvorstands begründet oder beendet. 

(4) 1Das Mitgliederverzeichnis wird als Anlage zur Verbandssatzung 
regelmäßig fortgeschrieben. 2Änderungen des Mitgliederverzeich-
nisses sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen und von dieser öffent-
lich bekannt zu machen. 

Absätze 2 bis 4 unverändert Absätze 2 bis 4 unverändert 

§ 2a Verbandsbeiräte 

(1) 1Zur Beratung der Verbände werden Verbandsbeiräte gebildet. 2In 
die Verbandsvorstände ist mindestens je ein Mitglied aus dem Kreis 
der Verbandsbeiräte zu wählen. 3Beschlüsse der Verbandsversamm-
lung oder des Verbandsausschusses ergehen im Benehmen mit den 
Verbandsbeiräten. 4Pläne zur Unterhaltung der Gewässer 
II. Ordnung werden im Einvernehmen mit den Verbandsbeiräten 
aufgestellt; § 86 des Brandenburgischen Wassergesetzes bleibt un-
berührt. 5Das Nähere regeln die Verbandssatzungen. 

(2) 1Landesbauernverband, Bauernbund, Waldbesitzer-, Waldbauern-, 
Landesfischerei- und Grundbesitzerverband können Vertreter in die 
Verbandsbeiräte entsenden. 2Die Verbandsvorsteher unterrichten 
die in Betracht kommenden Interessenvertretungen in geeigneter 
Form über die Bildung der Verbandsbeiräte und veranlassen deren 

§ 2a Berufung von Eigentümern in die Verbandsversammlung oder 
den Verbandsausschuss 

1Die Gewässerunterhaltungsverbände haben Eigentümer der zum 
Verbandsgebiet gehörenden Grundstücke in die Verbandsversamm-
lung oder in den Verbandsausschuss zu berufen. 2Die Berufung erfolgt 
durch Beschluss der ordentlichen Verbandsmitglieder oder Aus-
schussmitglieder nach einer von Landesbauernverband, Bauernbund, 
Waldbesitzer-, Waldbauern-, Landesfischerei- und Grundbesitzerver-
band zuvor eingeholten gemeinsamen Vorschlagsliste. 3Einigen sich 
die Interessenverbände nicht innerhalb einer angemessenen Frist auf 
eine gemeinsame Vorschlagsliste, können die Mitglieder des Gewäs-
serunterhaltungsverbandes sowie Grundstückseigentümer Kandida-
ten vorschlagen. 4Das nähere Verfahren, die Zahl der Berufenen und 
deren Stimmenanteil, der mindestens 45 Prozent der satzungsmäßi-

Der § 2a wird aufgehoben. 
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erstmalige Bestellung. 

(3) Die Mitglieder der Verbandsbeiräte geben sich selbst eine Ge-
schäftsordnung. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse der Bei-
räte erfolgen mit einfacher Mehrheit der anwesenden Stimmen. 

(4) Die Mitglieder der Verbandsbeiräte können sich über alle Angele-
genheiten des Verbandes unterrichten lassen. Auf Verlangen ist 
ihnen Einsicht in Unterlagen und Belege zu gewähren. Die Mitglie-
der der Verbandsbeiräte können an Sitzungen der Verbandsver-
sammlung oder des Verbandsausschusses teilnehmen und haben 
dort ein uneingeschränktes Vorschlags- und Vortragsrecht. § 27 des 
Wasserverbandsgesetzes gilt entsprechend. 

(5) Bis zum Inkrafttreten von Satzungsregelungen gemäß Absatz 1 
Satz 5, längstens aber bis zum 30. Juni 2014, genügt die Beteiligung 
eines nach den Vorgaben des Absatzes 2 gebildeten Gremiums; die 
Absätze 3 und 4 gelten für dieses Gremium entsprechend. 

gen Stimmen betragen muss, regelt die Satzung. 5Die Stimmausübung 
ist dahin gehend zu begrenzen, dass die anwesenden Berufenen 
zusammen weniger Stimmen auf sich vereinigen als die übrigen in den 
jeweiligen Verbandsversammlungen oder dem Verbandsausschuss 
anwesenden Stimmberechtigten. 6Ist ein Berufener an der Teilnahme 
an der Sitzung des Verbandsausschusses oder der Verbandsversamm-
lung verhindert, wird er durch einen Stellvertreter in der Sitzung 
vertreten. 7Der Stellvertreter ist in der gemeinsamen Vorschlagsliste 
sowie bei einem Vorschlag nach Satz 2 zu benennen. 8Die Berufenen 
haben die gleichen Informations- und Einsichtsrechte wie die sonsti-
gen Vertreter der Verbandsmitglieder. 

§ 3 Anzuwendendes Recht 

Auf die Verbände finden die Vorschriften des Wasserverbandsgesetzes 
und des Brandenburgischen Wassergesetzes Anwendung, soweit nicht 
in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

unverändert unverändert 

§ 4 Satzung 
1Die Rechtsverhältnisse der Gewässerunterhaltungsverbände und die 
Rechtsbeziehungen zu den Verbandsmitgliedern bestimmen sich nach 
den Verbandssatzungen. 2In den Verbandssatzungen ist die Stimmen-
zahl der Mitglieder in der Verbandsversammlung entsprechend dem 
Verhältnis der Beiträge festzulegen. 

§ 4 Satzung 
1Die Rechtsverhältnisse der Gewässerunterhaltungsverbände und die 
Rechtsbeziehungen zu den Verbandsmitgliedern bestimmen sich nach 
den Verbandssatzungen. 2In den Verbandssatzungen ist die Stimmen-
zahl der Mitglieder in der Verbandsversammlung entsprechend dem 
Verhältnis der Beiträge festzulegen. 3Für den Stimmenanteil der Beru-
fenen in der Verbandsversammlung oder in dem Verbandsausschuss 
und die Stimmausübung gilt § 2a. 

§ 4 Satzung 

unverändert zu BbgWG: 
1Die Rechtsverhältnisse der Gewässerunterhaltungsverbände und die 
Rechtsbeziehungen zu den Verbandsmitgliedern bestimmen sich nach 
den Verbandssatzungen. 2In den Verbandssatzungen ist die Stimmen-
zahl der Mitglieder in der Verbandsversammlung entsprechend dem 
Verhältnis der Beiträge festzulegen. Für den Stimmenanteil der Beru-
fenen in der Verbandsversammlung oder in dem Verbandsausschuss 
und die Stimmausübung gilt § 2a. 

§ 5 Erste Organberufung 

Die Aufsichtsbehörde beruft die erste Verbandsversammlung oder den 
Ausschuss durch öffentliche Bekanntmachung ein. 

unverändert unverändert 

§ 6 Haushalt, Rechnungslegung, Prüfung 

 
Für den Haushalt, die Rechnungslegung sowie deren Prüfung gelten die 
Bestimmungen der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg über 
das Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen (§§ 63 bis 85 
und §§ 101 bis 104) entsprechend, soweit in den Satzungen nichts 

§ 6 Haushaltswirtschaft, Rechnungswesen, Jahresabschluss 

 
(1) 1Die Haushaltswirtschaft, das Rechnungswesen und der Jahresab-

schluss sind nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung zu 
führen. 2Es gelten die Bestimmungen des Handelsgesetzbuches 
(§§ 238 bis 263) entsprechend. 3Das für Wasserwirtschaft zustän-

§ 6 Haushaltswirtschaft, Rechnungswesen, Jahresabschluss 

Verändert zu BbgWG: 
(1) Für den Haushalt, die Rechnungslegung sowie deren Prüfung gelten 

die Bestimmungen der Kommunalverfassung des Landes Branden-
burg über das Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Prüfwesen 
(§§ 74 bis 94 und §§ 111 bis 115) entsprechend, soweit in den Sat-
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anderes bestimmt ist. dige Mitglied der Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 

das Nähere regeln. 
zungen nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Im Wirtschaftsplan und im Jahresabschluss müssen die nachfol-
genden Aufgaben getrennt geplant und dargestellt werden: 

 

1. Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung (§ 79 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 des Brandenburgischen Wassergesetzes) 

2. Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung (§ 79 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Brandenburgischen Wassergesetzes) 

3. durch Gesetz oder Rechtsverordnung übertragene Aufgaben (§ 79 
Absatz 1 Satz 3, § 97 Absatz 3 Satz 1, § 126 Absatz 3 Satz 3 und 4 
des Brandenburgischen Wassergesetzes) 

4. freiwillige Aufgaben. 

(2) Die doppelte Buchführung ist in angemessener Frist einzuführen. 
Im Wirtschaftsplan und im Jahresabschluss müssen die nachfol-
genden Aufgaben getrennt und geplant dargestellt werden: 

1. Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung (§ 79 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 des Brandenburgischen Wassergesetzes) 

2. Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung (§ 79 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 des Brandenburgischen Wassergesetzes) 

3. durch Gesetz oder Rechtsverordnung übertragene Aufgaben (§ 79 
Absatz 1 Satz 3, § 97 Absatz 3 Satz 1, § 126 Absatz 3 Satz 3 und 4 
des Brandenburgischen Wassergesetzes) 

4. freiwillige Aufgaben. 

(3) 1Die Prüfung des Jahresabschlusses erfolgt durch einen unabhängi-
gen Prüfer auf Kosten des Verbandes. 2Prüfer kann ein Wirt-
schaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sein. 3Die 
Bestellung des Prüfers erfolgt durch die Verbandsversammlung 
oder den Verbandsausschuss, soweit die Satzung kein anderes 
Verbandsorgan bestimmt. 4Eine erneute Bestellung desselben Prü-
fers ist zulässig, ist aber auf drei Haushaltsjahre hintereinander 
begrenzt. 5Die Prüfung schließt die Haushalts- und Rechnungsfüh-
rung, die Rechtmäßigkeit der Beitrags- und Mehrkostenermittlung 
und die Rechtmäßigkeit der Beitragserhebung und Mehrkosten-
rechnungslegung ein. 6Näheres kann durch die Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Satz 3 geregelt werden. 

unverändert zu GE LReg 

 (4) 1Die Verbände haben zur Sicherung des Haushaltes angemessene 
Rücklagen zu bilden. 2Näheres kann durch die Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Satz 3 geregelt werden. 

(4) 1Die Gewässerunterhaltungsverbände können, soweit eine Finan-
zierung durch Nachtragshaushalt nicht möglich ist, zur Sicherung 
des Haushaltes in dem jeweiligen Aufgabenbereich eine Rücklage 
bilden. 2Rücklagenbildung ist nur zulässig, wenn sie für einen be-
sonderen Zweck, aufgabenbereichsspezifisch und in angemessener 
Höhe erfolgt. 3Entnahmen aus der Rücklage sind nur zur Verwen-
dung im jeweiligen Aufgabenbereich gestattet. 4Die Bildung einer 
Rücklage, die 50 vom Hundert der vorjährigen Einnahmen des je-
weiligen Aufgabenbereichs überschreitet, ist unzulässig. 

§ 6a Bekanntmachungen 

 
Die im Wasserverbandsgesetz vorgeschriebenen öffentlichen Bekannt-
machungen der Aufsichtsbehörde erfolgen im amtlichen Bekanntma-

§ 6a Bekanntmachungen 

 
Die im Wasserverbandsgesetz und in diesem Gesetz vorgeschriebenen 
öffentlichen Bekanntmachungen der Aufsichtsbehörde erfolgen im 

§ 6a Bekanntmachungen 

unverändert zu BbgWG: 
Die im Wasserverbandsgesetz und in diesem Gesetz vorgeschriebenen 
öffentlichen Bekanntmachungen der Aufsichtsbehörde erfolgen im 
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chungsblatt der Aufsichtsbehörde. amtlichen Bekanntmachungsblatt der Aufsichtsbehörde. amtlichen Bekanntmachungsblatt der Aufsichtsbehörde. 

§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
1Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 2Gleichzeitig 
tritt die Verordnung über die Wasser- und Bodenverbände zur Unter-
haltung, zum Ausbau und zur Renaturierung der Gewässer II. Ordnung 
vom 26. Mai 1993 (GVBI. II S. 262) außer Kraft. 

 

(Inkrafttretungsformel des Dritten Gesetzes zur Änderung 
wasserrechtlicher Vorschriften: 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe a, b und d Doppel-
buchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa treten am 1. Januar 
2018 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nummer 1 bis 3 tritt am 1. Januar 2019 in 
Kraft. 

 
 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 29 Buchstabe a, b und d Doppel-
buchstabe bb Dreifachbuchstabe aaa sowie Artikel 2 
Nummer 1 bis 3 treten am 1. Januar 2018 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nummer 1 bis 3 tritt am 1. Januar 2019 in 
Kraft. 

Anlage zu § 1 Verbandsgebiete der Gewässerunterhaltungsverbände 
des Landes Brandenburg 

… 

unverändert unverändert 
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